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Gesetzentwurf 

der Staatsregierung 

über die elektronische Verwaltung in Bayern 

A)  Problem 

1. Die fortschreitende Digitalisierung verändert alle Lebensbereiche. 
Für die Bürgerinnen und Bürger (im Folgenden: Bürger), für Wirt-
schaft und Verwaltung eröffnen sich neue Informations- und 
Kommunikationsmöglichkeiten. Es entstehen neue Märkte und 
Geschäftsfelder, neue Forschungsgebiete, Bildungsangebote und 
Verwaltungsdienste. Die Staatsregierung hat die Gestaltung der 
mit der Digitalisierung einhergehenden politischen, gesellschaftli-
chen und rechtlichen Veränderungen zu einem Schwerpunkt ihres 
laufenden Regierungsprogramms erhoben. Hierbei kommt dem 
Ausbau des E-Government besondere Bedeutung zu. Der Begriff 
„E-Government“ steht für den zielgerichteten Einsatz von Informa-
tions- und Kommunikationstechnologien zur Erfüllung von Verwal-
tungsaufgaben (zur umfassenderen Speyerer Definition siehe: 
http://foev.dhv-speyer.de/ruvii/Sp-EGov.pdf). Das Staatsministeri-
um der Finanzen, für Landesentwicklung und Heimat hat mit dem 
Programm „Montgelas 3.0“ Eckpunkte für die Digitalisierung der 
Verwaltung in Bayern vorgelegt. Neben der Bündelung aller Onli-
ne-Verwaltungsangebote und der Zusammenarbeit von Freistaat 
und Kommunen bildet die Schaffung eines zukunftsfähigen 
Rechtsrahmens für die elektronische Verwaltung eines der Haupt-
ziele.  

2. Durch den Ausbau des E-Government wird die Leistungsfähigkeit 
und Effizienz der Verwaltung erhöht und ein wesentlicher Beitrag 
zu Verwaltungsmodernisierung und Bürokratieabbau geleistet. Für 
Bürger und Unternehmen wird der Zugang zu öffentlichen Diens-
ten, Verfahren und Informationen erleichtert. Die Verwaltung kann 
einfacher, effektiver, bürger- und unternehmensfreundlicher ge-
staltet werden. Elektronische Verwaltungsdienste können die Be-
wältigung der Folgen des demografischen Wandels erleichtern. 
Bürger und Unternehmen können im städtischen wie im ländlichen 
Raum zeit- und ortsunabhängig auf leistungsfähige Verwaltungs-
infrastrukturen zurückgreifen. Damit verbunden ist ein erhebliches 
Einsparpotenzial für Bürger, Wirtschaft und Verwaltung. Bisher 
wird der Ausbau der digitalen Verwaltung jedoch gerade auch 
durch rechtliche Hürden erschwert. Für den Ersatz der Schriftform 
durch die elektronische Form fehlt es nach wie vor an nutzer-
freundlichen Verfahren. Die im Bayerischen Verwaltungsverfah-
rensgesetz für den Schriftformersatz bisher allein zugelassene 
qualifizierte elektronische Signatur (qeS) hat sich bei Bürgern, Un-
ternehmen und Verwaltung nicht durchsetzen können. Dies stellt 
angesichts einer Vielzahl von Formerfordernissen im Bundes-, 
Landes- und Kommunalrecht eines der wohl wesentlichsten Hin-
dernisse für den Ausbau der elektronischen Verwaltung dar. Be-
sondere Zugangshürden zur elektronischen Verwaltung bestehen 
für Menschen mit Behinderung. Gerade hier bieten rechtliche An-
forderungen an die Barrierefreiheit jedoch auch besondere Chan-
cen zur Schließung der „Digital Divide“. 
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3. Andererseits fehlt es oft auch an klaren rechtlichen Vorgaben, 
grundsätzlich mögliche elektronische Dienste und Verfahren auch 
tatsächlich anzubieten. Behörden sind zur Eröffnung des Zugangs 
für die elektronische Kommunikation mit Bürgern und Unterneh-
men zwar berechtigt, aber – beim Vollzug von Landes- und Kom-
munalrecht – nach wie vor nicht verpflichtet. Ebenso fehlt eine 
Verpflichtung der Behörden, Dienste und Verfahren nach Möglich-
keit auch online zur Verfügung zu stellen, Nachweise grundsätz-
lich in elektronischer Form anzuerkennen oder flächendeckend 
ePayment bereitzustellen. Für öffentliche Auftraggeber in Bayern 
besteht bisher auch keine Verpflichtung, elektronische Rechnun-
gen entgegenzunehmen. Unverzichtbar für den Ausbau der digita-
len Verwaltung ist auch dessen Akzeptanz bei Bürgern und Unter-
nehmen. Neben klar umrissenen Zugangs- und Verfahrensrechten 
in der elektronischen Verwaltung kommt dem Datenschutz und 
der Informationssicherheit eine Schlüsselrolle zu. Datenschutz 
und IT-Sicherheit sind keine Hindernisse für die digitale Verwal-
tung, sondern dessen unverzichtbare Voraussetzungen und Stand-
ortfaktoren im globalen Wettbewerb. Die flächendeckende Digitali-
sierung der Verwaltung in Bayern erfordert schließlich auch effek-
tive Rahmenregelungen über die Verantwortlichkeiten und die Zu-
sammenarbeit von Freistaat und Kommunen. Im Interesse der 
stärkeren Einbindung der Bürger in Vorgänge der öffentlichen Ver-
waltung soll zudem ein allgemeiner Auskunftsanspruch kodifiziert 
werden. Damit soll Rechtssicherheit über Umfang und Grenzen 
allgemeiner Auskunftsrechte der Bürger gegenüber staatlichen 
und kommunalen Stellen geschaffen werden. 

4. Der Ausbau der digitalen Verwaltung steht im Kontext völker-, 
unions- und bundesrechtlicher Vorgaben. Die UN-Behindertenkon-
vention fordert die angemessene barrierefreie Ausgestaltung der 
Informations- und Kommunikationstechnologie. Das Unionsrecht 
zielt auf die grenzüberschreitende Interoperabilität nationaler Ver-
trauens- und Identifizierungsdienste und definiert die Grundlagen 
für den Schutz personenbezogener Daten. Es setzt die Schaffung 
und rechtliche Anerkennung entsprechender elektronischer Diens-
te auf mitgliedstaatlicher Ebene voraus (z.B. neuer Personalaus-
weis). Mit dem Gesetz zur Förderung der elektronischen Verwal-
tung (E-Government-Gesetz – EGovG) vom 25. Juli 2013 (BGBl. I 
S. 2749) hat der Bundesgesetzgeber einen wichtigen Schritt zur 
Beseitigung rechtlicher Hindernisse für die elektronische Verwal-
tung in Deutschland vollzogen. Der Regelungsschwerpunkt des 
EGovG Bund liegt allerdings auf der Bundesebene. Für Behörden 
der Länder und Kommunen werden nur relativ eng begrenzte Ba-
sispflichten normiert. Zudem ist das Gesetz nur bei Vollzug von 
Bundesrecht anwendbar. Schon mangels Bundeskompetenz feh-
len Regelungen zur IT-Sicherheit in der Landes- und Kommunal-
verwaltung und zur Zusammenarbeit von Ländern und Kommu-
nen.  
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B) Lösung 

Der Ausbau und dauerhafte erfolgreiche Einsatz der digitalen Verwal-
tung in Bayern erfordert einen einheitlichen Rechtsrahmen, der zum 
Bundes-, Unions- und Völkerrecht kompatibel ist.  

Ziele des Bayerischen E-Government-Gesetzes (BayEGovG) sind,  

─ einen Rechtsrahmen für die digitale Verwaltung auf allen Verwal-
tungsebenen in Bayern zu schaffen,  

─ die elektronische Kommunikation als Leitmedium des Verwal-
tungsverfahrens zu etablieren („Vom Blatt zum Byte“),  

─ rechtliche Hürden für das E-Government zu beseitigen und recht-
liche Anreize zum Ausbau des E-Government in Bayern zu schaf-
fen, 

─ digitale Zugangs- und Verfahrensrechte der Bürger gesetzlich zu 
verankern und einen gesetzlichen Auskunftsanspruch zu kodifizie-
ren,  

─ ein hohes Maß an IT-Sicherheit und effektiven Datenschutz in der 
digitalen Verwaltung in Bayern zu gewährleisten und 

─ die Behördenzusammenarbeit, insbesondere die Zusammenarbeit 
von Freistaat und Kommunen beim E-Government zu fördern. 

Im Sinn des Bürokratieabbaus sieht das Gesetz die Streichung bzw. 
Vereinfachung von mehr als 40 Schriftformerfordernissen und sonsti-
gen Formvorschriften des bayerischen Landesrechts vor.  

Das E-Government in Bayern soll barrierefrei ausgestaltet sein. Das 
Ziel der Förderung von Barrierefreiheit im E-Government wird daher 
explizit in Art. 9 Abs. 1 BayEGovG aufgenommen. Für neue Formen 
des Schriftformersatzes, die durch Rechtsverordnung eingeführt wer-
den können, wird eine barrierefreie Ausgestaltung ausdrücklich vor-
geschrieben (Art. 3a Abs. 2 Satz 4 Nr. 4 BayVwVfG). 

In Umsetzung der Richtlinie 2014/55/EU des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 16. April 2014 über die elektronische 
Rechnungstellung bei öffentlichen Aufträgen (ABl. L 133 vom 6. Mai 
2014, S. 1 bis 11) schafft das Gesetz den Rechtsrahmen für die Ein-
führung der elektronischen Rechnung in der öffentlichen Verwaltung 
und bei anderen öffentlichen Auftraggebern in Bayern.  

Das Gesetz umfasst auch eine Novelle des Bayerischen Daten-
schutzgesetzes (BayDSG). Durch die Schaffung neuer datenschutz-
rechtlicher Instrumente (z.B. Basisdienste, Gemeinsame Verfahren) 
soll das Datenschutzrecht auf die Herausforderungen der Digitalisie-
rung eingestellt werden. Zur stärkeren Einbindung der Bürger in Ver-
waltungsvorgänge soll ein Auskunftsanspruch im BayDSG verankert 
werden. Den schutzwürdigen Interessen der Betroffenen und den 
Belangen des Datenschutzes wird angemessen Rechnung getragen.  

Um die Einheitlichkeit des Vollzugs auf allen Verwaltungsebenen in 
Bayern zu gewährleisten, soll das BayEGovG grundsätzlich abschlie-
ßend bei der Anwendung von Bundes-, Landes- und Kommunalrecht 
gelten. Der Anwendungsbereich des E-Government-Gesetzes des 
Bundes soll gem. Art. 84 Abs. 1 Sätze 1 und 2 GG auf die Ausführung 
von Bundesrecht in Auftrag des Bundes beschränkt werden. Die in-
haltliche Kompatibilität zum Bundesgesetz wird gewahrt.  
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Das Gesetz enthält neuartige Regelungen, deren Folgen für den Ver-
waltungsvollzug noch nicht abschließend beurteilt werden können. 
Ebenso können die Auswirkungen des technischen Wandels auf das 
E-Government ex ante nur sehr bedingt abgeschätzt werden. Das 
Gesetz soll daher fünf Jahre nach seinem Inkrafttreten hinsichtlich 
seiner rechtlichen und tatsächlichen Auswirkungen für Bürger, Wirt-
schaft und Verwaltung evaluiert werden. Hierbei sollen insbesondere 
die Auswirkungen auf den Datenschutz, der mit dem Gesetz einher-
gehende Aufwand und die damit verbundenen Entlastungen ermittelt 
werden. 

In seiner Gesamtheit soll das Gesetz einen Beitrag zur Verwaltungs-
modernisierung und Deregulierung im Rahmen des Bürokratieentlas-
tungsprogramms des Freistaates Bayern leisten.  

 

C)  Alternativen 

Ohne die beabsichtigten rechtlichen Regelungen ist mit deutlichen 
Verzögerungen beim Ausbau der digitalen Verwaltung in Bayern zu 
rechnen. Die zu erwartenden Kosteneinsparungen könnten nicht oder 
nur verzögert realisiert werden.  

 

D)  Kosten 

Die Folgewirkungen, Kosten und Einsparpotenziale des Gesetzes für 
Staat, Kommunen, Bürger und Wirtschaft werden in der Gesetzesbe-
gründung im Einzelnen erläutert (dort unter Buchst. B).  

1. Staat 

Die dem Freistaat infolge der Anpassung von vorhandenen und 
die Einführung bzw. den Ausbau neuer IT-Lösungen entstehenden 
Kosten können aufgrund der unterschiedlichen Gestaltung der je-
weiligen Verfahren und der bestehenden Umsetzungsspielräume 
der Behörden derzeit noch nicht konkret beziffert werden. Eine 
wirkungsvolle und nachhaltige Umsetzung dieses Gesetzes ist 
wegen der Größe und Komplexität der umzusetzenden Verände-
rungen nur schrittweise und im Rahmen eines angemessenen 
Übergangszeitraums von mehreren Jahren möglich. Die Finanzie-
rung der vorgeschlagenen Maßnahmen muss künftigen Haushal-
ten sowie der Bereitstellung von Mitteln durch den Haushaltsge-
setzgeber vorbehalten bleiben und kann nur im Rahmen verfügba-
rer (Plan-)Stellen und Haushaltsmittel erfolgen. Bei der Umset-
zung der Maßnahmen ist dem Grundsatz der Wirtschaftlichkeit 
und Sparsamkeit Rechnung zu tragen (Art. 7 BayHO) (siehe zu 
den Kosten im Einzelnen: Begründung Buchst. B Nr. 1).  

Das mit dem Gesetz insgesamt verbundene Einsparpotenzial 
kann näherungsweise auf Basis des Gutachtens des Normenkon-
trollrats zum Einsparpotenzial für bei Vollumsetzung des EGovG 
des Bundes geschätzt werden (NKR-Nr. 2030). Der Normenkon-
trollrat geht bei einem Umsetzungszeitraum von 30 Jahren von ei-
nem jährlichen Einsparpotenzial von 930 Mio. Euro für die öffentli-
che Verwaltung aus. Diese Schätzungen können orientierend auf 
das BayEGovG übertragen werden. Die Zahl der Beschäftigten 
auf Landes-, Kommunal- und sonstiger Selbstverwaltungsebene in 
Bayern ist z.B. mit der Gesamtzahl der Beschäftigten der Bundes-
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verwaltung in etwa vergleichbar; auf Landes- und Kommunalebe-
ne bestehen zudem deutlich mehr bürokratieintensive Bürger- und 
Unternehmenskontakte. In den Schätzungen sind allerdings ge-
sondert zu berücksichtigende Kosten und Nutzenpotenziale nicht 
enthalten, die sich aus den in Bayern geplanten Regelungen zur 
elektronischen Rechnung, zum Datenschutz und zur Informations-
sicherheit ergeben.  

Das BayEGovG sieht zur Umsetzung der Richtlinie 2014/55/EU 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 
über die elektronische Rechnungstellung bei öffentlichen Aufträ-
gen (ABl. L 133 vom 6. Mai 2014, S. 1 bis 11) die Verpflichtung 
zur Entgegennahme elektronischer Rechnungen durch öffentliche 
Auftraggeber in Bayern ab 2019 vor. Hierbei ist im staatlichen Be-
reich mit einem einmaligen Erfüllungsaufwand in Höhe von ca. 
500.000 Euro zu rechnen. Auf Basis von Schätzungen des Bun-
desministeriums des Innern (BMI) ist bei Vollumsetzung der Rege-
lungen über die elektronische Rechnung in Bayern mit einem jähr-
lichen Einsparpotenzial von bis zu 500 Mio. Euro zu rechnen (sie-
he im Einzelnen: Begründung Buchst. B Nr. 1).  

Für die Einführung der zur Gewährleistung der IT-Sicherheit erfor-
derlichen Infrastrukturen werden über einen Zeitraum von fünf 
Jahren voraussichtlich Kosten in Höhe von ca. 10 Mio. Euro anfal-
len (siehe im Einzelnen: Begründung Buchst. B Nr. 1). Die daten-
schutzrechtlichen Vorschriften des Gesetzes führen zu einem er-
heblichen Bürokratieabbau und damit zu Kosteneinsparungen. Bei 
zentralen Basisdiensten und Basiskomponenten entfallen die bis-
her erforderlichen standardisierten „Massen-Auftragsdatenverar-
beitungsvereinbarungen“ zwischen fachlich zuständigen Behörden 
und zentralen Rechenzentren. Die Zeit- und Kosteneinsparungen 
lassen sich derzeit allerdings nicht abschließend quantifizieren. 
Diesen Einsparungen stehen begrenzte, nicht im Einzelnen ab-
schätzbare Belastungen staatlicher und kommunaler Behörden 
auf Grund einer möglichen Zunahme von Auskunftsbegehren ge-
genüber, für die die Kodifikation eines allgemeinen Auskunfts-
rechts Anlass geben kann. Eine nähere Abschätzung dieser Effek-
te aufgrund von Erfahrungen anderer Länder nach dem Erlass von 
Informationsfreiheitsgesetzen oder von Kommunen nach dem Er-
lass von Informationsfreiheitssatzungen erscheint wegen der un-
terschiedlichen Strukturen der Gebietskörperschaften und nicht 
vergleichbarer Regelungskonzepte nicht möglich.  

Nicht von vornherein auszuschließende Belastungen durch eine 
zunehmende Gesamtzahl von Auskunftsbegehren stehen Entlas-
tungseffekte der Kodifizierung allgemeiner Auskunftsrechte ge-
genüber: Sie vermittelt anders als der bisherige aus dem Rechts-
staatsprinzip abgeleitete, ungeschriebene Anspruch auf ermes-
sensfehlerfreie Entscheidung über Auskunftsbegehren für den 
Vollzug im staatlichen wie im kommunalen Bereich ein klar struk-
turiertes Prüfprogramm, das praxistaugliche Maßstäbe für die Lö-
sung von Konflikten zwischen Informationszugangsinteressen und 
öffentlichen oder privaten Schutzinteressen bereitstellt (z.B. im 
Hinblick auf als vertraulich gekennzeichnete, der verwaltungsin-
ternen Willensbildung dienende Vorgänge oder den strikten Aus-
schluss von mit unverhältnismäßigem Verwaltungsaufwand ver-
bundenen Auskunftsansprüchen). 
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2. Kommunen 

Das Gesetz gilt auch für die Kommunen. Der Anwendungsbereich 
einiger Rechtsvorschriften wird jedoch im Interesse der Wahrung 
der kommunalen Organisationshoheit eingeschränkt. So sind die 
Kommunen insbesondere nicht zur elektronischen Akten- und Re-
gisterführung verpflichtet, sodass insoweit auch keine Umset-
zungskosten anfallen. Im Übrigen können die Kosten auch im 
kommunalen Bereich aufgrund der unterschiedlichen Gestaltung 
der jeweiligen Verfahren und der bestehenden Umsetzungsspiel-
räume der Behörden erst im Verlauf der Umsetzung abschließend 
beziffert werden.  

Eine Ausgleichspflicht nach dem Konnexitätsprinzip ergibt sich 
aus den auf die Kommunen anwendbaren Regelungen des 
BayEGovG nicht. Das Konnexitätsprinzip erfasst nur die Übertra-
gung von Sachaufgaben sowie besondere Anforderungen an die 
Aufgabenerledigung, nicht jedoch Organisationsaufgaben oder 
prozedurale Vorschriften. Das gilt auch, soweit organisationsrecht-
liche Entscheidungen des Landesgesetzgebers mittelbare Auswir-
kungen auf die Erledigung von Sachaufgaben haben. Durch das 
Gesetz werden flexible Rahmenregelungen getroffen, die auch 
den Kommunen einen stufenweisen Übergang zu elektronischen 
Abläufen ermöglichen. Ziel des Gesetzes ist, auch im Bereich der 
Verwaltungskommunikation mit der allgemein fortschreitenden Di-
gitalisierung aller Lebensbereiche Schritt zu halten. Hierdurch 
werden den Kommunen keine neuen Aufgaben übertragen oder 
besondere Anforderungen gestellt, die mit konnexitätsrelevanten 
Mehrkosten verbunden sind. In diesem Zusammenhang ist auch 
zu berücksichtigen, dass die Kommunen ihre Verpflichtungen 
durch die Nutzung von zentralen Diensten erfüllen können, die der 
Freistaat unentgeltlich bereitstellt. Die Spitzenverbände weisen 
darauf hin, dass eine abschließende Beurteilung des Vorliegens 
konnexitätsrelevanter Mehrkosten aus ihrer Sicht erst nach Durch-
führung der Evaluierung möglich ist. 

Das Gesetz sieht für die Kommunen insbesondere die Verpflich-
tung zur Zugangseröffnung, zur elektronischen Identifikation sowie 
zum Angebot von Verschlüsselungsverfahren und ePayment-
Systemen vor. Verpflichtungen zur elektronischen Bereitstellung 
von Behördeninformationen und zur elektronischen Akten- oder 
Registerführung bestehen dagegen für die Kommunen nicht. Die 
Verpflichtung zur Zugangseröffnung besteht für die Kommunen 
bereits jetzt auf Grundlage von § 2 EGovG des Bundes. Insoweit 
entstehen keine Mehrkosten. Im Übrigen können die genannten 
Verpflichtungen von den Kommunen auch durch die Nutzung von 
zentralen Diensten erfüllt werden, die der Freistaat im Rahmen 
des Bayernportals den staatlichen Behörden sowie den Kommu-
nen unentgeltlich bereitstellt (siehe im Einzelnen: Begründung 
Buchst. B Nr. 2).  

Zur Umsetzung der Vorschriften zur elektronischen Rechnung ist 
auch im kommunalen Bereich mit einem einmaligen Erfüllungs-
aufwand zu rechnen, der aktuell nicht sicher beziffert werden kann 
(siehe zur Orientierung die Zahlen für den staatlichen Bereich). 
Diesem Erfüllungsaufwand stehen jedoch auch im kommunalen 
Bereich zu erwartende Einsparungen gegenüber. Ausgleichs-
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pflichten nach dem Konnexitätsprinzip ergeben sich nicht, da die 
Regelung der Umsetzung von Unionsrecht dient.  

Unter Berücksichtigung der Anteile des Freistaates und der Kom-
munen an den Sachausgaben der öffentlichen Hand in Bayern ist 
davon auszugehen, dass ca. 65 Prozent des Rechnungstellungs-
aufwands und damit auch des Einsparpotenzials auf der kommu-
nalen Ebene anfallen. Dies entspricht einem kommunalen Anteil 
an den möglichen Gesamteinsparungen in Höhe von bis zu 325 
Mio. Euro (= 65 % von 500 Mio. Euro). Siehe auch im Einzelnen, 
Begründung Buchst. B Nr. 2. 

Die geplante Regelung eines allgemeinen Auskunftsrechts stellt 
lediglich eine Kodifizierung des schon heute geltenden, aus dem 
Rechtsstaatsprinzip abgeleiteten, ungeschriebenen Anspruchs auf 
ermessensfehlerfreie Entscheidung dar. Im Übrigen gelten die 
Ausführungen zu den Folgewirkungen dieser Regelung für staatli-
che Stellen entsprechend. 

3. Wirtschaft und Bürger 

Bei vollständiger Umsetzung des Gesetzes ist für die Wirtschaft 
und Bürger mit erheblichen Effizienzgewinnen zu rechnen (siehe 
Prognosen des Normenkontrollrats zu den Einsparmöglichkeiten 
bei Vollumsetzung des EGovG des Bundes in der Bundesverwal-
tung, BR-Drs. 557/12 vom 21. September 2012, S. 34 ff.). Die Er-
leichterung des elektronischen Schriftformersatzes bewirkt eine 
Reduzierung des Zeitaufwands zur Erfüllung bestehender Infor-
mationspflichten der Wirtschaft. Die Bürokratiekosten sinken allein 
hier um bis zu 190 Mio. Euro jährlich. Weitere Effizienzgewinne 
ergeben sich aus dem Abbau von Formvorschriften, der Erleichte-
rung des Online-ePayment und durch die Einführung der elektro-
nischen Rechnung in der Verwaltung, deren Nutzung für die Wirt-
schaft optional ist. Das hieraus folgende Entlastungspotenzial für 
die Wirtschaft kann derzeit nicht abschließend quantifiziert wer-
den.  

Mit dem Ausbau von E-Government-Instrumenten und Lösungen 
werden Bürgern neue und vereinfachte Möglichkeiten der Kom-
munikation, des Datenzugriffs, der Antragstellung, der Nachweis-
führung und der Bezahlung über das Internet zur Verfügung ste-
hen. Durch die Gleichstellung von Webanwendungen der Verwal-
tung in Verbindung mit der elektronischen Identifizierungsfunktion 
des neuen Personalausweises bzw. des elektronischen Aufent-
haltstitels und der absenderbestätigten De-Mail mit der qualifizier-
ten elektronischen Signatur bei der elektronischen Ersetzung der 
Schriftform können diese Angebote auch genutzt werden, wenn 
ein Schriftformerfordernis besteht. Durch die Nutzung der neuen 
E-Government-Angebote kann aufgrund der Reduzierung von 
Wege- und Wartezeiten mit geschätzten Effizienzgewinnen von 
36 Mio. Euro gerechnet werden.  
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Gesetzentwurf 

über die elektronische Verwaltung in Bayern 

(Bayerisches E-Government-Gesetz – BayEGovG) 

 

Art. 1 
Anwendungsbereich 

(1) Dieses Gesetz gilt für die öffentlich-rechtliche 
Verwaltungstätigkeit der Behörden des Freistaates 
Bayern, der Gemeinden und Gemeindeverbände und 
der sonstigen der Aufsicht des Freistaates Bayern 
unterstehenden juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts, soweit nicht besondere Rechtsvorschriften 
des Freistaates Bayern inhaltsgleiche oder entgegen-
stehende Bestimmungen enthalten.  

(2) 
1
Dieses Gesetz gilt nicht für Schulen, Kran-

kenhäuser, das Landesamt für Verfassungsschutz 
und Beliehene. 

2
Dieses Gesetz ist nicht anzuwenden 

auf die Tätigkeit der Finanzbehörden nach der Abga-
benordnung und die Verwaltungstätigkeit nach dem 
Zweiten Buch Sozialgesetzbuch. 

3
Art. 2 Abs. 1 und 2 

Nr. 2 und Abs. 3 des Bayerischen Verwaltungsverfah-
rensgesetzes (BayVwVfG) gelten entsprechend.  

(3) Das E-Government-Gesetz des Bundes findet 
nur beim Vollzug von Bundesrecht im Auftrag des 
Bundes Anwendung.  

 

Art. 2 
Digitale Zugangs- und Verfahrensrechte 

1
Jeder hat das Recht, nach Maßgabe der Art. 3 

bis 5 elektronisch über das Internet mit den Behörden 
zu kommunizieren und ihre Dienste in Anspruch zu 
nehmen. 

2
Er kann verlangen, dass Verwaltungsver-

fahren nach Maßgabe des Art. 6 ihm gegenüber elekt-
ronisch durchgeführt werden. 

3
Die Möglichkeit, die ihn 

betreffenden Verfahren auch weiterhin nichtelektro-
nisch zu erledigen, bleibt unberührt. 

 

Art. 3 
Elektronische Kommunikation und Identifizierung 

(1) 
1
Jede Behörde ist verpflichtet, einen Zugang 

für die Übermittlung elektronischer sowie im Sinn des 
Art. 3a Abs. 2 BayVwVfG schriftformersetzender Do-
kumente zu eröffnen. 

2
Die Übermittlung elektronischer 

Dokumente der Behörden ist zulässig, soweit und 
solange der Empfänger hierfür einen Zugang eröffnet. 
3
Die Behörden stellen hierfür jeweils ein geeignetes 

Verschlüsselungsverfahren bereit. 
4
Soweit nichts an-

deres bestimmt ist, entscheidet die Behörde über die 
Art und Weise der Übermittlungsmöglichkeit.  

(2) Jede Behörde hat den Zugang auch über eine 
De-Mail-Adresse zu eröffnen, soweit sie an einen 
Basisdienst für De-Mail im Sinn von Art. 9 Abs. 2 an-
geschlossen ist.  

(3) Die Behörden sind verpflichtet, in elektroni-
schen Verwaltungsverfahren, in denen sie die Identität 
einer Person auf Grund einer Rechtsvorschrift festzu-
stellen haben oder aus anderen Gründen eine Identi-
fizierung für notwendig erachten, einen elektronischen 
Identitätsnachweis nach § 18 des Personalausweis-
gesetzes oder § 78 Abs. 5 des Aufenthaltsgesetzes 
anzubieten.  

 

Art. 4 
Elektronische Behördendienste 

(1)
 1

Die Behörden sollen ihre Dienste auch elekt-
ronisch über das Internet anbieten, soweit dies wirt-
schaftlich und zweckmäßig ist. 

2
Die staatlichen Be-

hörden sollen dabei zugleich die Informationen bereit-
stellen, die für ihre sachgerechte elektronische Inan-
spruchnahme erforderlich sind. 

3
Für die Nutzung des 

elektronischen Wegs werden vorbehaltlich anderer 
Rechtsvorschriften keine zusätzlichen Kosten erho-
ben. 

(2) 
1
Veröffentlichungspflichtige Mitteilungen und 

amtliche Verkündungsblätter können auch elektro-
nisch über das Internet bekannt gemacht werden. 
2
Vorbehaltlich entgegenstehender rechtlicher Vorga-

ben kann die Bekanntmachung ausschließlich elekt-
ronisch erfolgen, wenn eine Veränderung der veröf-
fentlichten Inhalte ausgeschlossen ist und die Ein-
sichtnahme auch unmittelbar bei der die Veröffentli-
chung veranlassenden Stelle für alle Personen auf 
Dauer gewährleistet wird. 

3
Das Nähere regelt die 

Staatsregierung für ihren Bereich durch Bekanntma-
chung. 

 

Art. 5 
Elektronischer Zahlungsverkehr und Rechnungen 

(1) Geldansprüche öffentlicher Kassen können 
unbar beglichen werden, solange kein sofortiges an-
derweitiges Vollstreckungsinteresse besteht; die Be-
hörden bieten hierfür geeignete elektronische Zah-
lungsmöglichkeiten an. 

(2) 
1
Öffentliche Auftraggeber stellen den Empfang 

und die Verarbeitung elektronischer Rechnungen 
sicher, soweit für sie gemäß § 106a des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen eine Vergabe-
kammer des Freistaates Bayern zuständig ist. 

2
Eine 

Rechnung ist elektronisch, wenn sie in einem struktu-
rierten elektronischen Format ausgestellt, übermittelt 
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und empfangen wird, das ihre automatische und elekt-
ronische Verarbeitung ermöglicht. 

3
Das Nähere sowie 

Ausnahmen kann die Staatsregierung durch Rechts-
verordnung festlegen. 

 

Art. 6 
Elektronisches Verwaltungsverfahren 

(1) Behörden sind auf Verlangen eines Beteiligten 
verpflichtet, Verwaltungsverfahren oder abtrennbare 
Teile davon ihm gegenüber elektronisch durchzufüh-
ren, soweit dies wirtschaftlich und zweckmäßig ist.  

(2) 
1
Behördliche Formulare, die zur Verwendung 

durch Beteiligte dienen, sollen über das Internet auch 
elektronisch abrufbar sein. 

2
Ist auf Grund einer Rechts-

vorschrift ein bestimmtes Formular zwingend zu ver-
wenden, das ein Unterschriftsfeld vorsieht, wird allein 
dadurch nicht die Anordnung der Schriftform bewirkt. 

(3) 
1
Die Beteiligten können benötigte Nachweise 

und Unterlagen elektronisch einreichen, soweit durch 
Rechtsvorschrift nichts anderes bestimmt ist. 

2
Die Be-

hörde kann für bestimmte Verfahren oder im Einzelfall 
die Vorlage eines Originals verlangen. 

3
Kann eine Be-

hörde bestimmte, von einer deutschen öffentlichen 
Stelle ausgestellte Nachweise oder Unterlagen in 
automatisierter Weise elektronisch abrufen, soll sie 
diese in elektronisch geführten Verfahren selbst ein-
holen, wenn die datenschutzrechtlichen Vorausset-
zungen der Erhebung bei Dritten vorliegen oder wenn 
die Betroffenen in den Abruf einwilligen. 

 

Art. 7 
Elektronische Akten und Register 

(1) 
1
Die staatlichen Behörden sollen ihre Akten 

und Register elektronisch führen; Landratsämter und 
sonstige Behörden können ihre Akten und Register 
elektronisch führen. 

2
Die Grundsätze ordnungsgemä-

ßer Aktenführung sind zu wahren. 
3
Die gespeicherten 

Daten sind vor Informationsverlust sowie unberechtig-
ten Zugriffen und Veränderungen zu schützen. 

4
Die 

datenschutzrechtlichen Anforderungen sind zu beach-
ten. 

(2) Behörden, die die elektronische Aktenführung 
nutzen, sollen unter Einhaltung der datenschutzrecht-
lichen Bestimmungen untereinander Akten, Vorgänge 
und Dokumente elektronisch übermitteln. 

(3) 
1
Papierdokumente sollen in ein elektronisches 

Format übertragen und gespeichert werden. 
2
Sie kön-

nen anschließend vernichtet werden, soweit keine 
entgegenstehenden Pflichten zur Rückgabe oder Auf-
bewahrung bestehen. 

3
Bei der Übertragung ist nach 

dem Stand der Technik sicherzustellen, dass die 
elektronische Fassung mit dem Papierdokument 
übereinstimmt. 

 

Art. 8 
Informationssicherheit und Datenschutz 

(1) 
1
Die Sicherheit der informationstechnischen 

Systeme der Behörden ist im Rahmen der Verhält-
nismäßigkeit sicherzustellen. 

2
Die Behörden treffen zu 

diesem Zweck angemessene technische und organi-
satorische Maßnahmen im Sinn des Art. 7 des Baye-
rischen Datenschutzgesetzes (BayDSG) und erstellen 
die hierzu erforderlichen Informationssicherheitskon-
zepte.  

(2) 
1
Zur Unterstützung und Beratung aller Behör-

den, die an das Behördennetz des Freistaates Bayern 
angeschlossen sind, besteht für sicherheitsrelevante 
Vorfälle in IT-Systemen ein Computersicherheits-Er-
eignis- und Reaktionsteam (CERT). 

2
Es sammelt und 

bewertet die zur Abwehr von Gefahren für die Sicher-
heit der Informationstechnik erforderlichen Daten, 
insbesondere zu Sicherheitslücken, Schadprogram-
men, erfolgten oder versuchten Angriffen auf die Si-
cherheit in der Informationstechnik und der dabei be-
obachteten Vorgehensweise. 

3
Die an das Behörden-

netz angeschlossenen Behörden melden dem CERT 
sicherheitsrelevante Vorfälle. 

4
Das CERT spricht War-

nungen und Empfehlungen aus und leitet Erkenntnis-
se an Dritte weiter, wenn dies zur Erkennung und 
Abwehr von Gefahren für Verwaltung, Bürger oder 
Wirtschaft erforderlich ist. 

5
Personenbezogene Daten 

dürfen ausschließlich für die in Satz 2 genannten 
Zwecke erhoben, verarbeitet und genutzt werden.  

 

Art. 9 
Behördliche Zusammenarbeit 

(1) 
1
Die Behörden unterhalten die zur Erfüllung ih-

rer Aufgaben erforderlichen elektronischen Verwal-
tungsinfrastrukturen. 

2
Sie gewährleisten deren Sicher-

heit und fördern deren gegenseitige technische Ab-
stimmung und Barrierefreiheit. 

3
Die Behörden können 

bei Entwicklung, Einrichtung und Betrieb von elektro-
nischen Verwaltungsinfrastrukturen zusammenwirken 
und sich diese wechselseitig zur öffentlichen Aufga-
benerfüllung überlassen. 

(2) 
1
Der Freistaat Bayern kann elektronische Ver-

waltungsinfrastrukturen zur behördenübergreifenden 
Nutzung bereitstellen (Basisdienste). 

2
Nutzt eine Be-

hörde für sie nach Art. 26 Abs. 1 Satz 2 BayDSG frei-
gegebene Basisdienste, gilt sie als Auftraggeber im 
Sinn des Art. 6 BayDSG. 

3
Sie kann hierbei von der 

Fachaufsichtsbehörde unterstützt werden, die für das 
jeweilige Rechtsgebiet zuständig ist. 

4
Die Schutzrech-

te nach Art. 9 bis 13 BayDSG können auch gegen-
über der bereitstellenden Behörde wahrgenommen 
werden. 

(3) 
1
Behörden können ihre Verpflichtungen gemäß 

Art. 3 bis 6 auch durch den Anschluss an behörden-
übergreifende zentrale Dienste erfüllen, die das Staats-
ministerium der Finanzen, für Landesentwicklung und 
Heimat anbietet. 

2
Mit Einwilligung des Nutzers können 

dessen personenbezogene Daten an angeschlossene 
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Behörden übermittelt werden. 
3
Satz 1 gilt entsprechend 

beim Anschluss von Behörden an Basisdienste im Sinn 
des Abs. 2. 

4
Personenbezogene Daten dürfen aus-

schließlich für die Zwecke der zentralen Dienste erho-
ben, verarbeitet und genutzt werden. 

(4) 
1
Die Staatsregierung kann Einzelheiten zu 

Planung, Errichtung, Betrieb, Bereitstellung, Nutzung, 
Sicherheit und technischen Standards elektronischer 
Verwaltungsinfrastrukturen sowie die damit zusam-
menhängenden Aufgaben und datenschutzrechtlichen 
Befugnisse der Behörden durch Rechtsverordnung 
festlegen. 

2
Dies gilt für die Kommunen nur für die Be-

hördenzusammenarbeit im Sinn von Abs. 1 Satz 3. 

 

Art. 9a 
Änderung anderer Rechtsvorschriften 

(1) Das Bayerische Verwaltungsverfahrensgesetz 
– BayVwVfG – (BayRS 2010-1-I), zuletzt geändert 
durch § 1 des Gesetzes vom 22. Mai 2015 (GVBl 
S. 154), wird wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht erhält die Überschrift zu 
Art. 98 folgende Fassung: 

„(aufgehoben)“. 

2. Art. 3a Abs. 2 wird wie folgt geändert:  

a) Satz 2 erhält folgende Fassung:  

„
2
Der elektronischen Form genügt ein elektro-

nisches Dokument, das mit einer qualifizierten 
elektronischen Signatur nach dem Signatur-
gesetz versehen ist.“  

b) In Satz 3 werden vor dem Wort „ermöglicht“ 
die Worte „unmittelbar durch die Behörde“ ein-
gefügt. 

c) Es werden folgende Sätze 4 und 5 angefügt:  

„
4
Die Schriftform kann auch ersetzt werden  

1. durch unmittelbare Abgabe der Erklärung 
in einem elektronischen Formular, das von 
der Behörde in einem Eingabegerät oder 
über öffentlich zugängliche Netze zur Ver-
fügung gestellt wird; 

2. bei Anträgen und Anzeigen durch Versen-
dung eines elektronischen Dokuments an 
die Behörde mit der Versandart nach § 5 
Abs. 5 des De-Mail-Gesetzes; 

3. bei elektronischen Verwaltungsakten oder 
sonstigen elektronischen Dokumenten der 
Behörden durch Versendung einer De-
Mail-Nachricht nach § 5 Abs. 5 des De-
Mail-Gesetzes, bei der die Bestätigung 
des akkreditierten Diensteanbieters die er-
lassende Behörde als Nutzer des De-Mail-
Kontos erkennen lässt; 

4. durch sonstige sichere Verfahren, die 
durch Rechtsverordnung der Staatsregie-
rung festgelegt werden, welche den Da-

tenübermittler (Absender der Daten) au-
thentifizieren und die Integrität des elekt-
ronisch übermittelten Datensatzes sowie 
die Barrierefreiheit gewährleisten. 

5
In den Fällen des Satzes 4 Nr. 1 muss bei ei-

ner Eingabe über öffentlich zugängliche Netze 
ein sicherer Identitätsnachweis nach § 18 des 
Personalausweisgesetzes oder nach § 78 
Abs. 5 des Aufenthaltsgesetzes erfolgen.“ 

3. Art. 33 wird folgender Abs. 7 angefügt:  

„(7) Jede Behörde soll von Urkunden, die sie 
selbst ausgestellt hat, auf Verlangen ein elektroni-
sches Dokument nach Abs. 4 Nr. 4 Buchst. a oder 
eine elektronische Abschrift fertigen und beglau-
bigen.“  

4. Art. 37 Abs. 3 wird folgender Satz 3 angefügt:  

„
3
Im Fall des Art. 3a Abs. 2 Satz 4 Nr. 3 muss die 

Bestätigung nach § 5 Abs. 5 des De-Mail-
Gesetzes die erlassende Behörde als Nutzer des 
De-Mail-Kontos erkennen lassen.“ 

5. Art. 98 wird aufgehoben. 

(2) Die Gemeindeordnung für den Freistaat Bay-
ern (Gemeindeordnung – GO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl S. 796, 
BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert durch § 2 Nr. 5 
des Gesetzes vom 12. Mai 2015 (GVBl S. 82), wird 
wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird Art. 13a aufgehoben. 

2. In Art. 20a Abs. 4 Satz 1 Halbsatz 2 wird das Wort 
„Besoldungsordnung“ durch das Wort „Besol-
dungsgruppe“ ersetzt. 

3. In Art. 38 Abs. 2 Satz 1 Halbsatz 1 werden die 
Worte „oder müssen in elektronischer Form mit 
einer dauerhaft überprüfbaren qualifizierten elekt-
ronischen Signatur versehen sein“ gestrichen. 

4. In Art. 46 Abs. 2 Satz 3 werden nach dem Wort 
„schriftlich“ die Worte „oder elektronisch“ einge-
fügt.  

5. In Art. 65 Abs. 3 Satz 3 Halbsatz 1 wird das Wort 
„aufzulegen“ durch die Worte „zugänglich zu ma-
chen“ ersetzt. 

6. Art. 121 Abs. 2 wird aufgehoben; die Absatzbe-
zeichnung im bisherigen Abs. 1 entfällt. 

7. Im Wortlaut des Art. 122 entfällt die Absatzbe-
zeichnung. 

(3) Die Landkreisordnung für den Freistaat Bayern 
(Landkreisordnung – LKrO) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl S. 826, 
BayRS 2020-3-1-I), zuletzt geändert durch § 1 Nr. 39 
der Verordnung vom 22. Juli 2014 (GVBl S. 286), wird 
wie folgt geändert: 

1. In Art. 14a Abs. 3 Satz 1 Halbsatz 2 wird das Wort 
„Besoldungsordnung“ durch das Wort „Besol-
dungsgruppe“ ersetzt. 
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2. In Art. 35 Abs. 2 Satz 1 Halbsatz 1 werden die 
Worte „oder müssen in elektronischer Form mit 
einer dauerhaft überprüfbaren qualifizierten elekt-
ronischen Signatur versehen sein“ gestrichen. 

3. Art. 59 Abs. 3 Satz 3 Halbsatz 1 wird das Wort 
„aufzulegen“ durch die Worte „zugänglich zu ma-
chen“ ersetzt. 

4. Art. 108 Abs. 2 wird aufgehoben; die Absatzbe-
zeichnung im bisherigen Abs. 1 entfällt. 

(4) Die Bezirksordnung für den Freistaat Bayern 
(Bezirksordnung – BezO) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl S. 850, 
BayRS 2020-4-2-I), zuletzt geändert durch § 1 Nr. 40 
der Verordnung vom 22. Juli 2014 (GVBl S. 286), wird 
wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht erhält die Überschrift zu 
Art. 101 folgende Fassung: 

„(aufgehoben)“. 

2. In Art. 14a Abs. 4 Satz 1 Halbsatz 2 wird das Wort 
„Besoldungsordnung“ durch das Wort „Besol-
dungsgruppe“ ersetzt. 

3. In Art. 24 Abs. 2 Satz 2 werden nach dem Wort 
„schriftlich“ die Worte „oder elektronisch“ einge-
fügt.  

4. In Art. 33a Abs. 2 Satz 1 Halbsatz 1 werden die 
Worte „oder müssen in elektronischer Form mit 
einer dauerhaft überprüfbaren qualifizierten elekt-
ronischen Signatur versehen sein“ gestrichen. 

5. In Art. 57 Abs. 3 Satz 3 Halbsatz 1 wird das Wort 
„aufzulegen“ durch die Worte „zugänglich zu ma-
chen“ ersetzt. 

6. Art. 102 Abs. 2 wird aufgehoben; die Absatzbe-
zeichnung im bisherigen Abs. 1 entfällt. 

(5) Das Gesetz über die kommunale Zusammen-
arbeit (KommZG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 20. Juni 1994 (GVBl S. 555, ber. 1995 
S. 98, BayRS 2020-6-1-I), zuletzt geändert durch § 1 
Nr. 41 der Verordnung vom 22. Juli 2014 (GVBl 
S. 286), wird wie folgt geändert: 

1. Art. 16 Abs. 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 werden die Worte „schriftlich zu er-
klären“ durch das Wort „mitzuteilen“ ersetzt. 

b) In Satz 3 Halbsatz 2 wird das Wort „Erklärung“ 
durch das Wort „Mitteilung“ ersetzt. 

2. In Art. 27 Abs. 1 Satz 1 wird das Wort „schriftliche“ 
gestrichen. 

3. In Art. 32 Abs. 1 Sätze 1 und 2 werden jeweils 
nach dem Wort „schriftlich“ die Worte „oder elekt-
ronisch“ eingefügt. 

4. Art. 46 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 werden die Worte „gegenüber 
schriftlich zu erklären“ durch das Wort „mitzu-
teilen“ ersetzt. 

b) In Satz 4 wird das Wort „Erklärung“ durch das 
Wort „Mitteilung“ ersetzt. 

5. In Art. 52 Abs. 3 Satz 3 wird das Wort „schriftlich“ 
gestrichen. 

6. Art. 55 Abs. 2 wird aufgehoben; die Absatzbe-
zeichnung im bisherigen Abs. 1 entfällt. 

(6) Das Gesetz über kommunale Wahlbeamte und 
Wahlbeamtinnen (KWBG) vom 24. Juli 2012 (GVBl 
S. 366, BayRS 2022-1-I), zuletzt geändert durch § 2 
Nr. 8 des Gesetzes vom 12. Mai 2015 (GVBl S. 82), 
wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Art. 65 wird aufgehoben. 

b) Der bisherige Art. 66 wird Art. 65; die Über-
schrift erhält folgende Fassung: 

„Inkrafttreten“. 

2. In Art. 15 Abs. 4 Satz 1 werden die Worte „Art. 31 
Abs. 3 Satz 1 oder 4 GO“ durch die Worte „Art. 34 
Abs. 5 GO“ ersetzt. 

3. In Art. 45 Abs. 2 Satz 3 wird das Wort „schriftlich“ 
gestrichen. 

4. Art. 65 wird aufgehoben. 

5. Der bisherige Art. 66 wird Art. 65 und wie folgt 
geändert: 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

„Inkrafttreten“. 

b) Abs. 2 wird aufgehoben; die Absatzbezeich-
nung im bisherigen Abs. 1 entfällt. 

(7) Das Gesetz über die öffentlichen Sparkassen 
– Sparkassengesetz – SpkG – (BayRS 2025-1-I), zu-
letzt geändert durch § 1 des Gesetzes vom 17. De-
zember 2014 (GVBl S. 545), wird wie folgt geändert: 

1. Art. 13 Abs. 2 Satz 2 erhält folgende Fassung:  

„
2
Zu diesem Zweck kann die Aufsichtsbehörde je-

derzeit sämtliche Geschäfte und Verwaltungsvor-
gänge nachprüfen sowie Berichte und Akten ein-
fordern.“ 

2. In Art. 31 Satz 3 werden die Worte „und schriftlich“ 
gestrichen. 

(8) Das Bayerische Datenschutzgesetz (BayDSG) 
vom 23. Juli 1993 (GVBl S. 498, BayRS 204-1-I), zu-
letzt geändert durch § 1 Nr. 146 der Verordnung vom 
22. Juli 2014 (GVBl S. 286), wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift zu Art. 24 erhält folgende Fas-
sung: 

„(aufgehoben)“. 

b) Es wird folgender Art. 27a eingefügt: 

„Art. 27a  Gemeinsame Verfahren“. 
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c) Die Überschrift zu Art. 28 erhält folgende Fas-
sung: 

„Ausnahmen von der Freigabepflicht, Rechts-
verordnungsermächtigung“. 

d) Nach Art. 35 wird folgender neuer Siebter Ab-
schnitt eingefügt: 

„Siebter Abschnitt 
Allgemeines Auskunftsrecht 

Art. 36  Recht auf Auskunft“. 

e) Der bisherige Siebte Abschnitt wird Achter 
Abschnitt. 

f) Art. 38 wird aufgehoben.  

g) Der bisherige Art. 39 wird Art. 38 und die 
Überschrift erhält folgende Fassung: 

„Inkrafttreten“. 

2. In Art. 2 Abs. 6 werden die Worte „und Fünfte“ 
durch die Worte „ , Fünfte und Siebte“ ersetzt. 

3. In Art. 4 wird folgender Abs. 11 angefügt: 

„(11) Ist in diesem Gesetz eine schriftliche Er-
klärung angeordnet, kann an ihre Stelle eine elekt-
ronische Erklärung treten.“ 

4. Art. 15 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Worte „bedarf der 
Schriftform“ durch die Worte „ist schriftlich 
oder elektronisch zu erteilen“ ersetzt. 

bb) In Satz 2 wird das Wort „Schriftform“ durch 
die Worte „schriftliche oder elektronische 
Einwilligung“ ersetzt.  

cc) In Satz 3 wird das Wort „schriftlich“ gestri-
chen. 

b) Abs. 4 wird wie folgt geändert: 

aa) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1. 

bb) Es wird folgender Satz 2 angefügt: 

„
2
Bei elektronischer Einwilligung ist sicher-

zustellen, dass 

1. der Betroffene die Einwilligung be-
wusst und eindeutig erteilt hat, 

2. er sich über ihren Inhalt nachträglich 
informieren und sie mit Wirkung für die 
Zukunft widerrufen kann und 

3. die Einwilligung protokolliert wird.“ 

c) In Abs. 5 Satz 1 wird das Wort „schriftlich" ge-
strichen. 

5. Art. 24 wird aufgehoben. 

6. In Art. 26 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 werden die 
Worte „bei öffentlichen Stellen des Freistaates 
Bayern“ gestrichen. 

7. Es wird folgender Art. 27a eingefügt: 

„Art.27a 
Gemeinsame Verfahren 

(1) Die Einrichtung automatisierter Verfahren, 
die mehreren öffentlichen Stellen die Verarbeitung 
oder Nutzung personenbezogener Daten in einem 
Datenbestand ermöglichen sollen oder bei denen 
die beteiligten öffentlichen Stellen sich wechsel-
seitig Zugriffe auf die gespeicherten personenbe-
zogenen Daten ermöglichen sollen (gemeinsame 
Verfahren) ist nur zulässig, soweit dies unter Be-
rücksichtigung der schutzwürdigen Interessen der 
Betroffenen und der Aufgaben der beteiligten Stel-
len angemessen ist und durch technische und or-
ganisatorische Maßnahmen nach Art. 7 Risiken 
für die Rechte und Freiheiten der Betroffenen 
vermieden werden können. 

(2) Die Betroffenen können ihre Rechte ge-
genüber jeder der beteiligten Stellen geltend ma-
chen, unabhängig davon, welche Stelle für die Da-
tenverarbeitung verantwortlich ist. 

(3) 
1
Die beteiligten Stellen haben vorab festzu-

legen und zu dokumentieren, für welchen Bereich 
der Datenverarbeitung jede der beteiligten Stellen 
verantwortlich ist. 

2
lm Rahmen der technischen 

und organisatorischen Maßnahmen nach Art. 7 ist 
insbesondere sicherzustellen, dass der Zugriff auf 
Daten nur denjenigen Bediensteten möglich ist, 
die für diese Maßnahmen zuständig sind. 

(4) Gemeinsame Verfahren, die besondere 
Risiken für die Rechte und Freiheiten der Be-
troffenen beinhalten können, sind nur zulässig, 
wenn sie durch Gesetz oder auf Grund eines Ge-
setzes eingerichtet werden.“ 

8. Art. 28 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

„Ausnahmen von der Freigabepflicht,  
Rechtsverordnungsermächtigung“. 

b) Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Für automatisierte Verfahren, 

1. die dem internen Verwaltungsablauf die-
nen, 

2. die ausschließlich Zwecken der Datensi-
cherung und Datenschutzkontrolle dienen 
oder 

3. deren einziger Zweck das Führen eines 
Registers ist, das auf Grund einer Rechts-
vorschrift zur Information der Öffentlichkeit 
bestimmt ist oder allen Personen, die ein 
berechtigtes Interesse nachweisen kön-
nen, zur Einsichtnahme offen steht,  

ist keine Freigabe erforderlich.“ 
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9. Art. 30 wird folgender Abs. 8 angefügt: 

„(8) Auf die Tätigkeit des Landesbeauftragten 
für den Datenschutz finden Art. 2 bis 6 des Baye-
rischen E-Government-Gesetzes Anwendung.“ 

10. Nach Art. 35 wird folgender neuer Siebter Ab-
schnitt eingefügt: 

„Siebter Abschnitt 
Allgemeines Auskunftsrecht 

Art. 36  
Recht auf Auskunft 

(1) 
1
Jeder hat das Recht auf Auskunft über 

den Inhalt von Dateien und Akten öffentlicher Stel-
len, soweit ein berechtigtes, nicht auf eine entgelt-
liche Weiterverwendung gerichtetes Interesse 
glaubhaft dargelegt wird und  

1. bei personenbezogenen Daten eine Übermitt-
lung an nicht-öffentliche Stellen zulässig ist 
und 

2. Belange der öffentlichen Sicherheit und Ord-
nung nicht beeinträchtigt werden. 

2
Die Auskunft kann verweigert werden, soweit 

1. Kontroll- und Aufsichtsaufgaben oder sonstige 
öffentliche oder private Interessen entgegen-
stehen,  

2. sich das Auskunftsbegehren auf den Verlauf 
oder auf vertrauliche Inhalte laufender oder 
abgeschlossener behördeninterner Beratun-
gen oder auf Inhalte aus nicht abgeschlosse-
nen Unterlagen oder auf noch nicht aufbereite-
te Daten bezieht oder 

3. ein unverhältnismäßiger Aufwand entsteht.  

(2) Abs. 1 findet keine Anwendung auf Aus-
kunftsbegehren, die Gegenstand einer Regelung 
in anderen Rechtsvorschriften sind. 

(3) Ausgenommen von der Auskunft nach 
Abs. 1 sind  

1. Verschlusssachen,  

2. einem Berufs- oder besonderen Amtsgeheim-
nis unterliegende Datei- und Akteninhalte so-
wie  

3. zum persönlichen Lebensbereich gehörende 
Geheimnisse oder Betriebs- und Geschäfts-
geheimnisse, sofern der Betroffene nicht ein-
gewilligt hat.  

(4) 
1
Öffentliche Stellen im Sinn des Abs. 1 

sind nicht  

1. der Landtag, der Oberste Rechnungshof und 
die Staatlichen Rechnungsprüfungsämter, der 
Bayerische Kommunale Prüfungsverband, der 
Landesbeauftragte für den Datenschutz und 
das Landesamt für Datenschutzaufsicht,  

2. die obersten Landesbehörden in Angelegen-
heiten der Staatsleitung und der Rechtset-
zung, 

3. die Gerichte, Strafverfolgungs- und Strafvoll-
streckungsbehörden, Gerichtsvollzieher, Nota-
re und die Landesanwaltschaft Bayern als Or-
gane der Rechtspflege sowie die Justizvoll-
zugsbehörden, die Disziplinarbehörden und 
die für Angelegenheiten der Berufsaufsicht 
zuständigen berufsständischen Kammern und 
Körperschaften des öffentlichen Rechts, 

4. die Polizei und das Landesamt für Verfas-
sungsschutz einschließlich der für ihre Auf-
sicht zuständigen Stellen,  

5. Finanzbehörden in Verfahren nach der Abga-
benordnung, 

6. Universitätskliniken, Forschungseinrichtungen, 
Hochschulen, Schulen sowie sonstige öffentli-
che Stellen im Bereich von Forschung und 
Lehre, Leistungsbeurteilungen und Prüfungen, 

7. die Landeskartellbehörde und die Regulie-
rungskammer des Freistaates Bayern sowie 
die Industrie- und Handelskammern und die 
Handwerkskammern, 

8. die kommunalen Spitzenverbände. 
2
Datei- und Aktenbestandteile der in Satz 1 ge-

nannten oder für Angelegenheiten im Sinn von 
Art. 2 Abs. 4 zuständigen Stellen sind von der 
Auskunft nach Abs. 1 auch dann ausgenommen, 
wenn sie sich in Dateien oder Akten anderer öf-
fentlicher Stellen befinden. 

(5) Für die Auskunft werden Kosten nach 
Maßgabe des Kostengesetzes erhoben.“ 

11. Der bisherige Siebte Abschnitt wird Achter Ab-
schnitt. 

12. Art. 39 wird Art. 38 und wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

„Inkrafttreten“. 

b) Satz 4 wird Satz 2. 

(9) Art. 26 des Bayerischen Rettungsdienstgeset-
zes (BayRDG) vom 22. Juli 2008 (GVBl S. 429, Bay-
RS 215-5-1-I), zuletzt geändert durch § 1 Nr. 190 der 
Verordnung vom 22. Juli 2014 (GVBl S. 286), wird wie 
folgt geändert: 

1. In Abs. 1 Satz 2 wird das Wort „schriftliche“ gestri-
chen. 

2. In Abs. 2 Satz 1 Halbsatz 1 wird das Wort „schrift-
lich“ gestrichen. 

(10) Art. 111 des Bayerischen Beamtengesetzes 
(BayBG) vom 29. Juli 2008 (GVBl S. 500, BayRS 
2030-1-1-F), zuletzt geändert durch § 2 Nr. 9 des 
Gesetzes vom 12. Mai 2015 (GVBl S. 82) (weitere 
Änderungen in § 1 des Gesetzentwurfs zur weiteren 
Verbesserung der Arbeitsbedingungen und der Ver-
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einbarkeit von Familie und Beruf im öffentlichen 
Dienst in Bayern, Landtagsdrucksache 17/6577), wird 
folgender Abs. 6 angefügt: 

„(6) Art. 7 des Bayerischen E-Government-
Gesetzes findet auf die Personalakte keine An-
wendung“. 

(11) In Art. 11 Abs. 1 Satz 4 des Gesetzes zur Si-
cherung der Zweckbestimmung von Sozialwohnungen 
in Bayern (Bayerisches Wohnungsbindungsgesetz – 
BayWoBindG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 23. Juli 2007 (GVBl S. 562; ber. S. 781, 2011 
S. 115, BayRS 2330-3-I), zuletzt geändert durch § 1 
Nr. 301 der Verordnung vom 22. Juli 2014 (GVBl 
S. 286), wird das Wort „Abschrift“ durch das Wort 
„Kopie“ ersetzt. 

(12) Art. 3 Abs. 1 Satz 1 des Bayerischen Was-
sergesetzes (BayWG) vom 25. Februar 2010 (GVBl 
S. 66, BayRS 753-1-U), zuletzt geändert durch § 1 
Nr. 363 der Verordnung vom 22. Juli 2014 (GVBl 
S. 286), erhält folgende Fassung: 

„
1
Das Staatsministerium erlässt die Verzeich-

nisse über die Gewässer zweiter Ordnung und die 
Wildbäche durch Allgemeinverfügung.“ 

(13) Das Bayerische Gesetz zur Ausführung des 
Abwasserabgabengesetzes (BayAbwAG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 9. September 2003 
(GVBl S. 730, BayRS 753-7-U), zuletzt geändert 
durch § 1 Nr. 369 der Verordnung vom 22. Juli 2014 
(GVBl S. 286), wird wie folgt geändert: 

1. In Art. 10 Abs. 4 werden nach dem Wort „Vordru-
cken“ die Worte „oder über eine durch das 
Staatsministerium für Umwelt und Verbraucher-
schutz eingeführte Datenbank“ eingefügt.  

2. In Art. 11 Abs. 1 Satz 4 wird das Wort „Abgaben-
ordnung“ durch die Worte „der Abgabenordnung 
(AO)“ ersetzt. 

3. Art. 14 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nr. 1 Buchst. a und b, Nr. 2 Buchst. a 
bis c und Nr. 3 Buchst. a bis d wird jeweils 
vor dem letzten Komma die Abkürzung 
„AO“ eingefügt. 

bb) Nr. 4 wird wie folgt geändert: 

aaa) In Buchst. a und b wird jeweils vor 
dem letzten Komma die Abkürzung 
„AO“ eingefügt. 

bbb) In Buchst. c werden nach der Zahl 
„171“ die Abkürzung „AO“ eingefügt 
und die Worte „Abs. 3a“ durch die 
Worte „§ 171 Abs. 3a Satz 3 AO“ er-
setzt. 

ccc) In Buchst. d wird vor dem Schluss-
punkt die Abkürzung „AO“ eingefügt. 

b) In Satz 2 wird das Wort „schriftlich“ durch die 
Worte „gemäß Art. 10 Abs. 4“ ersetzt.  

4. Art. 15 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nr. 1 werden nach der Zahl „236“ die Ab-
kürzung „AO“ eingefügt, die Worte „Abs. 3“ 
durch die Worte „§ 236 Abs. 3 AO“ ersetzt und 
die Worte „und 238,“ gestrichen. 

b) In Nr. 2 werden nach den Worten „und 4“ die 
Abkürzung „AO“ eingefügt, die Worte „Abs. 4“ 
durch die Worte „§ 237 Abs. 4 AO“ ersetzt und 
die Worte „und 238“ gestrichen. 

c) In Nr. 3 werden die Worte „ , 238“ gestrichen 
und vor dem letzten Komma die Abkürzung 
„AO“ eingefügt. 

d) In Nr. 4 wird vor dem letzten Komma die Ab-
kürzung „AO“ eingefügt. 

e) In Nr. 5 wird der Schlusspunkt durch die Ab-
kürzung „AO,“ ersetzt. 

f) Es wird folgende Nr. 6 angefügt: 

„6. über die Höhe der Verzinsung: 

§ 238 AO mit der Maßgabe, dass die Hö-
he der Zinsen abweichend von § 238 
Abs. 1 Satz 1 AO zwei Prozentpunkte über 
dem Basiszinssatz nach § 247 BGB jähr-
lich beträgt.“ 

(14) Das Bayerische Straßen- und Wegegesetz – 
BayStrWG – (BayRS 91-1-I), zuletzt geändert durch 
§ 2 des Gesetzes vom 22. Mai 2015 (GVBl S. 154), 
wird wie folgt geändert: 

1. In Art. 6 Abs. 2 Satz 2 und Art. 34 Abs. 4 Satz 1 
wird jeweils das Wort „schriftliche“ gestrichen. 

2. In Art. 59 Abs. 4 Satz 2 wird das Wort „schriftlich“ 
gestrichen. 

(15) Das Bayerische Umweltinformationsgesetz 
(BayUIG) vom 8. Dezember 2006 (GVBl S. 933, Bay-
RS 2129-1-4-U), geändert durch § 1 Nr. 171 der Ver-
ordnung vom 22. Juli 2014 (GVBl S. 286), wird wie 
folgt geändert: 

1. In Art. 2 Abs. 2 Nr. 3 schließender Satzteil werden 
die Worte „Rechts- und Verwaltungsvorschriften“ 
durch das Wort „Rechtsvorschriften“ ersetzt. 

2. In Art. 9 Abs. 3 Satz 1 wird das Wort „schriftlich“ 
gestrichen.  

3. In Art. 12 Abs. 1 Satz 3 werden die Worte „vom 
20. Februar 1998 (GVBl S. 43, BayRS 2013-1-1-
F), zuletzt geändert durch § 6 des Gesetzes vom 
9. Mai 2006 (GVBl S. 193),“ gestrichen. 

(16) Das Gesetz über den Schutz der Natur, die 
Pflege der Landschaft und die Erholung in der freien 
Natur (Bayerischen Naturschutzgesetz – BayNat-
SchG) vom 23. Februar 2011 (GVBl S. 82, BayRS 
791-1-U), zuletzt geändert durch Gesetz vom 24. April 
2015 (GVBl S. 73), wird wie folgt geändert: 
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1. In der Inhaltsübersicht wird in der Überschrift zu 
Art. 61 das Wort „ ; Außerkrafttreten“ gestrichen. 

2. In Art. 6 Abs. 3 wird das Wort „schriftlichen“ ge-
strichen.  

3. Art. 61 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift wird das Wort „ ; Außer-
krafttreten“ gestrichen. 

b) Abs. 2 wird aufgehoben; die Absatzbezeich-
nung im bisherigen Abs. 1 entfällt. 

(17) Das Bayerische Gesetz zur Bildung, Erzie-
hung und Betreuung von Kindern in Kindergärten, 
anderen Kindertageseinrichtungen und in Tagespflege 
(Bayerisches Kinderbildungs- und -betreuungsgesetz 
– BayKiBiG) vom 8. Juli 2005 (GVBl S. 236, BayRS 
2231-1-A), zuletzt geändert durch § 1 Nr. 243 der 
Verordnung vom 22. Juli 2014 (GVBl S. 286), wird wie 
folgt geändert: 

1. In Art. 18 Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3 Satz 2 sowie 
Art. 19 Nr. 6 werden jeweils die Worte „Satz 3“ 
durch die Worte „Satz 4“ ersetzt. 

2. Art. 26 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In den Sätzen 1 und 2 wird jeweils das Wort 
„schriftlichen“ gestrichen. 

b) Es wird folgender Satz 3 eingefügt:  

„
3
Die Anträge nach den Sätzen 1 und 2 sind 

unter Verwendung des vom Freistaat Bayern 
kostenlos zur Verfügung gestellten Computer-
programms zu stellen.“ 

c) Die bisherigen Sätze 3 und 4 werden Sätze 4 
und 5.   

(18) Art. 128 des Bayerischen Gesetzes über das 
Erziehungs- und Unterrichtswesen (BayEUG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 31. Mai 2000 
(GVBI S. 414, ber. S. 632, BayRS 2230-1-1-K), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 23. Juni 2015 (GVBl 
S. 183), wird wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht werden in der Überschrift 
zu Art. 128 die Worte „ , elektronische Verwal-
tungsinfrastrukturen“ angefügt. 

2. Art. 128 wird wie folgt geändert: 

a) Der Überschrift werden die Worte „ , elektro-
nische Verwaltungsinfrastrukturen“ angefügt. 

b) Es wird folgender Abs. 5 angefügt: 

„(5) Art. 9 Abs. 2 und 3 sowie Art. 10 
Abs. 1 des Bayerischen E-Government-Ge-
setzes finden auf Schulen entsprechende An-
wendung.“ 

 

Art. 10 
Schlussvorschriften 

(1) 
1
Zur Einführung und Fortentwicklung elektroni-

scher Verwaltungsinfrastrukturen kann die Staatsre-
gierung durch Rechtsverordnung sachlich und räum-
lich begrenzte Abweichungen von folgenden Vor-
schriften vorsehen:  

1. Zuständigkeits- und Formvorschriften nach Art. 3, 
3a, 27a, 33, 34, 37 Abs. 2 bis 5, Art. 41, 57, 64 
und 69 Abs. 2 BayVwVfG, 

2. Art. 5 Abs. 4 bis 7, Art. 6 und 15 Abs. 2 des Baye-
rischen Verwaltungszustellungs- und Vollstre-
ckungsgesetzes und 

3. sonstigen landesgesetzlichen Zuständigkeits- und 
Formvorschriften, soweit dies zur Erprobung neu-
er elektronischer Formen des Schriftformersatzes, 
der Übermittlung und Bekanntgabe von Dokumen-
ten oder Erklärungen, der Vorlage von Nachwei-
sen, der Erhebung, Verarbeitung, Nutzung oder 
Weitergabe von Daten oder für die Erprobung der 
Dienste von zentralen Portalen erforderlich ist. 

2
Die Verordnung ist auf höchstens drei Jahre zu be-

fristen. 

(2) 
1
Dieses Gesetz tritt am ……………..… in Kraft. 

2
Abweichend von Satz 1 treten in Kraft: 

1. Art. 2 Sätze 1 und 2 am 1. Juli 2016, 

2. Art. 6 Abs. 2 Satz 1 und Art. 7 Abs. 1 Satz 1 Halb-
satz 1 am 1. Juli 2017, 

3. Art. 8 Abs. 1 Satz 2 am 1. Januar 2018,  

4. Art. 5 Abs. 2 Satz 1 am 27. November 2019, 

5. Art. 3 Abs. 1 Satz 3, Abs. 3, Art. 5 Abs. 1 am 
1. Januar 2020. 

(3) Außer Kraft treten: 

1. die Datenschutzverordnung (DSchV) vom 1. März 
1994 (GVBl S. 153, BayRS 204-1-1-I), zuletzt ge-
ändert durch § 1 Nr. 147 der Verordnung vom 
22. Juli 2014 (GVBl S. 286) mit Ablauf des (Tag 
vor Inkrafttreten einsetzen),  

2. die Verordnung über die Gewässer zweiter Ord-
nung (GewZweiV) vom 27. Oktober 2002 (GVBl 
S. 592; ber. S. 926; 2003 S. 60, 322, BayRS 753-
1-1-U) am …   
(einsetzen drei Monate nach Inkrafttreten), 

3. Abs. 1 am …   
(einsetzen vier Jahre nach Inkrafttreten). 
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Begründung: 

 

A) Allgemeines 

I. Ausgangslage 

Der Ausbau des E-Government kann die Leistungsfä-
higkeit und Effizienz der Verwaltung erhöhen und 
einen wesentlichen Beitrag zu Verwaltungsmoderni-
sierung und Bürokratieabbau leisten. Der Zugriff auf 
öffentliche Dienste und Verfahren kann für Bürger und 
Unternehmen erleichtert werden. Die Verwaltung kann 
einfacher, effektiver, bürger- und unternehmens-
freundlicher gestaltet werden. Trotz zahlreicher Maß-
nahmen auf politischer und administrativer Ebene 
scheitert der flächendeckende Ausbau des E-Govern-
ment in Bayern bisher gerade auch an rechtlichen 
Hindernissen, aber auch an fehlenden rechtlichen 
Anreizen, grundsätzlich zulässige elektronische Ver-
waltungsdienstleistungen auch tatsächlich in elektro-
nischer Form anzubieten bzw. in Anspruch zu neh-
men. Das wohl wichtigste rechtliche Hindernis für den 
Erfolg der digitalen Verwaltung in Bayern liegt in meh-
reren tausend Schriftformerfordernissen, die von bay-
erischen Behörden zu beachten sind. Zum Ersatz der 
Schriftform steht in Bayern bisher ausschließlich die 
qualifizierte elektronische Signatur zur Verfügung. 
Diese hat sich jedoch auch mehr als zehn Jahre nach 
ihrer Einführung weder bei Bürgern und Unterneh-
men, noch in der Verwaltung durchsetzen können. 
Weitere rechtliche Hindernisse für ein durchgängig 
(medienbruchfreies) elektronisches Verfahren erge-
ben sich aber auch aus Pflichten zum persönlichen 
Erscheinen, Unsicherheiten im Hinblick auf die rechtli-
che Zulässigkeit der Anerkennung elektronischer 
Nachweise und die Zulässigkeit der elektronischen 
Aktenführung.  

Neben rechtlichen Hürden fehlt es bisher aber auch 
an rechtlichen Anreizen für den konsequenten Ausbau 
eines bürger- und unternehmensfreundlichen E-Go-
vernment. Behörden im Freistaat Bayern sind beim 
Vollzug von Landesrecht und kommunalem Recht 
zwar berechtigt, aber nach wie vor nicht verpflichtet, 
überhaupt einen Zugang für die elektronische Verwal-
tungskommunikation zu eröffnen. Ebenso besteht 
keine Verpflichtung der Behörden, Verwaltungsverfah-
ren für Bürger und Unternehmen grundsätzlich auch 
in elektronischer Form zu ermöglichen, soweit dies 
wirtschaftlich und zweckmäßig ist. Ebenso fehlen 
Verpflichtungen zum Angebot einfach nutzbarer Onli-
ne-Zahlungsplattformen, zur Anerkennung elektroni-
scher Rechnungen, zur Einführung der eAkte oder zur 
grundsätzlich elektronischen Registerführung. Der 
Erfolg der digitalen Verwaltung setzt aber auch die 
Akzeptanz dieser Angebote durch Bürger und Unter-
nehmen voraus. Neben klar umrissenen Zugangs- 
und Verfahrensrechten der Bürgerinnen und Bürger 
und der Unternehmen in der elektronischen Verwal-
tung kommt hier vor allem der effektiven Gewährleis-
tung des Datenschutzes und der Datensicherheit 

zentrale Bedeutung zu. Ebenso fehlt bisher ein siche-
rer Rechtsrahmen für die elektronische Behördenzu-
sammenarbeit, insbesondere zwischen Freistaat und 
Kommunen.  

Der Ausbau der digitalen Verwaltung in Bayern erfor-
dert einen umfassenden Ansatz, der technische und 
organisatorische Umsetzungsmaßnahmen, finanzielle 
Investitionen und rechtliche Regelungen verbindet. 

 

II. Gegenstand des Gesetzentwurfs 

Das Bayerische E-Government-Gesetz soll rechtliche 
Hürden beseitigen, die dem Ausbau der digitalen Ver-
waltung in Bayern bisher entgegenstehen. Darüber 
hinaus sollen rechtliche Anreize gesetzt werden, um 
den flächendeckenden Ausbau der digitalen Verwal-
tung auf staatlicher und kommunaler Ebene konse-
quent zu fördern. Das Gesetz umfasst zudem Ände-
rungen des BayVwVfG und des BayDSG sowie Strei-
chungen von Formvorschriften in Fachgesetzen.  

Um die Einheitlichkeit des Vollzugs auf allen Verwal-
tungsebenen in Bayern zu gewährleisten, soll das 
BayEGovG grundsätzlich abschließend bei der An-
wendung von Bundes-, Landes- und kommunalem 
Recht gelten. Der Anwendungsbereich des E-Govern-
ment-Gesetzes des Bundes soll daher, soweit er sich 
auf das Handeln von Landes- und Kommunalbehör-
den erstreckt, auf die Ausführung von Bundesrecht im 
Auftrag des Bundes (Art. 85 GG) beschränkt werden. 
Gem. Art. 84 Abs. 1 Satz 1 und 2 soll für den Bereich, 
in denen die Länder die Bundesgesetze als eigene 
Angelegenheit ausführen, von der Möglichkeit Ge-
brauch gemacht werden, dergestalt abweichende 
Regelungen zu treffen, dass künftig auch hier allein 
das BayEGovG Anwendung findet. Die inhaltliche 
Kompatibilität zum Bundesgesetz wird gewahrt.  

Hauptziele des Gesetzes sind:  

─ Ausbau eines effektiven, flächendeckenden, bür-
ger- und unternehmensfreundlichen eGovernment  

Mit dem BayEGovG sollen die rechtlichen Vo-
raussetzungen für eine effektive, bürger- und un-
ternehmensfreundliche digitale Verwaltung in 
Bayern geschaffen werden. Das Gesetz soll den 
Ausbau des E-Government auf allen Verwaltungs-
ebenen und für alle Verwaltungsdienstleistungen 
im Freistaat Bayern fördern.  

Zur Umsetzung dieser Zielsetzung setzt das Bay-
EGovG bei den Bürgern und Unternehmen als 
Nutzern, den Behörden als Anbietern und dem 
Freistaat und den Kommunen als Verantwortli-
chen für die digitale Verwaltung an.  

─ Bürger und Unternehmen erhalten erstmals 
klar umrissene Rechte in der elektronischen 
Verwaltung, z.B. auf Zugang zur elektroni-
schen Kommunikation, elektronische Identifi-
zierung, elektronische Verfahrensabwicklung, 
elektronisches Bezahlen und elektronische 
Rechnungstellung. 
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─ Alle Behörden sollen ihre Dienstleistungen 
und Verwaltungsverfahren ganz oder teilweise 
auch online anbieten, soweit dies wirtschaft-
lich und zweckmäßig ist.  

─ Der Freistaat gewährleistet gemeinsam mit 
den Kommunen, dass die notwendigen tech-
nischen Infrastrukturen für das E-Government 
flächendeckend im Freistaat bereitgestellt 
werden.  

─ IT-Sicherheit und der Schutz personenbezo-
gener Daten werden beim E-Government ef-
fektiv gewährleistet. Ein allgemeiner Aus-
kunftsanspruch gegenüber den Behörden wird 
normiert.  

Die hohen Standards der Barrierefreiheit in Bay-
ern werden gewahrt. Bei neuen Formen des 
Schriftformersatzes wird eine barrierefreie Ausge-
staltung ausdrücklich vorgeschrieben (Art. 3a 
Abs. 2 Satz 4 Nr. 4 BayVwVfG). 

─ Digitale Zugangs- und Verfahrensrechte von Bür-
gern und Unternehmen  

Der Ausbau eines bürger- und unternehmens-
freundlichen E-Government setzt voraus, dass 
Bürger und Unternehmen in einfacher und effekti-
ver Weise über öffentliche Netze Zugang zur 
Kommunikation mit den Verwaltungsbehörden er-
halten. Daher sieht das Gesetz ein Recht auf Zu-
gang zur schriftformwahrenden elektronischen 
Kommunikation mit den Behörden vor. Im Interes-
se der Datensicherheit müssen Verschlüsselungs-
verfahren angeboten werden. Die mit den Rege-
lungen verbundenen Pflichten der Behörden kön-
nen durch die Dienste des Bayernportals erfüllt 
werden. Es steht den Behörden frei, andere tech-
nische Verfahren zu nutzen.  

─ Elektronische Dienste und Verwaltungsverfahren  

Mit dem elektronischen Zugang zur Verwaltung 
sollen für Bürger und Unternehmen auch die In-
anspruchnahme elektronischer Dienste und der 
Einstieg in das elektronische Verwaltungsverfah-
ren erleichtert werden. Die Dienstleistungsange-
bote der Verwaltung und die Verwaltungsverfah-
ren sollen den Bürgern und Unternehmen grund-
sätzlich auch in elektronischer Form zugänglich 
gemacht werden. Zur Verfahrensdurchführung be-
reitgestellte Formulare müssen auch online be-
reitgestellt werden. Die mit den Regelungen ver-
bundenen Pflichten der Behörden können durch 
die Dienste des Bayernportals erfüllt werden. Es 
steht den Behörden frei, andere technische Ver-
fahren zu nutzen. 

─ Medienbruchfreiheit: Flächendeckende Einführung 
von De-Mail und nPA, Online-ePayment, eRech-
nung, eAkte und eRegistern in der Staatsverwal-
tung  

Der Ausbau des E-Government steht und fällt mit 
dem Auf- und Ausbau der erforderlichen techni-
schen Verfahren und Dienste, die eine grundsätz-

lich medienbruchfreie Kommunikation ermögli-
chen. Im Rahmen des Gesetzes soll für die Be-
hörden grundsätzlich verpflichtend vorgeschrieben 
werden, den Zugang für die Bürger auch über De-
Mail und (soweit ein Identifizierungserfordernis in 
einem Online-Verfahren besteht) auch über die 
eID-Funktion des neuen Personalausweises zu 
ermöglichen und die hierfür erforderlichen techni-
schen Verfahren bereitzustellen. Ebenso sollen 
staatliche Behörden verpflichtet werden, ePay-
ment-Systeme online anzubieten. Weiter sind 
staatliche Behörden gehalten, die eAkte und eRe-
gister einzuführen; spezielle Vorschriften bleiben 
unberührt.  

─ Gewährleistung von IT-Sicherheit  

Die Gewährleistung von Informationssicherheit in 
staatlichen IT-Infrastrukturen ist angesichts stän-
dig steigender Bedrohungslagen eine der Schlüs-
selaufgaben des E-Government der Zukunft. Ihr 
nachzukommen ist eine technische und organisa-
torische Grundvoraussetzung für den sorgsamen 
Umgang mit den Daten der Bürger und der Wirt-
schaft gemäß den Anforderungen des Daten-
schutzes. Das Gesetz normiert technisch-organi-
satorische Standards der IT-Sicherheit und ver-
pflichtet Behörden zur Erstellung von Daten-
schutz- und Informationssicherheitskonzepten. Es 
werden Regelungen für die Einrichtung eines 
Computernotfallteams für die öffentliche Verwal-
tung (Bayern-CERT) getroffen.  

─ Modernisierung des Datenschutzes 

Neben und mit der Informationssicherheit dient 
das Gesetz auch der effektiven Gewährleistung 
des Datenschutzes in der elektronischen Verwal-
tung. Das Gesetz soll sich dabei nicht auf die blo-
ße Anwendung des geltenden Datenschutzrechts 
auf das E-Government beschränken, sondern das 
BayDSG in praktisch besonders wichtigen Frage-
stellungen auf die neuen Herausforderungen des 
E-Government einstellen. Durch Regelungen zu 
zentralen „Basisdiensten“ und zu „Gemeinsamen 
Verfahren“ sollen die elektronische Verwaltungs-
zusammenarbeit und die Bündelung von staatli-
chen und kommunalen Online-Diensten über zent-
rale Portale klarere und vollzugstaugliche Rah-
menbedingungen erhalten. Das datenschutzrecht-
liche Freigabeverfahren soll im Rahmen der uni-
onsrechtlichen Spielräume flexibilisiert werden, 
ohne dessen anerkannte Schutzfunktionen zu be-
schneiden.  

─ Kodifizierung eines allgemeinen Auskunftsan-
spruchs 

Im Rahmen der Novellierung des BayDSG soll 
zudem ein allgemeiner Auskunftsanspruch ge-
genüber den Behörden normiert werden. Durch 
die ausdrücklich Kodifizierung eines Auskunftsan-
spruchs soll eine stärkeren Einbindung der Bürger 
in Vorgänge der öffentlichen Verwaltung ermög-
licht und Rechtssicherheit über Umfang und 
Grenzen allgemeiner Auskunftsrechte der Bürger 
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gegenüber staatlichen und kommunalen Stellen 
geschaffen werden. Der effektive Schutz perso-
nenbezogener Daten wird gewährleistet. Entge-
genstehende berechtigte öffentliche und private 
Interessen werden angemessen berücksichtigt.  

─ Infrastrukturverantwortung und IT-Kooperation, 
insbesondere zwischen Freistaat und Kommunen  

Verpflichtungen einzelner Behörden reichen zum 
effektiven Ausbau des E-Government im Freistaat 
Bayern nicht aus. Das Gesetz soll daher auch 
Regelungen zur IT-Infrastrukturverantwortung und 
der IT-Kooperation zwischen staatlichen und 
nichtstaatlichen Behörden enthalten. Diese Rege-
lungen dienen der unionsrechtskonformen Ermög-
lichung und Erleichterung der Behördenzusam-
menarbeit, insbesondere zwischen Freistaat und 
Kommunen. Im Interesse der Entwicklungsoffen-
heit sollen die Regelungen auf Grundsätze be-
schränkt werden.  

─ Erleichterter Schriftformersatz, Bürokratieabbau 

Anknüpfend an die Neufassung der Regelungen 
des § 3a Abs. 2 VwVfG des Bundes soll der 
Schriftformersatz auch im bayerischen Verwal-
tungsverfahrensrecht deutlich erleichtert werden. 
Neben der qualifizierten elektronischen Signatur 
sollen als weitere die Schriftform ersetzende Ver-
fahren die eID-Funktion des neuen Personalaus-
weises und das absenderbestätigte De-Mail-Ver-
fahren zugelassen werden. Im Interesse der 
Technologieoffenheit sollen weitere sichere Ver-
fahren durch Rechtsverordnung der Staatsregie-
rung als Schriftformersatz zugelassen werden 
können.  

Statt bestehende Schriftformerfordernisse und 
andere Formvorschriften durch aufwendige elekt-
ronische Verfahren zu ersetzen, kann es besser 
sein, überflüssige Formvorschriften zu ersetzen. 
Im Rahmen des Gesetzes sollen daher eine Reihe 
von Formvorschriften entweder ganz gestrichen 
oder durch flexiblere Regelungen ersetzt werden. 
Als Ergebnis eines ressortübergreifenden digitalen 
Normenscreenings werden im Rahmen des Ge-
setzentwurfs etwa 40 Schriftformerfordernisse und 
sonstige Formvorschriften des bayerischen Lan-
desrechts entweder ganz gestrichen oder erheb-
lich vereinfacht (z.B. einfache E-Mail statt Schrift-
form). 

─ Angemessene Übergangsregelungen, Experimen-
tierklausel  

Durch Übergangsvorschriften sollen angemesse-
ne Fristen für die Einführung neuer Technologien 
zur Kommunikation mit dem neuen Personalaus-
weis und für den Einsatz von De-Mail geschaffen 
werden.  

Um die künftige Weiterentwicklung des E-Govern-
ment zu erleichtern, soll eine Experimentierklausel 
für Pilotprojekte zur Einführung neuer E-Govern-
ment-Anwendungen geschaffen werden.  

B) Folgewirkungen, Einsparpotenziale und Kosten 

1. Staat 

Dem Freistaat entstehen für die Anpassung von vor-
handenen und die Einführung bzw. den Ausbau neuer 
IT-Lösungen Kosten, die aufgrund der unterschiedli-
chen Gestaltung der jeweiligen Verfahren derzeit noch 
nicht konkret beziffert werden können. Eine wirkungs-
volle und nachhaltige Umsetzung dieses Gesetzes ist 
wegen der Größe und Komplexität der umzusetzenden 
Veränderungen nur schrittweise und im Rahmen eines 
angemessenen Übergangszeitraums von mehreren 
Jahren möglich. Die Umstellung des Verwaltungshan-
delns auf elektronische Abläufe ist im Freistaat bereits 
weit fortgeschritten. Es handelt sich um einen bereits 
laufenden Prozess, der allerdings durch das Gesetz 
weiter forciert werden soll. 

Die Finanzierung der vorgeschlagenen Maßnahmen 
kann nur im Rahmen verfügbarer (Plan-)Stellen und 
Haushaltsmittel erfolgen. Bei der Umsetzung der Maß-
nahmen ist dem Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und 
Sparsamkeit Rechnung zu tragen (Art. 7 BayHO). 

Um die Kosten der Maßnahmen konkret zu beziffern, 
wäre u.a. erforderlich, dass jede betroffene Behörde 
zunächst den bereits erreichten Umsetzungsstand er-
hebt und die noch zu treffenden Maßnahmen, die Art 
und Weise der Durchführung (zentral/dezentral) und 
den jeweiligen Umsetzungszeitraum festlegt. Ebenso 
ist zu berücksichtigen, dass viele Projekte, wie die Ein-
führung der elektronischen Akte in der Staatsverwal-
tung bis Ende 2015, bereits begonnen wurden und in 
der Finanzplanung berücksichtigt sind.  

Auch ist wegen der in den Vorschriften vorgesehenen 
Ermessens- und Gestaltungsspielräume und Abwei-
chungsmöglichkeiten nicht jede Behörde von allen 
Verpflichtungen betroffen. Zudem ist wegen des langen 
Umsetzungszeitraums zu berücksichtigen, dass auf-
grund der Fortentwicklung der Informations- und Kom-
munikationstechnologie teilweise andere Produkte zum 
Einsatz kommen werden als die heute auf dem Markt 
verfügbaren. Über deren Leistungsvermögen und Preis 
kann heute noch nichts bekannt sein. 

Näherungsweise können Kosten und Nutzen der ge-
planten gesetzlichen Regelungen auf Basis des Gut-
achtens des Normenkontrollrats (NKR) zum Einsparpo-
tenzial für Wirtschaft, Verwaltung und Bürger bei Voll-
umsetzung des EGovG des Bundes ermittelt werden 
(siehe Vorblatt Buchst. A Nr. 1 letzter Satz). Nach den 
Schätzungen des NKR liegt das langfristige jährliche 
Einsparpotenzial bei Vollumsetzung des EGovG des 
Bundes bei insgesamt bis zu 1,174 Mrd. Euro, wobei 
der NKR von einem Umsetzungszeitraum von 30 Jah-
ren ausgeht. Bei der öffentlichen Verwaltung rechnet 
der NKR mit Einsparungen von bis zu 930 Mio. Euro.  

Diese Schätzungen können orientierend auf das 
EGovG Bayern übertragen werden. Die Zahl der in 
Bayern auf Landes-, Kommunal- und sonstiger Selbst-
verwaltungsebene Beschäftigten dürfte in etwa mit der 
Gesamtzahl der in der Bundesverwaltung Beschäftig-
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ten vergleichbar sein; auf Landes- und Kommunal-
ebene bestehen zudem deutlich mehr bürokratiein-
tensive Bürger- und Unternehmenskontakte. In den 
Schätzungen des NKR sind allerdings gesondert zu 
berücksichtigende Kosten und Nutzenpotenziale nicht 
enthalten, die sich aus der geplanten Novelle des 
BayDSG, den Regelungen zur Behördenzusammen-
arbeit und durch die geplante Einführung der elektro-
nischen Rechnung in Bayern ergeben (siehe hierzu 
unten).  

Im Einzelnen ist in Bayern im staatlichen Bereich mit 
folgenden Kosten und Nutzen zu rechnen:  

Einbindung der Identifizierungsfunktion des neuen 
Personalausweises, Verschlüsselungsverfahren und 
ePayment 

Das Gesetz sieht für die staatliche Verwaltung die 
Verpflichtung zur Zugangseröffnung mittels der eID-
Funktion des neuen Personalausweises (nPA) vor. 
Das Gesetz legt kein bestimmtes technisches Verfah-
ren fest. Die jeweils zuständige Behörde (in der 
Staatsverwaltung grundsätzlich die Oberste Dienstbe-
hörde) hat daher zu entscheiden, ob sie den Zugang 
z.B. durch Bereitstellung von Lesegeräten an Termi-
nals, über webbasierte Portallösungen oder mobile 
Apps anbieten will. Weiter müssen Verschlüsselungen 
(z.B. verschlüsselte Internetverbindung [SSL], ver-
schlüsselte Dokumente/Online-Formulare, De-Mail 
oder Postkorb des Bayernportals) und Online-ePay-
ment-Bezahlplattformen angeboten werden. Diese 
Dienste müssen schrittweise bis zum 1. Januar 2020 
flächendeckend in staatlichen Behörden eingesetzt 
werden.  

Die vorgenannten Dienste werden derzeit bereits auf 
freiwilliger Basis zur Nutzung angeboten. Der mit der 
Bereitstellung verbundene (nutzungsunabhängige) 
Aufwand ist daher in der Haushaltsplanung bereits 
vorgesehen. Durch die gesetzlichen Regelungen ent-
stehen daher beim Freistaat für die Bereitstellung der 
Infrastrukturen für diese Dienste keine Zusatzkosten. 
Allerdings fallen zum Teil einmalige Einrichtungskos-
ten an (siehe unten).  

Die Bereitstellung der zentralen Dienste „Bürgerkon-
to“, „Postkorb“ und „ePayment“ für alle staatlichen und 
kommunalen Behörden ist mit jährlichen Kosten von 
2 Mio. Euro verbunden. Mit diesem Betrag sind aller-
dings nur die Kosten der Bereitstellung der genannten 
zentralen Dienste gedeckt. Zusatzkosten können sich 
aus der Einrichtung des Bürgerkontos (anbieterab-
hängig, z.B. einmalig 1.800 Euro je Behörde) und des 
ePayment (anbieterabhängig, einmalig z.B. 980 Euro 
je Behörde) ergeben. Zusätzlich können Transakti-
onskosten anfallen.  

Den zusätzlichen Kosten stehen Effizienzvorteile ge-
genüber der Papierbearbeitung, insbesondere Be-
schleunigungseffekte und Entlastungen etwa bei Bür-
gerbüros in Stoßzeiten oder beim Verbuchungsauf-
wand, gegenüber. Dies gilt gerade in Massenverfah-
ren, wie etwa der KFZ-Zulassung oder im Meldewe-

sen. Die zu erwartenden Effizienzvorteile sind nut-
zungsabhängig und können derzeit nicht sicher kalku-
liert werden. 

Einführung von De-Mail  

De-Mail wird im Freistaat als Schriftformersatz zuge-
lassen. Staatliche Behörden können einen De-Mail-
Zugang eröffnen und De-Mail zur Aufgabenerfüllung 
nutzen. Die Einführung von De-Mail in der Staatsver-
waltung erfolgt für die Behörden aufgrund des Bay-
EGovG obligatorisch aber erst im Fall des Anschlus-
ses an ein zentrales IT-Verfahren. Eine Frist für die 
Einführung dieses Verfahrens sieht das Gesetz nicht 
vor. Unmittelbar aufgrund des Gesetzes entstehen 
damit keine Kosten. De-Mail wird aktuell im Freistaat 
pilotiert. Auf Basis der Ergebnisse wird über den Zeit-
plan der De-Mail Einführung entschieden.  

Mögliche Verpflichtungen aufgrund anderer Rechts-
vorschriften bleiben unberührt. Dies gilt insbesondere 
für die Verpflichtung aufgrund des Gesetzes zur För-
derung des elektronischen Rechtsverkehrs mit den 
Gerichten vom 10. Oktober 2013 (BGBl I S. 3785 ff.), 
ab 1. Januar 2018 einen dort näher definierten siche-
ren Übermittlungsweg (z.B. De-Mail) zu eröffnen.  

Soweit sich Behörden entschließen, De-Mail zu nut-
zen, ist mit folgenden Kosten (je Behörde) zu rech-
nen. Einrichtung eines einfachen webbasierten De-
Mail-Postfachs ca. 15 Euro. Diese Lösung eignet sich 
für eine intensivere Behördennutzung jedoch nur ein-
geschränkt. Um De-Mail Dienste effektiv nutzen zu 
können, ist die Einrichtung von Vermittlungsstationen, 
die Rechnernetze miteinander verbinden und auf völ-
lig unterschiedlichen Kommunikationsprotokollen 
(SMS, E-Mail) basieren können, erforderlich (soge-
nannte Gateway-Lösungen). Hier fallen je Anbieter 
einmalig 200 bis 500 Euro für die Installation sowie 
monatlich nochmals ca. 100 Euro an. Hinzu kommen 
nutzungsabhängige Entgelte von ca. 0,25 bis 0,35 
Euro pro De-Mail an. Darüber hinaus können Archivie-
rungslösungen erforderlich sein, deren Kosten noch 
nicht sicher abgeschätzt werden können. 

Durch die Nutzung von De-Mail entstehen korrespon-
dierende Einsparungen. Je versandtem Bescheid 
entfallen das Briefporto bzw. (im Fall der Zustellung) 
auch die mit der Briefzustellung verbundenen Kosten. 
Die Gesamteinsparungen hängen von der Nutzung 
von De-Mail ab und lassen sich daher aktuell nicht 
beziffern.  

Weitere, aktuell ebenfalls nicht bezifferbare Einspa-
rungen ergeben sich durch die Einsparungen beim 
Büromaterial (Briefpapier, Drucker) und durch die zu 
erwartende Zeitersparnis der elektronischen Vor-
gangsbearbeitung. 

Elektronische Formulare und elektronische Verwal-
tungsverfahren  

Die Verpflichtung zur teilweisen oder vollständigen 
elektronischen Verfahrensdurchführung steht unter 
Zweckmäßigkeits- und Wirtschaftlichkeitsvorbehalt. 
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Eventuell bei Einführung anfallende Investitionskosten 
und laufende Kosten werden mittelfristig durch Koste-
neinsparungen der elektronischen Verfahrensdurch-
führung teilweise ausgeglichen. Die elektronische Be-
reitstellung von ohnehin vorhandenen Formularen, 
ggfs. in elektronisch ausfüllbarer Form, ist mit keinen 
nennenswerten Zusatzkosten verbunden. Sie kann im 
Rahmen des routinemäßigen Supports der Behör-
denwebsite umgesetzt und aus dem laufenden IT-
Haushalt gedeckt werden.  

Elektronische Rechnung  

Rund jede zehnte Rechnung in Deutschland wird von 
der öffentlichen Verwaltung empfangen oder gestellt. 
Entsprechend hoch ist das Einsparpotenzial, wenn 
der Rechnungsworkflow optimiert ist und digitale 
Rechnungen IT-gestützt empfangen und weiterverar-
beitet werden. 

Das BayEGovG sieht die Verpflichtung zur Entgegen-
nahme elektronischer Rechnung durch öffentliche 
Auftraggeber in Bayern ab 2019 vor. Damit werden 
auch die Vorgaben der Richtlinie 2014/55/EU über die 
elektronische Rechnungstellung umgesetzt.  

Zur Umsetzung der Vorschriften zur elektronischen 
Rechnung ist nach Schätzungen des Landesamts für 
Finanzen im staatlichen Bereich mit einem einmaligen 
Erfüllungsaufwand in Höhe ca. 500.000 Euro zu rech-
nen, insbesondere für die Anpassung des Workflows 
des elektronischen Haushaltsverfahrens (IHV). Zu-
sätzliche Kosten entstehen für die erforderliche Midd-
leware/Schnittstellen, wobei hier nach Möglichkeit 
eine zentrale Bund-Länder-Lösung genutzt werden 
sollte.  

Diesem Aufwand stehen jährliche Kosteneinsparun-
gen gegenüber. Auf Basis von Schätzungen des BMI 
(Leitfaden Elektronische Rechnung in der öffentlichen 
Verwaltung, Berlin/Bonn 2014, S. 33) ist bei Vollum-
setzung der Regelungen über die elektronische Rech-
nung mit folgendem jährlichen Einsparpotential zu 
rechnen:  

Einsparpotenzial   
(auf Basis der Schätzungen des BMI): 

Einsparpotenzial je Rechnung: 15 bis 20 Euro 

Einsparpotenzial öffentliche   
Verwaltung in Deutschland 2,2 bis 4,5 Mrd. Euro 

Einsparpotenzial öffentliche   
Verwaltung in Bayern  300 bis 700 Mio. Euro 

Auf Basis der vorliegenden Schätzungen kann für 
Bayern auf Basis des Anteils Bayerns an den Ge-
samtsachausgaben der öffentlichen Hand in Deutsch-
land bei der Einführung der Regelungen zur elektroni-
schen Rechnung im Mittel mit einem zusätzlichen 
jährlichen Einsparpotenzial von bis zu 500 Mio. Euro 
p.a. gerechnet werden (vgl. hierzu Kassenergebnisse 
Bund, Länder, Gemeinden 1995 bis 2013). Auf Basis 
des Verhältnisses der Sachausgaben des Freistaates, 
der Kommunen und der sonstigen vom Gesetz erfass-

ten öffentlichen Auftraggeber ist davon auszugehen, 
dass ca. 25 Prozent des Rechnungstellungsaufwands 
beim Freistaat anfallen wird. Dem entspricht ein staat-
licher Anteil von ca. 125 Mio. Euro p.a. an den im 
Mittel geschätzten Gesamteinsparungen. 

Schätzungen der EU-Kommission legen sogar ein 
Einsparpotenzial von 30 bis 40 Euro je elektronischer 
Rechnung nahe, wodurch sich ein durchschnittliches 
jährliches Einsparpotenzial in Deutschland von 4,3 bis 
8,9 Mrd. Euro ergeben würde (vgl. Rogall-Grothe 
(Hrsg.), Leitfaden Elektronische Rechnung in der öf-
fentlichen Verwaltung, Berlin/Bonn 2014, S. 33). In 
diesem Fall würde sich auch das in Bayern zu erzie-
lende Einsparpotential auf 650 Mio. bis 1,35 Mrd. 
Euro erhöhen, was einem gemittelten Einsparpotenzi-
al von etwa 1 Mrd. Euro entsprechen würde. 

Einführung der elektronischen Akte in der Staatsver-
waltung  

Die elektronische Aktenführung und Vorgangsbearbei-
tung gehört bereits in vielen bayerischen Behörden 
zum Standard. Die Behörden haben jedoch teilweise 
unterschiedliche Lösungen gefunden. Der Umset-
zungsstand ist nicht einheitlich. Diese Faktoren er-
schweren eine genaue Kostenschätzung.  

Die elektronische Akte soll auf Grundlage des Minis-
terratsbeschluss vom 7. Januar 2013 nunmehr bis 
Ende 2015 eingeführt werden. Durch das BayEGovG 
entstehen daher keine zusätzlichen Kosten. Zu den 
Übergangsfristen siehe Art. 10.   

Die nachfolgende Kostenschätzung beruht auf Be-
rechnungen zu den Kosten der Einführung der eAkte 
vom September 2011. Diese beziehen sich auf den 
Berechnungszeitraum von 2011 bis 2017. Eine ge-
nauere Kalkulation auf Basis des aktuellen Umset-
zungsstands der eAkte wäre mit unverhältnismäßigem 
Aufwand verbunden.   

Die Kostenschätzung geht von insgesamt 32.443 Soll-
Nutzern aus. Aktuell (Stand 31. Dezember 2014) 
wenden 15.000 Nutzer die eAkte bzw. das elektroni-
sche Kriminalaktenarchiv (EKAA) bereits an. Somit 
müssen derzeit noch 17.443 Arbeitsplätze mit dem 
System ausgestattet werden. Zentraler Nutzenfaktor – 
unabhängig von dessen Verwendung – sind die Ar-
beitszeiteinsparungen der Anwender durch den Ein-
satz der eAkte. Der Betrieb der Domains sowie die 
Einführungsprojekte in den Behörden stellen die zent-
ralen Kostenfaktoren dar.  

Einführungskosten und weitere Kosten: 

Die Kostenschätzung geht im Zeitraum von sieben 
Jahren von haushaltswirksamen Entwicklungskosten 
(nach Gegenrechnung Entwicklungsnutzen) in Höhe 
von ca. 12,5 Mio. Euro aus. Die nicht haushaltswirk-
samen Kosten betragen (nach Gegenrechnung Ent-
wicklungsnutzen) ca. 61 Mio. Euro. Darin enthalten 
sind:  
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─ Planungs- und Entwicklungskosten 

─ Hardwarekosten (Scanner) 

─ Softwarekosten 

─ Kosten der Systemeinführung  

─ Entwicklungsnutzen aus Ablösung des alten Ver-
fahrens.  

Hinzu kommen weitere Kosten, z.B. in Form von lau-
fenden Betriebskosten und Kosten der Softwarepfle-
ge.  

Gesamtkosten und -nutzen: 

Den Kosten der Einführung der eAkte stehen haus-
haltswirksame und nicht haushaltswirksame Kosten-
einsparungen in Form von Einsparungen bei Perso-
nal- und Sachkosten, bei Raum- und Energiekosten 
sowie bei Wartungs- und Pflegekosten gegenüber. 

Die Gesamtkosten des Projekts eAkte belaufen sich 
ohne Gegenrechnung von monetärem Nutzen auf 
112 Mio. Euro. Dem gegenüber steht ein Gesamtnut-
zen von gerundet 122 Mio. Euro. Damit ergeben sich 
in der Summe knapp 10 Mio. Euro Einsparungspoten-
zial. 

Informationssicherheit 

Für die Einführung der notwendigen organisatorischen 
Prozesse, die Beschaffung und den Betrieb der zum 
Schutz der IT-Infrastrukturen der Verwaltung erforder-
lichen informationstechnischen Anlagen werden für 
den Freistaat über einen Zeitraum von fünf Jahren 
voraussichtlich Kosten in Höhe von ca. 10 Mio. Euro 
anfallen. 

Datenschutz  

Die datenschutzrechtlichen Vorschriften des Gesetzes 
führen zu einem erheblichen Bürokratieabbau und 
damit zu Kosteneinsparungen. Bei zentralen Basis-
diensten und Basiskomponenten entfallen die bisher 
erforderlichen standardisierten „Massen-Auftragsda-
tenverarbeitungsvereinbarungen“ zwischen der Viel-
zahl der jeweils fachlich zuständigen Behörden und 
den zentralen Rechenzentren. 

Es ist mit erheblichen Zeit- und Kosteneinsparungen 
gegenüber dem status quo zu rechnen. So hat die 
datenschutzkonforme Umsetzung der sog. „Erreich-
barkeitsplattform“ des Staatsministeriums des Innern 
nach altem Recht über ein Jahr in Anspruch genom-
men. Dieser Aufwand wird sich künftig, z.B. beim 
Bayernportal, erheblich reduzieren. Die Zeit- und Kos-
teneinsparungen lassen sich derzeit nicht abschlie-
ßend quantifizieren. Diesen Einsparungen stehen 
begrenzte, nicht im Einzelnen abschätzbare Belas-
tungen staatlicher und kommunaler Behörden auf 
Grund einer möglichen Zunahme von Auskunftsbe-
gehren gegenüber, für die die Kodifikation eines all-
gemeinen Auskunftsrechts Anlass geben kann. Eine 
nähere Abschätzung dieser Effekte aufgrund von Er-
fahrungen anderer Länder nach dem Erlass von In-
formationsfreiheitsgesetzen oder von Kommunen 

nach dem Erlass von Informationsfreiheitssatzungen 
erscheint wegen der unterschiedlichen Strukturen der 
Gebietskörperschaften und nicht vergleichbarer Rege-
lungskonzepte nicht möglich.  

Nicht von vornherein auszuschließende Belastungen 
durch eine zunehmende Gesamtzahl von Auskunfts-
begehren stehen Entlastungseffekte der Kodifizierung 
allgemeiner Auskunftsrechte gegenüber: Sie vermittelt 
anders als der bisherige aus dem Rechtsstaatsprinzip 
abgeleitete, ungeschriebene Anspruch auf ermes-
sensfehlerfreie Entscheidung über Auskunftsbegehren 
für den Vollzug im staatlichen wie im kommunalen 
Bereich ein klar strukturiertes Prüfprogramm, das 
praxistaugliche Maßstäbe für die Lösung von Konflik-
ten zwischen Informationszugangsinteressen und 
öffentlichen oder privaten Schutzinteressen bereitstellt 
(z.B. im Hinblick auf als vertraulich gekennzeichnete, 
der verwaltungsinternen Willensbildung dienende Vor-
gänge oder den strikten Ausschluss von mit unver-
hältnismäßigem Verwaltungsaufwand verbundenen 
Auskunftsansprüchen).   

Barrierefreiheit 

Das Gesetz lässt die gesetzlichen und untergesetzli-
chen Rechtsvorschriften des Freistaates Bayern über 
die Barrierefreiheit unberührt (vgl. Art. 1 Abs. 1). Da 
das Gesetz keine unmittelbaren zusätzlichen Ver-
pflichtungen zum Ausbau der Barrierefreiheit normiert, 
entstehen insoweit keine zusätzlichen Kosten. 

 

2. Kommunen 

Das Gesetz gilt auch für die Kommunen. Der Anwen-
dungsbereich einiger Rechtsvorschriften wird jedoch 
im Interesse der Wahrung der kommunalen Organisa-
tionshoheit eingeschränkt.  

Eine Ausgleichspflicht nach dem Konnexitätsprinzip 
ergibt sich aus den auf die Kommunen anwendbaren 
Regelungen des BayEGovG nicht.  

Das Konnexitätsprinzip erfasst nur die Übertragung 
von neuen Sachaufgaben und besondere Anforde-
rungen an die Aufgabenerfüllung, nicht jedoch Orga-
nisationsaufgaben oder prozedurale Vorschriften. Das 
gilt auch, soweit organisationsrechtliche Entscheidun-
gen des Landesgesetzgebers mittelbare Auswirkun-
gen auf die Erledigung von Sachaufgaben haben.  

Durch das Gesetz werden keine neuen Sachaufgaben 
der Kommunen begründet, sondern lediglich Organi-
sations- und Verfahrensregelungen getroffen, die 
einen stufenweisen Übergang zu elektronischen Ab-
läufen ermöglichen. Die Regelungen gewährleisten in 
einem angemessenen Übergangszeitraum, dass die 
Verwaltung mit der allgemein fortschreitenden Digita-
lisierung aller Lebensbereiche Schritt hält. Konnexi-
tätsrelevante Mehrkosten sind hiermit nicht verbun-
den.   
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Einbindung der Identifizierungsfunktion des neuen 
Personalausweises, Verschlüsselungsverfahren und 
ePayment 

Das Gesetz sieht auch für die Kommunen die Ver-
pflichtung zur Zugangseröffnung mittels der elektroni-
schen Identifikationsfunktion des neuen Personalaus-
weises vor. Weiter sind auch von Kommunen Ver-
schlüsselungsverfahren und ePayment-Systeme an-
zubieten. Diese Verpflichtungen können auch von den 
Kommunen durch die zentralen Dienste erfüllt wer-
den, die der Freistaat im Rahmen des Bayernportals 
den staatlichen Behörden sowie den Kommunen be-
reitstellt.  

Die Bereitstellung der zentralen Dienste „Bürgerkon-
to“, „Postkorb“ und „ePayment“ für alle staatlichen und 
kommunalen Behörden ist mit jährlichen Gesamtkos-
ten von 2 Mio. Euro verbunden. Der Freistaat stellt 
den Kommunen die genannten zentralen Basisdienste 
jedoch unentgeltlich bereit. Soweit die Kommunen 
diese Angebote nutzen, entstehen den Kommunen 
keine Bereitstellungskosten. Zusatzkosten können 
sich allerdings auch bei den Kommunen aus der Ein-
richtung des Bürgerkontos (anbieterabhängig, z.B. 
einmalig 1.800 Euro je Behörde) und des ePayment 
(anbieterabhängig, z.B. einmalig 980 Euro je Behör-
de) ergeben.  

Den zusätzlichen Kosten stehen gerade auch im 
kommunalen Bereich Effizienzvorteile gegenüber der 
Papierbearbeitung, insbesondere Beschleunigungsef-
fekte und Entlastungen etwa bei Bürgerbüros in Stoß-
zeiten oder beim Verbuchungsaufwand gegenüber. 
Dies gilt gerade in Massenverfahren, wie etwa der 
KFZ-Zulassung oder im Meldewesen. Die zu erwar-
tenden Effizienzvorteile sind nutzungsabhängig und 
können derzeit nicht sicher kalkuliert werden. 

Einführung von De-Mail  

Keine Kosten. Die Einführung von De-Mail erfolgt 
auch für die kommunalen Behörden obligatorisch erst 
im Fall des Anschlusses an ein zentrales IT-Ver-
fahren. Eine Frist für die Einführung dieses Verfah-
rens sieht das Gesetz nicht vor. Unmittelbar aufgrund 
des Gesetzes entstehen damit keine Kosten.  

Verpflichtungen zur Einführung von De-Mail aufgrund 
anderer Rechtsvorschriften bleiben unberührt. Dies 
gilt insbesondere für die Verpflichtung aufgrund des 
Gesetzes zur Förderung des elektronischen Rechts-
verkehrs mit den Gerichten vom 10. Oktober 2013 
(BGBl I S. 3785 ff), ab 1. Januar 2018 einen dort nä-
her definierten sicheren Übermittlungsweg (z.B. De-
Mail) zu eröffnen.  

Elektronische Formulare, elektronische Verwaltungs-
verfahren 

Die Kosten für das elektronische Angebot von ggfs. 
ausfüllbaren Formularen können ohne nennenswerte 
Zusatzkosten aus laufenden Haushaltsmitteln bestrit-
ten werden. Die Verpflichtung zur teilweisen oder voll-
ständigen elektronischen Verfahrensdurchführung 

steht unter Wirtschaftlichkeitsvorbehalt. Eventuell bei 
Einführung anfallende Investitionskosten und laufende 
Kosten werden mittel- bis langfristig durch Effizienz-
vorteile der elektronischen Verfahrensdurchführung 
ausgeglichen werden. Der Freistaat stellt den Kom-
munen für die verschlüsselte Kommunikation zudem 
die zentralen Dienste „Bürgerkonto“ und „Postkorb“ 
unentgeltlich zur Verfügung. In diesem Fall fallen kei-
ne Investitionskosten bei den Kommunen an.  

Elektronische Rechnung 

Zur Umsetzung der Vorschriften zur elektronischen 
Rechnung ist auch im kommunalen Bereich mit einem 
einmaligen Erfüllungsaufwand zu rechnen, der aktuell 
nicht sicher beziffert werden kann (siehe zur Orientie-
rung die Zahlen für den staatlichen Bereich). Diesem 
Erfüllungsaufwand stehen jedoch auch im kommuna-
len Bereich zu erwartende Einsparungen gegenüber. 
Ausgleichspflichten aus dem Konnexitätsprinzip erge-
ben sich nicht, da die Regelung der Umsetzung von 
Unionsrecht dient.  

Unter Berücksichtigung der Anteile des Freistaates 
und der Kommunen an den Sachausgaben der öffent-
lichen Hand in Bayern ist davon auszugehen, dass ca. 
65 Prozent des Rechnungstellungsaufwands und da-
mit auch des Einsparpotenzials auf der kommunalen 
Ebene anfallen. Dies entspricht einem kommunalen 
Anteil an den möglichen Gesamteinsparungen von bis 
zu 325 Mio. Euro (= 65 % von 500 Mio. Euro). 

Elektronische Akten und Register  

Keine Kosten. Das Gesetz eröffnet für die Kommunen 
lediglich klarstellend die Möglichkeit zur Einführung 
elektronischer Akten und Register und normiert 
Grundsätze ordnungsgemäßer Aktenführung und 
Aktenaufbewahrung im Interesse der Rechtssicher-
heit. Auf eine Rechtspflicht zur Einführung wird dage-
gen verzichtet. Damit entstehen durch das Gesetz 
weder Einführungskosten noch laufende Kosten. 

Informationssicherheit 

Das Gesetz begründet für die Kommunen keine ge-
setzliche Verpflichtung zu Beschaffung oder Betrieb 
der zum Schutz der IT-Infrastrukturen der Verwaltung 
erforderlichen informationstechnischen Anlagen. Die-
se Regelungen zur Informationssicherheit sind daher 
für die Kommunen nicht mit Konnexität auslösenden 
Mehrkosten verbunden.  

Datenschutz und Auskunftsrecht 

Die datenschutzrechtlichen Einzelregelungen, wie die 
Flexibilisierung im datenschutzrechtlichen Freigabe-
verfahren, entlasten insbesondere die Kommunen, für 
die beim Einsatz landesweit bereitgestellter Verfahren 
parallele datenschutzrechtliche Prüfprozesse verzicht-
bar werden. Auch die Regelungen zu zentralen Basis-
diensten werden bei den Kommunen zu Einsparungen 
führen, da individuelle Auftragsdatenverarbeitungs-
vereinbarungen entbehrlich werden. Die Zeit- und 
Kosteneinsparungen lassen sich derzeit allerdings 
auch im kommunalen Bereich nicht abschließend 
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quantifizieren. Dies gilt ebenso für die Regelung eines 
allgemeinen Auskunftsrechts, die nur eine Kodifizie-
rung des schon heute geltenden, aus dem Rechts-
staatsprinzip abgeleiteten, ungeschriebenen An-
spruchs auf ermessensfehlerfreie Entscheidung dar-
stellt. Im Übrigen gelten die Ausführungen zu den 
Folgewirkungen dieser Regelung für staatliche Stellen 
entsprechend.  

Barrierefreiheit 

Das Gesetz lässt die gesetzlichen und untergesetzli-
chen Rechtsvorschriften des Freistaates Bayern über 
die Barrierefreiheit unberührt (vgl. Art. 1 Abs. 1). Da 
das Gesetz keine unmittelbaren zusätzlichen Ver-
pflichtungen zum Ausbau der Barrierefreiheit normiert, 
entstehen insoweit auch im kommunalen Bereich 
keine zusätzlichen Kosten. 

 

3. Wirtschaft und Bürger 

Bei vollständiger Umsetzung des Gesetzes ist für die 
Wirtschaft und Bürger mit erheblichen Effizienzgewin-
nen zu rechnen. Die folgenden Schätzungen beruhen 
auf der Übertragung der Prognosen des Normenkon-
trollrats zu den Einsparmöglichkeiten bei Vollumset-
zung des EGovG des Bundes in der Bundesverwal-
tung (vgl. BR-Drs. 557/12 vom 21. September 2012, 
S. 34 ff.). Die Erweiterung und Erleichterung des 
elektronischen Schriftformersatzes bewirkt eine Re-
duzierung des Zeitaufwands zur Erfüllung bestehen-
der Informationspflichten der Wirtschaft. Die Bürokra-
tiekosten sinken allein hier dadurch um bis zu 
190 Mio. Euro jährlich (Prognose des Normenkontroll-
rats, Rn. 3). Weitere Effizienzgewinne ergeben sich 
aus dem Abbau von Formvorschriften, der Erleichte-
rung des Online-ePayment und durch die Einführung 
der elektronischen Rechnung in der Verwaltung, de-
ren Nutzung für die Wirtschaft optional ist. Das hie-
raus folgende Entlastungspotenzial für die Wirtschaft 
kann derzeit nicht abschließend quantifiziert werden.  

Mit dem Ausbau von E-Government-Instrumenten und 
Lösungen werden Bürgern neue und vereinfachte 
Möglichkeiten der Kommunikation, des Datenzugriffs, 
der Antragstellung, der Nachweisführung und der 
Bezahlung über das Internet zur Verfügung stehen. 
Durch die Gleichstellung von Webanwendungen der 
Verwaltung in Verbindung mit der eID-Funktion des 
neuen Personalausweises bzw. des elektronischen 
Aufenthaltstitels und der absenderbestätigten De-Mail 
mit der qualifizierten elektronischen Signatur bei der 
elektronischen Ersetzung der Schriftform können die-
se Angebote auch genutzt werden, wenn ein Schrift-
formerfordernis besteht. Durch die Nutzung der neuen 
E-Government-Angebote kann aufgrund der Reduzie-
rung von Wege- und Wartezeiten mit geschätzten 
Effizienzgewinnen von 36 Mio. Euro gerechnet wer-
den.  

C) Zwingende Notwendigkeit einer normativen 
Regelung  

Das Gesetz ist zwingend erforderlich, um die Ziele der 
Digitalisierungsstrategie der Staatsregierung umzu-
setzen. Der Gesetzentwurf beschränkt sich konse-
quent auf einen engen Kernbestand von Regelungen, 
die für den Ausbau des E-Government in Bayern un-
verzichtbar sind. Der Gesetzentwurf ist im nationalen 
und internationalen Vergleich deutlich schlanker ge-
halten als vergleichbare E-Government-Gesetze wie 
z.B. die E-Government-Gesetze des Bundes, Sach-
sens oder Österreichs. 

 

D) Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu Art. 1  
Anwendungsbereich: 

Zu Abs. 1  

Art. 1 Abs. 1 knüpft an die Regelung des Art. 1 Abs. 1 
BayVwVfG zum Anwendungsbereich des Bayerischen 
Verwaltungsverfahrensgesetzes an. Hierdurch wird 
die prinzipielle Übereinstimmung des Anwendungsbe-
reichs des BayEGovG mit dem BayVwVfG gewähr-
leistet. Durch Halbsatz 1 wird sichergestellt, dass das 
Gesetz grundsätzlich auf die gesamte öffentlich-recht-
liche Verwaltungstätigkeit der Behörden des Freistaa-
tes Bayern, der Gemeinden und Gemeindeverbände 
und der sonstigen der Aufsicht des Freistaates Bayern 
unterstehenden juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts Anwendung findet. Ebenso wie das Bay-
VwVfG ist das BayEGovG damit grundsätzlich auf die 
gesamte Verwaltungstätigkeit im Freistaat und damit 
umfassend auf den Vollzug von Bundes-, Landes- und 
Kommunalrecht anwendbar. Dieses Gesetz gilt daher 
auch für Verfassungsorgane, wenn und soweit diese 
als Behörden Verwaltungstätigkeiten ausüben. Die 
Vorschriften dieses Gesetzes gelten daher für den 
Landtag nur, soweit er in Verwaltungsangelegenhei-
ten tätig wird. Ebenso gilt das Gesetz für den Obers-
ten Rechnungshof und seine nachgeordneten Prü-
fungsämter, soweit diese als Verwaltungsbehörde 
tätig werden. Wird der Oberste Rechnungshof als 
Organ der externen Finanzkontrolle tätig, übt er dage-
gen keine Verwaltungstätigkeit aus.  

Das BayEGovG ist nicht anwendbar, wenn besondere 
Verfahrensordnungen oder das Fachrecht des Bun-
des entgegenstehende, inhaltsgleiche oder abschlie-
ßende Regelungen enthalten. Ebenso bleiben Rege-
lungen für die elektronische Kommunikation, Akten-
führung und Vorgangsbearbeitung im gerichtlichen 
Verfahren nach Maßgabe des Gesetzes zur Förde-
rung des elektronischen Rechtsverkehrs mit den Ge-
richten vom 10. Oktober 2013 (BGBl I S. 3785 ff.) 
unberührt. Für das E-Government-Gesetz des Bundes 
enthält Art. 1 Abs. 3 BayEGovG dagegen eine Son-
derregelung.  
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Für das Landesrecht stellt Art. 1 Abs. 1 Halbsatz 2 
das Verhältnis des BayEGovG zum sonstigen Verwal-
tungsrecht klar. Das BayEGovG ist gegenüber dem 
BayVwVfG als allgemeinem Verwaltungsverfahrens-
gesetz spezieller, gegenüber inhaltsgleichen oder ent-
gegenstehenden Regelungen des besonderen Ver-
waltungsrechts dagegen nachrangig. So gehen z.B. 
auch das Verwaltungszustellungs- und Vollstre-
ckungsgesetz (VwZVG) oder das Kommunalabga-
bengesetz (KAG) dem BayEGovG vor.  

Das BayVwVfG bleibt anwendbar, wenn und soweit 
das BayEGovG keine inhaltsgleichen oder entgegen-
stehenden Regelungen enthält (z.B. Art. 3a Abs. 2 
und 3 BayVwVfG). Uneingeschränkt anwendbar ist 
das BayVwVfG zudem auf jene Behörden, die gemäß 
Art. 1 Abs. 2 vom Anwendungsbereich des Bay-
EGovG ausgenommen sind. 

Halbsatz 2 normiert keinen generellen Nachrang des 
BayEGovG zum besonderen Verfahrens- und Fach-
recht des Freistaates, sondern begrenzt diesen auf 
inhaltsgleiche oder entgegenstehende (hierzu zählen 
auch weitergehende) Regelungen zum elektronischen 
Verwaltungsrecht. Das Gesetz tritt daher nur zurück, 
soweit Vorschriften des Fachrechts inhaltlich mit den 
Vorschriften des BayEGovG vergleichbar sind, also 
z.B. den elektronischen Zugang, die elektronische 
Identifizierung, den elektronischen Schriftformersatz, 
das elektronische Verwaltungsverfahren oder die 
elektronische Akten- und Registerführung regeln.  

Das BayEGovG tritt in diesen Fällen zunächst bei 
„inhaltsgleichen“ Vorschriften des Fachrechts zurück, 
wenn also im Fachrecht gleichlautende Regelungen 
zu einzelnen Vorschriften des BayEGovG getroffen 
werden. Das BayEGovG tritt aber auch dann zurück, 
wenn das Fachrecht „entgegenstehende“ Vorschriften 
enthält. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn das 
Fachrecht die Anwendung des BayEGovG ausdrück-
lich ausschließt, wenn das Fachrecht abschließende 
vom BayEGovG abweichende Regelungen enthält 
oder wenn das Fachrecht abschließende weiterge-
hende Regelungen enthält (wenn z.B. in bestimmten 
Verfahren eine ausschließlich elektronische Abwick-
lung angeordnet wird). Die Regelungen des BayBG 
zum Personalaktenrecht (Art. 102 bis Art. 111 BayBG) 
gehen dem BayEGovG vor, siehe Art. 111 Abs. 6 
BayBG n.F., angefügt durch Art 9a Abs. 10 Bay-
EGovG). 

Das BayEGovG und das Fachrecht sind dagegen 
nebeneinander anwendbar, soweit das Fachrecht 
keine dem BayEGovG inhaltlich vergleichbaren, son-
dern vielmehr hierzu komplementäre Regelungen mit 
besonderer rechtlicher Zielsetzung enthält. Daher sind 
zum Beispiel die Bestimmungen des BayEGovG und 
die Vorschriften über die elektronische Verwaltung im 
BayDSG, im Bayerischen Behindertengleichstellungs-
gesetz oder in der BayBITV kumulativ anwendbar. 
Das BayEGovG lässt die Anwendung des BayDSG 
unberührt. Die datenschutzrechtlichen Anforderungen 
des BayDSG sind von den Behörden daher auch im 

Anwendungsbereich des BayEGovG zu beachten. Für 
das Verhältnis von BayDSG zum Fachrecht bestätigt 
Abs. 1 Halbsatz 2 damit den Grundsatz des Art. 2 
Abs. 7 BayDSG. Als gegenüber dem BayDSG spezi-
elle datenschutzrechtliche Regelungen sind Vorschrif-
ten des BayEGovG nur dann anzusehen, wenn diese 
ausdrücklich besondere datenschutzrechtliche Rege-
lungen enthalten. Datenschutzrechtliche Regelungen 
in diesem Sinne sind die gesondert zum datenschutz-
rechtlichen Freigabeverfahren geschaffene Verpflich-
tung zur Aufstellung von Datenschutz- und Informati-
onssicherheitskonzepten (Art. 8 Abs. 1 Satz 2 Bay-
EGovG), die datenschutzrechtliche Zweckbindung der 
Verarbeitung personenbezogener Daten durch das 
CERT (Art. 8 Abs. 2 Satz 5 BayEGovG) und die da-
tenschutzrechtlichen Regelungen zu Basisdiensten 
und zu zentralen Diensten (Art. 9 Abs. 2 und 3 Bay-
EGovG). 

Das Gesetz gilt nur für die öffentlich-rechtliche Tätig-
keit der erfassten Behörden. Ebenso wie das EGovG 
des Bundes und das BayVwVfG ist damit auch das 
BayEGovG nicht auf das fiskalische Handeln des 
Staates anwendbar. Ausnahmen hiervon greifen ge-
mäß Art. 5 für den elektronischen Zahlungsverkehr 
und elektronische Rechnungen.  

Zu Abs. 2  

Abs. 2 regelt die Ausnahmen vom Anwendungsbe-
reich des Gesetzes. Die Regelungen orientieren sich 
im Grundsatz an den Ausnahmeregelungen des Art. 2 
BayVwVfG, die allerdings teilweise modifiziert werden. 
Auch hierdurch wird der prinzipielle Gleichklang des 
Anwendungsbereichs des BayEGovG mit dem Bay-
VwVfG sichergestellt, zugleich aber auch den Beson-
derheiten des E-Government Rechnung getragen. 

Gemäß Abs. 2 Satz 1 werden Schulen und Kranken-
häuser, das Landesamt für Verfassungsschutz und 
Beliehene vom Anwendungsbereich des Gesetzes 
ausgenommen, da die besonderen Aufgaben dieser 
Einrichtungen sondergesetzliche Regelungen nahele-
gen. Aufgrund des in Art. 7 Abs. 1 des Grundgesetzes 
und Art. 130 Abs. 1, Art. 131 der Verfassung veran-
kerten staatlichen Bildungs- und Erziehungsauftrags 
unterscheiden sich auch die Schulen wesentlich von 
anderen staatlichen Behörden. Im Bereich des Kran-
kenhausbetriebs bestehen ebenfalls grundsätzliche 
Unterschiede zur klassischen behördenmäßigen Or-
ganisation. Anwendbar ist das BayEGovG dagegen 
auf die behördenmäßig verfassten staatlichen Schul- 
und Gesundheitsämter. Das Landesamt für Verfas-
sungsschutz ist dagegen aufgrund seiner besonderen 
Funktionen ebenfalls vom Anwendungsbereich des 
Gesetzes ausgenommen. Zur Anwendbarkeit des Ge-
setzes auf den Landesbeauftragten für den Daten-
schutz siehe Art. 29 Abs. 3 Satz 6 BayDSG neuer 
Fassung. Beliehene, wie z.B. Bezirksschornsteinfeger 
oder Luftsicherheitsbeauftragte mit Kontrollfunktionen 
an den Flughäfen nehmen im Freistaat verschiedens-
te öffentliche Aufgaben wahr. Die Regelungen des 
BayEGovG sind auf die Besonderheiten dieser Tätig-
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keiten nicht zugeschnitten. Daher erscheint die An-
wendung des BayEGovG auf Beliehene als nicht 
zweckmäßig. 

Art. 2 Abs. 2 Satz 2 nimmt die Tätigkeit der Finanzbe-
hörden nach der Abgabenordnung und der Sozialbe-
hörden nach dem SGB II vom Anwendungsbereich 
des Gesetzes aus. Die Arbeitsabläufe in den Finanz-
ämtern werden von eigens entwickelten, bundesein-
heitlichen IT- und E-Government-Verfahren unter-
stützt (z.B. ELSTER), für die bundeseinheitliche Re-
gelungen gelten (z.B. AO, StDÜV). Ebenso findet das 
Gesetz gem. Abs. 2 Satz 2 keine Anwendung auf die 
Verwaltungstätigkeit nach dem Zweiten Buch des 
Sozialgesetzbuchs. Bei den gemeinsamen Einrich-
tungen nach § 44b SGB II handelt es sich weder um 
Bundes- noch um Landesbehörden, sondern um 
Mischverwaltungsbehörden (vgl. Art 91e Abs. 1 GG). 
Die in der gemeinsamen Einrichtung zusammenwir-
kenden Träger (örtliche Arbeitsagentur und Landkreis 
oder kreisfreie Gemeinde) sind verpflichtet, ihre Auf-
gaben des SGB II durch die gemeinsame Einrichtung 
wahrnehmen zu lassen (§ 44b Abs. 1 S. 2 SGB II); 
ausnahmsweise können einzelne Aufgaben durch die 
Träger wahrgenommen werden (§ 44b Abs. 4 SGB II). 
Die gemeinsame Einrichtung hat die zentrale Informa-
tionstechnologie der Bundesagentur für Arbeit zu ver-
wenden (§ 50 Abs. 3 SGB II). Der kommunale Träger 
könnte also, soweit er seine Aufgaben des SGB II 
durch die gemeinsame Einrichtung wahrnehmen lässt, 
eine Umsetzung von Pflichten aus dem BayEGovG 
nicht gewährleisten, da er die erforderliche Anpas-
sung der Informationstechnologie nicht in der Hand 
hat. Wie im Bundesrecht (§ 1 Abs. 5 Nr. 3 EGovG des 
Bundes) nimmt das BayEGovG daher die Verwal-
tungstätigkeit nach dem Zweiten Buch Sozialgesetz-
buch generell von seinem Anwendungsbereich aus. 

Auch für die sonstige Sozialverwaltung gelten die 
bundesgesetzlichen Regelungen des SGB nach all-
gemeinen Grundsätzen vorrangig: Der Freistaat 
weicht mit dem BayEGovG weder von den Verfah-
rensvorschriften der Sozialgesetzbücher ab, noch hat 
er hinsichtlich der übrigen Normen der Sozialgesetz-
bücher eine Abweichungskompetenz. Dies gilt insbe-
sondere auch für den Sozialdatenschutz. Eventuell 
entgegenstehende Bestimmungen des BayEGovG 
treten daher hinter den Rechtsvorschriften des SGB 
zurück. Das BayEGovG bleibt jedoch auf die Sozial-
verwaltung (mit Ausnahme des SGB II) anwendbar, 
soweit im Sozialgesetzbuch keine abschließenden 
oder entgegenstehenden Regelungen getroffen wur-
den (wie z.B. im Bereich des Zahlungsverkehrs, der 
elektronischen Rechte, der Verwaltungsorganisation 
oder der Behördenzusammenarbeit). 

Gemäß Abs. 2 Satz 2 gelten Art. 2 Abs. 1, Abs. 2 
Nr. 2 und Abs. 3 BayVwVfG entsprechend. Dieses 
Gesetz gilt daher gemäß Abs. 2 Satz 3 in Verbindung 
mit Art. 2 Abs. 1 BayVwVfG nicht für die Tätigkeit der 
Kirchen, der Religionsgemeinschaften und der welt-
anschaulichen Gemeinschaften sowie ihrer Verbände 

und Einrichtungen sowie ebenfalls nicht für die Anstalt 
des öffentlichen Rechts „Bayerischer Rundfunk“. Das 
Gesetz gilt gem. Abs. 2 Satz 3 in Verbindung mit 
Art. 2 Abs. 2 Nr. 2 BayVwVfG ferner nicht für die 
Strafverfolgung, die Verfolgung und Ahndung von 
Ordnungswidrigkeiten, die Rechtshilfe für das Ausland 
in Straf- und Zivilsachen und, unbeschadet des Art. 80 
Abs. 4 BayVwVfG, für Maßnahmen des Richterdienst-
rechts. Gemäß Abs. 2 Satz 3 in Verbindung mit Art. 2 
Abs. 3 BayVwVfG gilt das Gesetz für die Tätigkeit der 
Gerichtsverwaltungen und der Behörden der Justiz-
verwaltung einschließlich der ihrer Aufsicht unterlie-
genden Körperschaften des öffentlichen Rechts nur, 
soweit die Tätigkeit der Nachprüfung durch die Ge-
richte der Verwaltungsgerichtsbarkeit oder durch die 
in verwaltungsrechtlichen Anwalts- und Notarsachen 
zuständigen Gerichte unterliegt. Auf das Prüfungsver-
fahren findet das Gesetz nur Anwendung, soweit nicht 
dessen Besonderheiten entgegenstehen.  

Zu Abs. 3  

Bayern nutzt mit Art. 1 Abs. 3 die Möglichkeit der Ab-
weichungsgesetzgebung nach Art. 84 Abs. 1 Satz 2 
des Grundgesetzes (GG). Danach können die Länder 
von einer bundesrechtlichen Norm zur Regelung der 
Einrichtung der Behörden und des Verwaltungsverfah-
rens abweichen. Mit dem E-Government-Gesetz vom 
25. Juli 2013 (BGBl I S. 2749) hat der Bundesgesetz-
geber das elektronische Verwaltungsverfahren bei der 
Ausführung von Bundesgesetzen auch mit Wirkung 
für Behörden der Länder und Kommunen und Behör-
den der Gerichtsverwaltung geregelt (vgl. § 1 Abs. 2 
und 3 EGovG). Für bayerische Behörden soll künftig 
grundsätzlich das Gesetz über die elektronische Ver-
waltung in Bayern (BayEGovG) zur Anwendung 
kommen, unabhängig davon, ob die Behörden landes- 
oder bundesrechtliche Regelungen vollziehen. Auch 
für die Gerichtsverwaltungen und die Behörden der 
Justizverwaltung einschließlich der unter ihrer Aufsicht 
unterstehenden Körperschaften des öffentlichen 
Rechts soll von den Vorschriften des EGovG des 
Bundes abgewichen werden und das BayEGovG in 
dem in Art. 1 Abs. 1 und 2 BayEGovG in Verbindung 
mit Art 2 BayVwVfG vorgesehenen Bereich gelten. 

Dies stellt Art. 1 Abs. 3 BayEGovG sicher. Diese Vor-
schrift dient der Einheitlichkeit des Verwaltungsvoll-
zugs und gewährleistet, dass die Behörden im Frei-
staat im Wesentlichen aufgrund eines einzigen Norm-
regimes tätig werden können. Die Tätigkeit der Ver-
waltungen wird dadurch erleichtert, der Verwaltungs-
vollzug vereinfacht und Parallelstrukturen werden 
vermieden. Mit Art. 1 Abs. 3 BayEGovG weicht der 
Landesgesetzgeber von den § 1 Abs. 2 und Abs. 3 
des E-Government-Gesetz des Bundes ab. Nur in den 
Fällen, in denen die Behörden des Freistaates im 
Rahmen der Bundesauftragsverwaltung tätig werden, 
kommt notwendigerweise das E-Government-Gesetz 
des Bundes zur Anwendung (vgl. Art. 85 GG), da dem 
Land insoweit keine Abweichungskompetenz nach 
Art. 84 GG zusteht. Die Abweichung vom Bundes-
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recht beschränkt sich auf das E-Government-Gesetz 
des Bundes (Stammgesetz). Die Anwendung von 
Regelungen über die elektronische Verwaltung im 
übrigen Fachrecht des Bundes bleibt daher unberührt. 

Anwendbar ist das E-Government-Gesetz des Bundes 
damit auf die  

─ Bundeswehrverwaltung, Art. 87b Abs. 2 GG 

─ Verwaltung bei Erzeugung und Nutzung der Kern-
energie, Art. 87c GG 

─ Luftverkehrsverwaltung, Art. 87d Abs. 2 GG 

─ Eisenbahnverkehrsverwaltung,  
Art. 87e Abs. 1 Satz 2 GG 

─ Verwaltung der Bundeswasserstraßen,  
Art. 89 Abs. 2 GG 

─ Verwaltung der Bundesfernstraßen durch Länder 
bzw. Gemeinden mit über 80.000 Einwohnern,  
Art. 90 Abs. 2 GG 

─ Ausgabenverteilung, Finanzhilfe des Bundes,  
Art. 104a Abs. 3 Satz 2 GG 

─ Landesfinanzverwaltung, Art. 108 Abs. 3 GG 

─ Durchführung des Lastenausgleichs,  
Art. 120a Abs. 2 GG 

─ weitere Gebiete wie etwa die BAföG Verwaltung.  

Bei Vollzug von Bundesrecht im Auftrag des Bundes 
(Bundesauftragsverwaltung gemäß Art. 85 GG) ist 
das EGovG des Bundes auch auf Behörden im Sinn 
von Art. 1 Abs. 1 BayEGovG anwendbar. Die im Bun-
desgesetz für Behörden der Länder und Kommunen 
einschließlich der Gerichtsverwaltungen normierten 
Basisregelungen sollen jedoch auch in diesem Fall 
weitergehende landesrechtliche Regelungen regel-
mäßig gerade nicht vollständig ausschließen. Die 
Regelungen des BayEGovG bleiben daher auch bei 
der Ausführung von Bundesgesetzen im Auftrag des 
Bundes grundsätzlich anwendbar, soweit das 
BayEGovG weitergehende Regelungen zum Beispiel 
zu digitalen Zugangs- und Verfahrensrechten, zur 
Zugangseröffnung, zur elektronischen Identifizierung 
zum elektronischen Verwaltungsverfahren oder zu 
elektronischen Aktenführung enthält. Das BayEGovG 
tritt gegenüber dem E-Government-Gesetz des Bun-
des im Bereich der Auftragsverwaltung allerdings 
dann zurück, wenn dieses inhaltsgleiche, entgegen-
stehende oder abschließende Regelungen enthält. 
Gleiches gilt, wenn das Fachrecht des Bundes ab-
schließende Regelungen für die Bundesauftragsver-
waltung normiert. 

 
Zu Art. 2   
Digitale Zugangs- und Verfahrensrechte: 

In einem demokratischen Rechtsstaat kann E-Govern-
ment dauerhaft nur erfolgreich sein, wenn Bürger und 
Unternehmen die elektronische Verwaltung als In-
strument zur effektiven Wahrnehmung ihrer berechtig-
ten Interessen wahrnehmen. Die elektronische Ver-
waltung sollte daher nicht nur technisch, sondern 

auch rechtlich konsequent auf den Nutzer ausgerich-
tet werden. Das BayEGovG setzt zu diesem Zweck 
inhaltlich und gesetzessystematisch primär bei den 
Bürgern und deren Rechten in der elektronischen 
Verwaltung an.  

Die Einräumung subjektiver Rechte trägt der gewach-
senen Bedeutung der elektronischen Kommunikation 
über das Internet in allen Lebensbereichen Rechnung. 
In dem Maße, indem sich sowohl die nicht rechtsver-
bindliche, als auch die rechtsverbindliche private und 
gewerbliche Kommunikation in das Internet verlagert, 
gewinnt die Möglichkeit, für Kommunikationszwecke 
auch tatsächlich auf das Internet zurückgreifen zu 
können, für die effektive Wahrnehmung der Belange 
der Bürger und Unternehmen gegenüber der Verwal-
tung an Bedeutung. 

Art. 2 BayEGovG begründet ein System digitaler Zu-
gangs- und Verfahrensrechte, das durch die Art. 3 
bis 6 BayEGovG inhaltlich näher ausgestaltet wird. Mit 
der Gewährleistung von Rechten in der elektronischen 
Verwaltung knüpft Art. 2 BayEGovG an die subjektiv-
rechtliche Dimension des Verwaltungsverfahrens-
rechts an und entwickelt diese unter den Bedingungen 
der Digitalisierung weiter. Die bisherigen nur punktuel-
len subjektiv-rechtlichen Regelungen zum Verfahren 
über den einheitlichen Ansprechpartner (vgl. Art. 71e 
BayVwVfG) werden auf grundsätzlich alle Behörden-
dienste und Verwaltungsverfahren erweitert.   

Art. 2 Satz 1 gewährleistet das Recht jeder natürli-
chen und juristischen Person, nach Maßgabe der 
Art. 3 bis 5 elektronisch über das Internet mit der 
Verwaltung zu kommunizieren und deren Dienste in 
Anspruch zu nehmen. Nach Satz 2 kann jede Person 
verlangen, dass Verwaltungsverfahren nach Maßgabe 
des Art. 6 elektronisch durchgeführt werden. Satz 3 
stellt sicher, dass Verfahren auch weiterhin nicht 
elektronisch abgewickelt werden können und sichert 
damit das Mehrkanalprinzip ab. Der Begriff des Ver-
fahrens ist im Rahmen des Satzes 3 nicht auf das 
Verwaltungsverfahren beschränkt, sondern umfasst 
alle Arten von Behördenkontakten. 

Art. 2 Sätze 1 und 2 normieren „technikgebundene“ 
Zugangs- und Verfahrensrechte, das heißt Rechte, 
deren Ausübung notwendig die Bereitstellung von 
bestimmten technischen Infrastrukturen durch die 
Verwaltung (z.B. De-Mail Zugang, Verschlüsselungs-
verfahren, Lesegeräte etc.) schon voraussetzt. Re-
gelmäßig wird auch eine Mitwirkung des Bürgers bzw. 
dessen Anschluss an bestimmte Dienste technische 
Voraussetzung für die Wahrnehmung der Rechte aus 
Art. 2 BayEGovG sein. Sie begründen also kein Recht 
des Bürgers, einen eigenen Hardware-Zugang o. ä. 
auf Staatskosten zu erhalten. Aufgrund ihrer „Tech-
nikgebundenheit“ müssen Reichweite und inhaltliche 
Ausgestaltung der Rechte aus Art. 2 BayEGovG im 
Übrigen auf die korrespondierenden technischen Be-
reitstellungsverpflichtungen der Behörden abgestimmt 
werden.  
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Art. 2 Sätze 1 und 2 BayEGovG gewährleisten die 
subjektiven Rechte der Bürger auf elektronische 
Kommunikation, Inanspruchnahme von Behörden-
diensten und elektronische Abwicklung von Verwal-
tungsverfahren daher von vornherein nach Maßgabe 
der in den Art. 3 bis 6 BayEGovG normierten objektiv-
rechtlichen Verpflichtungen der Behörden. Durch die-
se Verweisungstechnik wird sichergestellt, dass Art, 
Ausgestaltung und Grenzen der subjektiven Rechte 
der Bürger mit den korrespondierenden objektiv-
rechtlichen Verpflichtungen der Behörden überein-
stimmen. Dies gilt insbesondere auch für die in Art. 3 
bis 6 normierten Beurteilungs- und Ermessensspiel-
räume der Behörde bei der technischen Umsetzung 
ihrer dortigen Verpflichtungen. Aufgrund der Koppe-
lung des Art. 2 mit den Art. 3 bis 6 BayEGovG greifen 
zudem die Übergangsfristen des Art. 10 auch in Be-
zug auf die subjektiven Rechte aus Art. 2 BayEGovG.  

Eine Gewähr für die jederzeitige uneingeschränkte 
Aktualität, Richtigkeit, Vollständigkeit und Verfügbar-
keit der bereit gestellten Dienste ist mit den Rechten 
aus Art. 2 in Verbindung mit Art. 3 bis 6 BayEGovG 
nicht verbunden. Im Übrigen lassen die Art. 2 bis 6 
BayEGovG die Haftungsbegrenzungen des Teleme-
diengesetzes sowie das Recht der Behörden unbe-
rührt, technische Verfügbarkeiten im Rahmen von 
Nutzungsbedingungen zu regeln und Haftungsan-
sprüche im Rahmen der allgemeinen gesetzlichen 
Vorgaben in zulässiger Weise zu begrenzen bzw. 
auszuschließen.  

 
Zu Art. 3   
Elektronische Kommunikation und Identifizierung: 

Zu Abs. 1 Zugang zur elektronischen Kommunikation  

Satz 1 begründet eine Verpflichtung der Behörden zur 
Eröffnung des Zugangs zur elektronischen Kommuni-
kation mit dem Bürger auf dem „Hinkanal“ zu den 
Behörden über öffentlich zugängliche Netze. Die Vor-
schrift gilt für alle Behörden im Anwendungsbereich 
des Gesetzes. Die Regelung modifiziert die Regelun-
gen über die Zugangseröffnung in Art. 3a Abs. 1 Bay-
VwVfG in Bezug auf die Zugangseröffnung durch 
Behörden, die in den Anwendungsbereich des Art. 1 
BayEGovG fallen. Die Regelung reduziert das Ent-
schließungsermessen der Behörde gemäß Art. 3a 
Abs. 1 BayVwVfG in Bezug auf die Zugangseröffnung 
auf Null. Dies entspricht weitgehend den rechtlichen 
Wirkungen im Verhältnis von § 2 Abs. 1 EGovG zu 
§ 3a Abs. 1 VwVfG. Bei Behörden, die nicht in den 
Anwendungsbereich des Art. 1 BayEGovG fallen, 
bleibt es dagegen beim Grundsatz der Freiwilligkeit 
der Zugangseröffnung nach Maßgabe von Art. 3a 
Abs. 1 BayVwVfG. Bei Störungen in der elektroni-
schen Kommunikation gilt Art. 3a Abs. 3 BayVwVfG.  

Im Zuge der Erarbeitung des BayEGovG wurden er-
hebliche Anstrengungen unternommen, um Schrift-
formerfordernisse abzuschaffen oder zu reduzieren. 
Damit sollen das E-Government vereinfacht und Hür-

den zur Nutzung von E-Government-Verfahren ver-
mindert werden. In Art. 3 Abs. 1 Satz 1 wird entspre-
chend zwischen elektronischen Dokumenten (ohne 
formales Schriftformerfordernis) und schriftformerset-
zenden Dokumenten (im Sinn des Art. 3a BayVwVfG) 
unterschieden. Die Behörde kann ihre Verpflichtung 
aus Satz 1 bereits dadurch erfüllen, dass sie einen 
einzelnen Zugangskanal eröffnet, wenn dieser (auch) 
die übrigen Anforderungen des Abs. 1 erfüllt.  

Die Vorschrift belässt den Behörden im Übrigen auch 
hinreichende Spielräume hinsichtlich der Auswahl des 
die Schriftform ersetzenden Verfahrens. Die Anforde-
rungen der Norm sind bereits erfüllt, wenn die Behör-
de ein E-Mail Postfach eröffnet, da hierüber auch ein 
Empfang einer qualifiziert signierten E-Mail im Sinn 
von Art. 3a Abs. 2 BayVwVfG ermöglicht wird. Weiter-
gehende Anforderungen aus dem Fachrecht hinsicht-
lich der Anforderungen an den Schriftformersatz blei-
ben unberührt. Alternativ kann die Behörde auch ei-
nen De-Mail Zugang eröffnen oder eine Identifizierung 
über den neuen Personalausweis anbieten.  

Satz 2 stellt für den Rückkanal von der Behörde zum 
Bürger klar, dass weiterhin der Grundsatz der Zu-
gangseröffnungsfreiheit gilt. Satz 2 sichert die Dispo-
sitionshoheit des Bürgers hinsichtlich der Zugangser-
öffnung im Rückkanal ausdrücklich ab („soweit“). Die 
Norm stellt weiter klar („solange“), dass der Bürger 
den Rückkanal auch zeitlich befristet öffnen bzw. 
schließen kann. Die Regelung des Satzes 2 hat ins-
besondere für zentrale „Bürgerportale“ und/oder „Bür-
gerkonten“ Bedeutung, bei denen eine Vielzahl von 
elektronischen Verwaltungsdiensten „gebündelt“ an-
geboten werden sollen. Bei derartigen Portalen be-
steht ein besonderes Interesse des Bürgers wie auch 
der Verwaltung, rechtssicher, aber auch hinreichend 
flexibel festlegen zu können, ob und für welche Ver-
fahren oder Verfahrensarten ein Zugang eröffnet wird 
und damit insbesondere auch eine elektronische Ver-
bescheidung möglich ist. Satz 2 schafft für Verwaltung 
und Beteiligte die Möglichkeit, z.B. im Rahmen von 
Nutzungsbedingungen einvernehmlich Regelungen 
über den Zugang von Dokumenten und Erklärungen 
zu treffen. Die Vorschrift sichert auch die Möglichkeit 
ab, dem Bürger im Rahmen von Bürgerportalen stan-
dardisierte Wahlmöglichkeiten einzuräumen, ob dieser 
den Zugang für alle oder nur für einzelne der über das 
Portal angebotenen Verfahren zeitlich begrenzt oder 
dauerhaft eröffnen will. Diese Flexibilität und Wahl-
freiheit der Bürger kann zur Akzeptanz von Bürgerpor-
talen beitragen. Die Anforderungen des BayDSG blei-
ben unberührt.  

Satz 3 verpflichtet die Behörden, für den Hinkanal zur 
Verwaltung und für den Rückkanal zum Bürger Ver-
schlüsselungsverfahren anzubieten, z.B. verschlüssel-
te Internetverbindungen (SSL) oder verschlüsselte 
Dokumente/Online-Formulare. Satz 3 begründet aller-
dings nur eine Verpflichtung der Behörden, zusätzlich 
auch Verschlüsselungsverfahren anzubieten. Die Re-
gelung hindert die Behörde daher nicht daran, ihre 
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Verpflichtung aus Satz 1 (auch) durch E-Mail-Dienste 
zu erfüllen. Ebenso steht es dem Bürger in Ausübung 
seines Rechts auf informationelle Selbstbestimmung 
frei, das Angebot auf verschlüsselte Kommunikation 
nicht zu nutzen und stattdessen auf die E-Mail-Kom-
munikation zurückzugreifen. 

Die Wahl des Verschlüsselungsverfahrens liegt im 
Organisationsermessen der jeweils zuständigen Be-
hörde. Im staatlichen Bereich kann die zuständige 
oberste Landesbehörde im Rahmen bestehender 
Weisungsverhältnisse die Entscheidungen der nach-
geordneten Behörden einheitlich festlegen. In der Re-
gel wird, entsprechend der gesetzgeberischen Ent-
scheidung im De-Mail-Gesetz, eine Transportver-
schlüsselung ausreichen (De-Mail-Gesetz vom 28. 
April 2011, BGBl. I S. 666). Bei besonders sensitiven 
Datensätzen kann auch eine Ende zu Ende Ver-
schlüsselung erforderlich sein. Ein Recht der Nutzer 
auf Eröffnung eines bestimmten technischen Verfah-
rens besteht damit nicht. Umgekehrt sind die Nutzer, 
vorbehaltlich besonderer Rechtsvorschriften, nicht 
verpflichtet, den von der Behörde angebotenen Rück-
kanal zu nutzen bzw. den Zugang hierfür zu eröffnen. 
Satz 3 lässt gegebenenfalls bereits bestehende Ver-
pflichtungen der Behörden zum Angebot von Ver-
schlüsselungsverfahren aufgrund von Telemedien-
recht und sonstigem Fachrecht unberührt. Gleiches 
gilt für Verschlüsselungspflichten, soweit sich diese 
aus dem BayDSG ergeben. Unberührt bleiben auch 
die Verpflichtungen der Behörden zur elektronischen 
Kommunikation mit den Gerichten nach Maßgabe des 
Gesetzes zur Förderung des elektronischen Rechts-
verkehrs mit den Gerichten vom 10. Oktober 2013 
(BGB. I S. 3785 ff.).  

Satz 4 sichert die Ermessensspielräume der Behörde 
bezüglich der Art der technischen Umsetzung der 
Verpflichtungen aus den Sätzen 1 bis 3 ausdrücklich 
ab. Die Vorschrift stellt klar, dass die Wahl des techni-
schen Verfahrens für die Zugangseröffnung und die 
Übermittlung von Dokumenten auf dem Hin- und 
Rückkanal im pflichtgemäßen Ermessen der jeweils 
zuständigen Behörde steht. Durch verwaltungsinterne 
Vorschriften kann die technische und organisatorische 
Ausgestaltung für sichere auf öffentlich zugänglichen 
Netzen basierende Dienste näher präzisiert und der 
erforderliche technische Sicherheitsstandard einheit-
lich vorgegeben werden. Ein Anspruch des Nutzers 
auf ein bestimmtes technisches Verfahren, eine be-
stimmte Art der Verschlüsselung oder ein bestimmtes 
technisches Sicherheitsniveau wird daher durch Art. 2 
Satz 1 in Verbindung mit Art. 3 Abs. 1 nicht begrün-
det. Die Regelung gewährleistet, dass eine Behörde 
nicht zur Bereitstellung von technischen Verfahren 
oder Sicherheitsstandards verpflichtet ist, die mit Blick 
auf Art und Umfang der betroffenen Verwaltungstätig-
keit mit unverhältnismäßig hohen Kosten oder Orga-
nisationsaufwand verbunden sind.  

Zur einfachen Kommunikation mit dem Nutzer sollte 
jede Behörde über ein E-Mail-Postfach verfügen. Mit 

jedem E-Mail-Postfach können in technischer Hinsicht 
auch elektronische Dokumente empfangen werden, 
die mit einer qeS nach dem SigG versehen sind. Wei-
ter kann die Verpflichtung aus Satz 1 aber auch da-
durch erfüllt werden, dass die Behörde z.B. ein elekt-
ronisches Gerichts- und Verwaltungspostfach (EGVP) 
oder ein anderes Verfahren einrichtet, über das ihr 
elektronische Dokumente schriftformersetzend über-
mittelt werden können. Beispiele für derartige Verfah-
ren sind die elektronische Steuererklärung (ELSTER) 
im Sinn von § 87a Abs. 6 Satz 1 AO und die vom 
Freistaat Bayern für staatliche und kommunale Be-
hörden angebotenen zentralen Dienste „Bürgerkonto“ 
und „Postkorb“, soweit diese einen Schriftformersatz 
gemäß Art. 3a Abs. 2 Satz 4 Nr. 1 BayVwVfG ermög-
lichen. Verpflichtungen zum Angebot von Verschlüs-
selungsverfahren aufgrund anderer Rechtsvorschrif-
ten (einschließlich des BayDSG) bleiben unberührt.   

Zu Abs. 2 Zugang zu De-Mail  

Abs. 2 konkretisiert die Verpflichtung aus Abs. 1 inso-
weit, als alle Behörden verpflichtet sind, einen Zugang 
auch durch eine De-Mail-Adresse im Sinn des De-
Mail-Gesetzes zu eröffnen. Die Verpflichtung steht 
allerdings im Interesse der Umsetzbarkeit unter einem 
„Infrastrukturvorbehalt“. Ein De-Mail Zugang muss nur 
eröffnet werden, soweit die Behörde an einen noch 
einzurichtenden Basisdienst für De-Mail (z.B. zentra-
les Gateway, ggfs. zentrale Archivierungslösungen) 
angeschlossen ist. Ein derartiger Basisdienst kann 
vom Freistaat nach Maßgabe von Art. 9 Abs. 2 Bay-
EGovG behördenübergreifend bereitgestellt werden. 
Die Regelung entspricht in Zielsetzung und Reichwei-
te weitgehend der Verpflichtung der Behörden des 
Bundes zur Bereitstellung einer De-Mail-Adresse ge-
mäß § 2 Abs. 2 EGovG. Durch den Gleichklang der 
Regelungen soll ein Ebenen übergreifend einheitlicher 
Zugang zu staatlichen Behörden gewährleistet wer-
den.  

Abs. 2 dient insbesondere der Gewährleistung der 
praktischen Wirksamkeit der neuen erweiterten Rege-
lungen zum Ersatz der Schriftform in Art. 3a Abs. 2 
BayVwVfG. Durch die Zugangseröffnungspflicht wird 
sichergestellt, dass staatliche Behörden nicht nur 
grundsätzlich verpflichtet sind, De-Mail als Schrift-
formersatz anzuerkennen, sondern dass die Behör-
den auch die technischen Voraussetzungen schaffen 
müssen, damit De-Mail als Schriftformersatz tatsäch-
lich genutzt werden kann. Unberührt bleiben eventuel-
le (weitergehende) Verpflichtungen der Behörden zur 
Zugangseröffnung für De-Mail aus anderen Rechts-
vorschriften, wie sie sich etwa aus den Vorschriften 
des Gesetzes zur Förderung des elektronischen 
Rechtsverkehrs mit den Gerichten vom 10. Oktober 
2013 (BGBl. I S. 3785 ff.) ergeben können.  

Vor dem Einsatz von De-Mail ist von der zuständigen 
Behörde zu prüfen, ob aufgrund von besonderem 
Schutzbedarf ergänzende Verschlüsselungsverfahren 
zu verwenden sind (Ende zu Ende Verschlüsselung).  
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Zu Abs. 3 Elektronische Identifizierung  

Die Identifikationsfunktion des Personalausweises ist 
für die Wahrnehmung von Bürgerrechten und Bürger-
pflichten von wesentlicher Bedeutung. Dies gilt auch 
für die Nutzung der elektronischen Identifizierungs-
funktion des neuen Personalausweises. Abs. 3 be-
gründet daher ein Recht auf elektronische Identifizie-
rung in elektronischen Verwaltungsverfahren über 
öffentlich zugängliche Netze. Abs. 3 gilt nur für die 
Identifizierung über öffentlich zugängliche Netze. Die 
Identifizierung unter Anwesenden ist nicht erfasst. 
Dies entspricht der Rechtslage auf Bundesebene. 

Abs. 3 begründet eine Verpflichtung der Behörden in 
elektronischen Verwaltungsverfahren einen elektroni-
schen Identitätsnachweis gemäß § 18 des Personal-
ausweisgesetzes bzw. § 78 Abs. 5 des Aufenthaltsge-
setzes anzubieten, sofern eine Identifizierungspflicht 
durch Rechtsvorschrift begründet wird oder von der 
Behörde im Einzelfall eine Identifizierung verlangt 
wird. Die Regelung entspricht insoweit § 2 Abs. 3 
EGovG.  

Abs. 3 korrespondiert mit der neuen Regelung zum 
elektronischen Schriftformersatz durch Einsatz der 
eID-Funktion des neuen Personalausweises gemäß 
Art. 3a Abs. 2 Satz 4 Nr. 1 BayVwVfG. Durch die Re-
gelung wird sichergestellt, dass staatliche Behörden 
nicht nur grundsätzlich verpflichtet sind, die eID-
Funktion des nPA als Schriftformersatz anzuerken-
nen, sondern dass die Bürger auch tatsächlich die 
technische Möglichkeit haben, die eID-Funktion des 
nPA als Schriftformersatz zu nutzen.  

Für die Identifikation einer natürlichen oder juristi-
schen Person, in Fällen für die keine Rechtsvorschrift 
zur Feststellung der Identität existiert, können weitere 
technische Systeme genutzt werden, um z.B. Zu-
gangshürden zu E-Government-Verfahren zu verrin-
gern. So wird von der Steuerverwaltung die Lösung 
ELSTER und außerhalb der Steuerverwaltung die 
Lösung Authega eingesetzt, um einerseits die Identifi-
kation von Steuerpflichtigen bei der Abgabe von 
Steuererklärungen und andererseits den sicheren 
Zugang und die Authentifizierung im Zuge der zentra-
len Bereitstellung digitaler Antrags- und Auskunftsver-
fahren zu ermöglichen. Das Bayernportal soll entspre-
chend den formellen Anforderungen abgestufte Diens-
te zur Identifikation anbieten, um einen einheitlichen 
Zugang für Bürger und Unternehmen sicherzustellen 
und zur Wirtschaftlichkeit der E-Government-
Verfahren beizutragen. 

Zum Inkrafttreten siehe Art. 10.  

 

Zu Art. 4  
Elektronische Behördendienste: 

Allgemeines  

Unter dem Begriff Open Government als Teilbereich 
des E-Government wird offenes Regierungs- und Ver-
waltungshandeln verstanden. Mit Open Government 

soll in erster Linie Transparenz für staatliches Han-
deln geschaffen werden. Diese Transparenz soll die 
Beteiligungsmöglichkeiten der Bevölkerung an der 
Regierungs- und Verwaltungsarbeit erweitern (Partizi-
pation) und eine intensivere Zusammenarbeit zwi-
schen Bürgern und Verwaltung ermöglichen. 

Ein offeneres Handeln bietet große Chancen, Ent-
scheidungen von Politik und Verwaltung verständli-
cher und nachvollziehbarer zu machen, gesellschaftli-
ches Engagement zu nutzen und wirtschaftliche Im-
pulse zu setzen. Die Zielsetzung des Open Govern-
ment erfordert auch Festlegungen für die Bereitstel-
lung von Behördendiensten, Behördeninformationen 
und Publikationen. Im Interesse der effektiven Ge-
währleistung des Zugangs zu den genannten Diens-
ten sollen für deren elektronische Bereitstellung keine 
zusätzlichen Kosten erhoben werden.  

Art. 4 Abs. 1 verpflichtet Behörden, ihre Dienste 
grundsätzlich auch über das Internet bereitzustellen, 
soweit dies zweckmäßig und wirtschaftlich ist. Der 
Begriff der Dienste ist dabei weit zu verstehen. Erfasst 
werden insbesondere alle Arten von Informations-, 
Auskunfts- und Datenbereitstellungsdiensten. Erfasst 
werden elektronische Mitteilungs- und Verkündungs-
blätter (vgl. Abs. 2) ebenso wie z.B. Geodatendienste, 
aber auch flankierende Informationsangebote zur 
Nutzung dieser Dienste (vgl. Abs. 1 Satz 2). Für elekt-
ronische Dienste im Zusammenhang mit der Durch-
führung von Verwaltungsverfahren greift dagegen 
vorrangig Art. 6 BayEGovG.  

Die Regelung korrespondiert teilweise mit den § 3 
(Informationen zu Behörden und ihre Verfahren in 
öffentlich zugänglichen Netzen) und § 12 (Anforde-
rung an die Bereitstellung von Daten) des EGovG des 
Bundes. Es werden jedoch andere Schwerpunkte 
gesetzt. Anders als im Bundesrecht begründet Art. 2 
Satz 1 in Verbindung mit Art. 4 Abs. 1 BayEGovG ein 
subjektives Recht auf Zugang zu Behördendiensten, 
einschließlich Datendiensten sowie der zu ihrer Nut-
zung relevanten Informationen. Dafür wird auf Rege-
lungen zu technischen Anforderungen an die Bereit-
stellung von Daten angesichts bereits bestehender 
gesetzlicher und untergesetzlicher Regelungen ver-
zichtet (vgl. die Rechtsvorschriften zur Umsetzung der 
Richtlinie 2003/98/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 17. November 2003 über die Wei-
terverwendung von Informationen des öffentlichen 
Sektors (ABl. L 345 vom 31. Dezember 2003, S. 90 
bis 96) in der Fassung 26. Juni 2013 (Richtlinie 
2013/37/EU des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 26. Juni 2013 zur Änderung der Richtlinie 
2003/98/EG über die Weiterverwendung von Informa-
tionen des öffentlichen Sektors [ABl. L 175 vom 
27. Juni 2013, S. 1 bis 8]) und der Richtlinie 
2007/2/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 14. März 2007 zur Schaffung einer Geoda-
teninfrastruktur in der Europäischen Gemeinschaft 
(INSPIRE) [ABl. L 108 vom 25. April 2007, S. 1 bis 
14]).  



Drucksache 17/7537 Bayerischer Landtag 17. Wahlperiode Seite 31 

Zu Abs. 1 Zugang zu Diensten und Informationen  

Satz 1 normiert ein Gebot an die Behörden, Dienste 
der Verwaltung grundsätzlich auch elektronisch über 
öffentliche Netze bereitzustellen. Die Vorschrift be-
gründet kein originäres Informations- oder Datenzu-
gangsrecht, sondern setzt die Eröffnung eines analo-
gen oder digitalen Zugangs zu Informationen oder 
Daten aufgrund des Fachrechts bereits voraus. Mit 
dem Begriff der Dienste werden sämtliche Dienstleis-
tungen der Verwaltung erfasst, unabhängig davon, ob 
diese im Rahmen oder auf Grundlage eines Verwal-
tungsverfahrens erbracht werden. Hierzu zählen ne-
ben verfahrensgebundenen Diensten unter anderem 
auch Beratungs- oder Informationsangebote, die Be-
reitstellung von Daten oder sonstige Serviceleistun-
gen für Bürger oder Unternehmen. Die Bestimmungen 
des BayDSG bleiben unberührt.  

Durch Satz 1 werden die Behörden nunmehr angehal-
ten, das gesetzgeberische Ziel des Ausbaus der E-
Government-Angebote im Rahmen der von ihnen zu 
beurteilenden Möglichkeiten aktiv umzusetzen. Die 
Bereitstellung kann je nach Art des Dienstes und Leis-
tungsfähigkeit der Behörde ganz oder teilweise erfol-
gen. Satz 1 normiert hierzu einen ausdrücklichen 
Wirtschaftlichkeits- und Zweckmäßigkeitsvorbehalt 
und trägt der Vielfalt der erfassten Verfahren Rech-
nung. So sinnvoll ein Ausbau des E-Government, bei 
bestimmten Diensten und Verfahren sein kann, sind 
andererseits auch viele Dienste und Verfahren dem E-
Government nicht oder nur teilweise zugänglich. Da-
her ist den Behörden ein Beurteilungsspielraum einzu-
räumen.  

Satz 2 begründet für Behörden die Verpflichtung über 
öffentlich zugängliche Netze die Informationen bereit-
zustellen, die für die sachgerechte elektronische Inan-
spruchnahme ihrer Dienste erforderlich sind. Anders 
als in Satz 1 wird durch Satz 2 eine originäre, vom 
Fachrecht unabhängige Informationsbereitstellungs-
pflicht normiert. Hierunter können je nach Art des 
Dienstes oder des Verfahrens insbesondere Informa-
tionen über die Aufgaben und Zuständigkeitsbereich 
einer Behörde, anfallende Gebühren, beizubringende 
Unterlagen, die zuständige Ansprechstelle und ihre 
Erreichbarkeit fallen. Die Regelung korrespondiert den 
§ 3 Abs. 1 und 2 des EGovG Bund, verzichtet aber 
angesichts der Vielzahl und Verschiedenartigkeit der 
erfassten Dienste auf die ausdrückliche Normierung 
von Katalogtatbeständen.  

Die Möglichkeit von Behörden, im Rahmen ihrer Or-
ganisationsverantwortung zentrale Ansprechstellen zu 
schaffen, bleibt unberührt. Soweit der Behördenkon-
takt über zentrale Ansprechstellen erfolgt, genügt die 
Angabe der Kontaktdaten der zentralen Ansprechstel-
le über das Netz.  

Satz 3 begründet eine Verpflichtung der Behörden, für 
die elektronische Bereitstellung von Diensten keine 
zusätzlichen Kosten zu erheben. Insbesondere den 
Kommunen wird jedoch die Möglichkeit eröffnet, durch 

Rechtsvorschriften, insbesondere in Kostensatzun-
gen, abweichende Regelungen zu treffen.   

Zu Abs. 2  Elektronische Publikationen  

Das amtliche Publikationswesen durchläuft einen 
grundlegenden Wandel von der papiergebundenen 
hin zur elektronischen Veröffentlichung. Die Zahl der 
zusätzlich oder ausschließlich elektronischen Veröf-
fentlichungen nimmt auf der Bundes-, Landes und 
Kommunalebene zu. Mit der am 1. April 2012 in Kraft 
getretenen Änderung des Verkündungs- und Be-
kanntmachungsgesetzes (VkBkmG) vom 22. Dezem-
ber 2011 (BGBl. I S. 3044) wurde bereits die Überfüh-
rung des Bundesanzeigers in die ausschließlich elekt-
ronische Ausgabe vollzogen. § 15 EGovG des Bun-
des ermöglicht für sonstige Veröffentlichungen in amt-
lichen Mitteilungs- und Verkündungsblättern die Be-
kanntgabe in ausschließlich elektronischer Form. 
Art. 4 Abs. 2 regelt die Zulässigkeit von zusätzlich und 
ausschließlich elektronischen Ausgaben von veröf-
fentlichungspflichtigen Mitteilungen und amtlichen 
Verkündungen. Art. 2 Satz 1 in Verbindung mit Art. 4 
Abs. 2 BayEGovG begründet ein korrespondierendes 
Recht auf angemessenen Zugang zu derartigen elekt-
ronischen Veröffentlichungen. Abs. 2 regelt alternativ 
die Voraussetzungen für die zusätzliche (Satz 1) und 
die ausschließliche (Satz 2) elektronische Publikation.  

Zu Satz 1  

Satz 1 stellt klar, dass veröffentlichungspflichtige Mit-
teilungen und amtliche Verkündungen auch elektro-
nisch veröffentlicht werden können. Die Vorschrift er-
fasst alle aufgrund von Bundes-, Landes- oder Kom-
munalrecht veröffentlichungspflichtigen Mitteilungen 
und amtlichen Verkündungen. Die Regelung tritt für 
die bayerischen Behörden (mit Ausnahme der Bun-
desauftragsverwaltung) an die Stelle des § 15 EGovG 
Bund, der eine in der Zielsetzung ähnliche Regelung 
für Veröffentlichungspflichten aufgrund von Bundes-
recht vorsieht.  

Satz 1 lässt die Anwendung des BayDSG unberührt. 
Eine elektronische Veröffentlichung personenbezoge-
ner Daten soll daher nur erfolgen, wenn und soweit 
hierzu eine gesetzliche Verpflichtung besteht. Sind in 
einer Publikation personenbezogene Daten enthalten, 
ist datenschutzrechtlich zu prüfen, ob diese dauerhaft 
über öffentlich zugängliche Netze angeboten werden 
können. 

Zu Satz 2 

Satz 2 regelt die besonderen Voraussetzungen für 
eine ausschließlich elektronische Bekanntmachung. 
Eine ausschließlich elektronische Bekanntmachung ist 
möglich, wenn eine Veränderung der veröffentlichten 
Inhalte ausgeschlossen ist und die Einsichtnahme 
auch unmittelbar bei der die Veröffentlichung veran-
lassenden Stelle für jede Person auf Dauer gewähr-
leistet. Satz 2 ist nicht anwendbar, wenn Rechtsvor-
schriften der ausschließlich elektronischen Bekannt-
machung entgegenstehen, also ausdrücklich eine 
papiergebundene Bekanntmachung vorschreiben 
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(z.B. Art. 76 der Verfassung). Die Tatsache, dass 
Rechtsvorschriften über Veröffentlichungspflichten 
bisher in der Regel von einer papiergebundenen Form 
ausgingen, steht der ausschließlich elektronischen 
Bekanntmachung dagegen nicht entgegen.   

Die Regelung zur Unveränderbarkeit des Inhalts trägt 
dem Umstand Rechnung, dass es eine wesentliche 
Vorbedingung für die Authentizität der verkündeten 
Fassung ist, dass veröffentlichte Dokumente nach-
träglich nicht mehr geändert oder gar gelöscht werden 
können.  

Art. 4 Abs. 2 begründet in Verbindung mit Art. 2 
Satz 1 ein Recht auf angemessenen Zugang zu elekt-
ronischen amtlichen Veröffentlichungen, soweit die 
Behörde den elektronischen Weg gewählt hat. Die 
Zugangsnorm erfasst alle veröffentlichungspflichtigen 
Mitteilungen und amtlichen Verkündungsblätter, also 
z.B. öffentliche und ortsübliche Bekanntmachungen 
(Art. 27a BayVwVfG in der Fassung des Gesetzent-
wurfs der Staatsregierung, LT-Drs. 17/2820), aber 
auch elektronische Veröffentlichungen in amtlichen 
Mitteilungs- und Verkündungsblättern (vgl. § 15 
EGovG).  

Das Zugangsrecht gilt daher sowohl für Bekanntma-
chungen im Rahmen des Verwaltungsverfahrens 
i. S. v. Art. 9 BayVwVfG als auch für elektronische 
amtliche Bekanntmachungen im Rahmen des Norm-
erlasses, für die es etwa in der Gemeindeordnung, 
Landkreisordnung und Bezirksordnung sowie im 
LStVG Sondervorschriften gibt. Der Zugang ist ange-
messen auszugestalten, z.B. durch die Möglichkeit, 
einen elektronischen Hinweis auf die Veröffentlichung 
zu erhalten bzw. diese elektronisch zu abonnieren, 
Ausdrucke zu bestellen oder in öffentlichen Einrich-
tungen auf die Bekanntgabe zuzugreifen. Das Gebot 
der effektiven Zugänglichkeit bedingt, dass von An-
fang an ein zukunftssicheres Format für die elektroni-
schen Dokumente gewählt werden muss, welches 
deren Interpretierbarkeit auch auf zukünftigen IT-
Systemen gewährleistet. 

Satz 2 stellt in diesem Zusammenhang klar, dass die 
Einsichtnahme auch unmittelbar bei der die Veröffent-
lichung veranlassenden Stelle auf Dauer für jede Per-
son zu gewährleisten ist. Dadurch kann sichergestellt 
werden, dass auch der Teil der Bevölkerung, der zur 
Nutzung öffentlich zugänglicher Netze mangels der 
erforderlichen technischen Infrastruktur oder mangels 
persönlicher Fähigkeiten nicht in der Lage ist, auf die 
Veröffentlichung zugreifen kann. Hierzu kann z.B. ein 
papiergebundenes Exemplar zur Einsicht durch je-
dermann bereitgehalten werden oder eine Einsicht-
nahme über einen Bürger-PC ermöglicht werden. 

Zu Satz 3  

Nach Satz 3 wird das Nähere durch Bekanntmachung 
der Staatsregierung geregelt. Hierbei sind insbeson-
dere auch Regelungen zur Gewährleistung des Da-
tenschutzes zu treffen.  

Abs. 2 lässt die Vorschriften des BayDSG hinsichtlich 
des „Ob“, des „Wie“ und des „Wie lange“ der elektro-
nischen Veröffentlichung unberührt. Eine elektroni-
sche Veröffentlichung personenbezogener Daten soll 
daher nur erfolgen, wenn und soweit hierzu eine ge-
setzliche Verpflichtung besteht. Sind in einer Publika-
tion personenbezogene Daten enthalten, ist daten-
schutzrechtlich zu prüfen, ob diese dauerhaft über 
öffentlich zugängliche Netze angeboten werden kön-
nen. Ebenso sind Zugriffsmöglichkeiten und Lö-
schungspflichten datenschutzkonform auszugestalten.  

Zum Inkrafttreten siehe Art. 10. 

 

Zu Art. 5  
Elektronischer Zahlungsverkehr und Rechnungen: 

Art. 5 enthält Regelungen zum elektronischen Zah-
lungsverkehr und zu elektronischen Rechnungen. Die 
Norm geht im Anwendungsbereich über die Grund-
satzregelung des Art. 1 dieses Gesetzes hinaus. 
Abs. 1 erfasst sämtliche Geldansprüche öffentlicher 
Kassen, unabhängig davon, ob diese ihren Rechts-
grund in einer öffentlich-rechtlichen Verwaltungstätig-
keit einer Behörde gemäß Art. 1 Abs. 1 BayEGovG 
finden. Abs. 2 begründet gegenüber öffentlichen Auf-
traggebern im Sinne des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen (GWB) ein Recht auf elektro-
nische Rechnungstellung. Die Norm erfasst damit 
abweichend von Art. 1 Abs. 1 BayEGovG gerade das 
fiskalische Handeln der öffentlichen Hand. Zudem 
knüpft Abs. 2 nicht an den Behördenbegriff, sondern 
an den weiteren Begriff des öffentlichen Auftragsge-
bers an.   

Zu Abs. 1 

Halbsatz 1 begründet ein Recht, Gebühren und sons-
tige Forderungen der Behörden im elektronischen 
Zahlungsverkehr zu begleichen. Der Begriff der Geld-
ansprüche ist dabei weit zu verstehen. Er umfasst 
daher auch Geldbußen und Geldstrafen. Die Rege-
lung zielt auf die Gewährleistung der Medienbruch-
freiheit des Verwaltungsverfahrens auch in Bezug auf 
Zahlungsvorgänge in allen elektronischen Verwal-
tungsverfahren auf allen Verwaltungsebenen. Dem 
entspricht die Verpflichtung der Behörde, den Zah-
lungsverkehr zu ermöglichen. Die Behörde kann ihre 
Verpflichtung bereits dadurch erfüllen, dass sie dem 
Zahlungspflichtigen eine Bankverbindung zur Abwick-
lung des elektronischen Zahlungsverkehrs mitteilt. Der 
unbare Zahlungsverkehr im Verhältnis der Bürger zur 
öffentlichen Hand ist bereits heute in weiten Berei-
chen der Regelfall; so sind beispielsweise auch im 
justiziellen Bereich (insoweit unabhängig von Art. 5 
Abs. 1) gemäß § 1 Satz 1 der Verordnung über den 
Zahlungsverkehr im Bereich der ordentlichen Ge-
richtsbarkeit und der Finanzgerichtsbarkeit (Zahlungs-
verkehrsverordnung Justiz/Finanzen – ZahlVJuFin) 
Zahlungen an Gerichte und Justizbehörden im Ge-
schäftsbereich des Staatsministeriums der Justiz 
grundsätzlich unbar zu leisten).  
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Halbsatz 2 verpflichtet die Behörden, die Begleichung 
von Gebühren und sonstigen Forderungen auch durch 
die Bereitstellung von geeigneten elektronischen Zah-
lungsmöglichkeiten über öffentlich zugängliche Netze 
bereitzustellen. Sofern sich das Verwaltungsverfahren 
in geeigneter Weise, also technisch und wirtschaftlich 
sinnvoll mit einem ePayment-System verknüpfen 
lässt, ist regelmäßig nur eine solche Zahlungsmög-
lichkeit im Sinne des Gesetzes geeignet. Dies ist ins-
besondere dann der Fall, wenn Verwaltungsvorgänge 
vollständig über ein im Internet bereitgestelltes Ver-
fahren abgewickelt werden. ePayment-Systeme sind 
Systeme, die in die Websites öffentlicher Stellen inte-
griert sind und ausgehend von der Behördenwebsite 
eine elektronische Zahlungsabwicklung ermöglichen. 
Die gewählte Technologie muss den Anforderungen 
der öffentlichen Verwaltung entsprechen. Sie muss 
insbesondere datenschutzkonform ausgestaltet sein.  

Die unbare Zahlungsmöglichkeit besteht nur, solange 
kein sofortiges anderweitiges Vollstreckungsinteresse 
besteht. Hierdurch wird sichergestellt, dass bei einem 
besonderen öffentlichen Interesse an einem Barin-
kasso (z.B. bei polizeilichen Straßenkontrollen) kein 
Anspruch auf elektronisches Bezahlen besteht.  

Zu Abs. 2  

Abs. 2 schafft den Rechtsrahmen zur verpflichtenden 
Entgegennahme elektronischer Rechnungen durch 
öffentliche Auftraggeber in Bayern. Die Vorschrift ist 
zur Umsetzung der Richtlinie 2014/55/EU des Europä-
ischen Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 
über die elektronische Rechnungstellung bei öffentli-
chen Aufträgen (ABl. L 133 vom 6. Mai 2014, S. 1 bis 
11) zwingend erforderlich.  

Der Bundesgesetzgeber plant die Umsetzung der 
Richtlinie 2014/55/EU des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 16. April 2014 über die elektroni-
sche Rechnungstellung bei öffentlichen Aufträgen 
(ABl. L 133 vom 6. Mai 2014, S. 1 bis 11) im Rahmen 
einer Novelle des Bundes-EGovG. In Bayern sollte die 
Richtlinie 2014/55/EU aus Gründen der Rechtssicher-
heit, der Planungssicherheit für Unternehmen und 
Verwaltung sowie des Bürokratieabbaus (kein doppel-
tes Gesetzgebungsverfahren) unmittelbar im Bay-
EGovG aufgenommen werden. 

Zu Satz 1 

In Abs. 2 Satz 1 wird die Verpflichtung der öffentlichen 
Auftraggeber normiert, die Entgegennahme und Ver-
arbeitung elektronischer Rechnungen sicherzustellen. 
Anders als in Art. 1 BayEGovG knüpft Art. 5 Abs. 2 
damit nicht an den Behördenbegriff, sondern an den 
Begriff des öffentlichen Auftraggebers im Sinne von 
§ 98 GWB an. Satz 1 stellt weiter klar, dass die Ver-
pflichtungen zur Entgegennahme elektronischer 
Rechnungen nur für öffentliche Auftraggeber gilt, für 
die gemäß § 106a GWB eine Vergabekammer des 
Freistaat Bayern zuständig ist. Damit wird der Anwen-
dungsbereich der Vorschrift vom Anwendungsbereich 
der entsprechenden Regelungen zur elektronischen 

Rechnung im Bund und in anderen Bundesländern 
abgegrenzt. Durch die dynamische Verweisung auf 
§ 106a GWB wird auch gewährleistet, dass eventuelle 
Änderungen des Auftraggeberbegriffs des GWB keine 
Folgeänderungen im BayEGovG erforderlich machen.  

Diese Verpflichtung tritt gemäß Art. 10 BayEGovG 
erst nach Ausschöpfung der unionsrechtlichen Um-
setzungsfrist im November 2019 in Kraft.  

Zu Satz 2 

Satz 2 enthält eine Legaldefinition des Begriffs der 
elektronischen Rechnung, die an Art. 1 der Richtlinie 
2014/55/EU des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 16. April 2014 über die elektronische 
Rechnungstellung bei öffentlichen Aufträgen (ABl. 
L 133 vom 6. Mai 2014, S. 1 bis 11) angelehnt ist.  

Zu Satz 3 

Satz 3 normiert eine Verordnungsermächtigung zur 
Umsetzung der übrigen Anforderungen der Richtlinie 
2014/55/EU. Die Verordnung ist lex specialis auch zu 
Art. 1. Sie kann Einzelheiten der Entgegennahme und 
Verarbeitung der elektronischen Rechnung regeln und 
Ausnahmen von der Verpflichtung zur Entgegennah-
me und Verarbeitung elektronischer Rechnungen 
vorsehen. Dem Verordnungsgeber bleibt es damit 
insbesondere überlassen, näher zu regeln, ob elekt-
ronische Rechnungen (in Umsetzung der Richtlinie 
2014/55/EU) nur im Oberschwellenbereich entgegen-
genommen werden müssen oder ob (über die Ver-
pflichtung aus der Richtlinie hinaus) sämtliche Rech-
nungen erfasst werden sollen. Im Rahmen einer Ver-
ordnung können zudem die erst noch auf Unionsebe-
ne festzusetzenden technischen Anforderungen an 
die elektronische Rechnung normiert werden. Ebenso 
können mögliche abweichende unionsrechtliche An-
forderungen an die Rechnungstellung in besonderen 
Fällen, z.B. im Bereich der EU-Fonds, berücksichtigt 
werden.  

Zum Inkrafttreten siehe im Übrigen Art. 10.  

 

Zu Art. 6  
Elektronisches Verwaltungsverfahren: 

Art. 6 enthält Regelungen zur Gewährleistung eines 
grundsätzlich medienbruchfreien elektronischen Ver-
waltungsverfahrens, einschließlich elektronischer For-
mulare und elektronischer Nachweise. Erfasst wird 
nur das nach Außen gerichtete Verwaltungshandeln 
im Sinn des BayVwVfG, nicht aber die interne Verwal-
tungsorganisation. (zum Begriff des Verwaltungsver-
fahrens siehe Art. 9 BayVwVfG). Rein behördeninter-
ne Vorgänge, wie die Art und Weise der elektroni-
schen Aktenführung, werden nicht erfasst.  

Zu Abs. 1 

Abs. 1 Satz 1 begründet ein Recht auf vollständige 
oder teilweise elektronische Durchführung des Ver-
waltungsverfahrens. Satz 1 stellt klar, dass ein An-
spruch auf (vollständige oder teilweise) elektronische 
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Verfahrensdurchführung nicht besteht, soweit dies 
unzweckmäßig oder unwirtschaftlich ist. Satz 1 sichert 
den diesbezüglichen Beurteilungsspielraum der Be-
hörde ausdrücklich ab. Von der Verfahrensdurchfüh-
rung in elektronischer Form kann damit auch weiterhin 
teilweise, aber auch vollständig abgesehen werden, 
wenn dies im Einzelfall oder bei bestimmten Verfah-
rensarten unzweckmäßig oder unwirtschaftlich ist. 
Soweit eine nur teilweise elektronische Verfahrens-
durchführung, wie z.B. die elektronische Antragstel-
lung, wirtschaftlich und zweckmäßig ist, ist die Behör-
de gehalten, das Verfahren teilweise elektronisch 
anzubieten. Die elektronische Durchführung muss 
gemäß Art. 3 BayEGovG rechtlich möglich sein; erfor-
derlich ist also u. a. eine Zugangseröffnung durch die 
Beteiligten. Besondere Rechtsvorschriften bleiben 
unberührt. Die datenschutzrechtlichen Anforderungen 
an die elektronische Verfahrensdurchführung sind zu 
beachten. Bei Störungen in der elektronischen Kom-
munikation gilt Art. 3a Abs. 3 BayVwVfG. 

Zu Abs. 2 

Abs. 2 Satz 1 regelt die Verpflichtung zur Bereitstel-
lung von elektronischen Formularen über das Internet 
als Teil des elektronischen Verwaltungsverfahrens. 
Die Regelung dient der teilweisen elektronischen 
Durchführung des Verwaltungsverfahrens. Die Vor-
schrift greift nur bei formulargebundenen Verfahren. 
Sie setzt voraus, dass Behörden zur Durchführung 
von Verwaltungsverfahren bereits Formulare bereit-
halten. Diese sind auch in elektronischer Form über 
das Internet bereitzustellen. Die Regelung findet un-
abhängig von der Bezeichnung als Formular, Vor-
druck, Formblatt oder ähnlichen Begriffen Anwen-
dung. Die Verpflichtung nach Satz 1 greift ihrem Sinn 
und Zweck nicht, wenn Fachverfahren zur elektroni-
schen Verfahrensabwicklung bereitgehalten werden 
oder wenn Urheberechte Dritter (an Musterformula-
ren) entgegenstehen. 

Mit Satz 2 wird klargestellt, dass kein Schriftformer-
fordernis vorliegt, wenn dieses nicht explizit in der 
Norm angeordnet wird. Sofern die dem Formular zu-
grundeliegende Rechtsnorm für die Erklärung explizit 
Schriftform anordnet, ist auch künftig die Nutzung 
eines elektronischen Schriftformsurrogats gemäß 
Art. 3a Abs. 2 BayVwVfG erforderlich. Für alle ande-
ren durch Rechtsvorschrift angeordneten Formulare 
ist klargestellt, dass auch eine Übermittlung des elekt-
ronischen Formulars an die Behörde beispielsweise 
als ausgefülltes pdf-Dokument ohne Unterschrift mög-
lich ist.  

Zu Abs. 3 

Abs. 3 regelt die elektronische Nachweisführung. Die 
Vorschrift tritt – mit Ausnahme der Bundesauftrags-
verwaltung – an die Stelle des § 5 EGovG. Sie geht 
über den Regelungsgehalt von § 5 EGovG hinaus. 

Ziel der Vorschrift ist es, im Verhältnis zum Bürger 
eine durchgehend elektronische Verfahrensabwick-
lung (medienbruchfrei) zu ermöglichen. Ein Hindernis 

dafür kann darin bestehen, dass Nachweise und Be-
scheinigungen vom Verfahrensbeteiligten oftmals im 
Original vorzulegen sind. Wird kein Original verlangt, 
so werden Kopien der Originale eingereicht. 

Abs. 3 Satz 1 gilt sowohl für elektronische Verwal-
tungsverfahren als auch für sonstige Verwaltungsver-
fahren. In elektronischen Verwaltungsverfahren erfolgt 
der Antrag elektronisch. Müssten Nachweise einge-
reicht werden, so soll eine elektronische Übermittlung 
genügen. Jedoch können Nachweise in Verwaltungs-
verfahren, die nicht elektronisch durchgeführt werden, 
auch elektronisch eingereicht werden (hybride Akten-
führung). Kein Bürger soll gezwungen sein, an elekt-
ronischen Verwaltungsverfahren teilzunehmen (Mehr-
kanalprinzip). Wenn er sich für einen anderen Weg 
entscheidet, soll es trotzdem möglich sein, Nachweise 
elektronisch zu übermitteln.  

Die Vorschrift stellt nicht nur klar, dass die elektroni-
sche Übermittlung eines Nachweises für die Abwick-
lung des Verwaltungsverfahrens genügen soll. Sie 
dient dem Zweck, das Einreichen von Kopien mög-
lichst gering zu halten, denn jede Kopie, die in Papier-
form eingereicht wird, muss in ein elektronisches 
Format übertragen werden, sofern eine elektronische 
Aktenführung und Vorgangsbearbeitung besteht. 

Satz 1 Halbsatz 2 stellt klar, dass die Vorschrift sub-
sidiär gegenüber spezielleren Normen ist.  

Satz 2 sichert das Auswahlermessen der Behörden 
ab. Die Behörde muss im Einzelfall oder bei bestimm-
ten Verfahrensarten die Möglichkeit haben, ein Origi-
nal zu verlangen. Dies wird insbesondere dann der 
Fall sein, wenn Zweifel an der Richtigkeit der übermit-
telten Nachweise bestehen. Unter Original sind so-
wohl papiergebundene Dokumente als auch elektroni-
sche Originale zu verstehen (vgl. § 371a ZPO).  

Zu Satz 3 

Die Vorschrift erleichtert die Erhebung von Daten 
durch die anfordernde Behörde zum Zweck des Da-
tenaustausches. Die Regelung des Satz 3 Fall 1 setzt 
ein automatisiertes Verfahren zum Datenabruf sowie 
eine zulässige Datenerhebung bei Dritten im Sinne 
des BayDSG voraus. Sie begründet jedoch, insoweit 
über Art. 18 BayDSG hinausgehend, eine grundsätzli-
che Verpflichtung, erforderliche Nachweise bei der 
übermittelnden Stelle einzuholen. Satz 3 Fall 2 eröff-
net bei automatisierten Abrufverfahren die weiterge-
hende Möglichkeit, Nachweise bei anderen Behörden 
abzurufen. soweit die Betroffenen (vgl. zum Begriff 
§ 15 Abs. 1 Nr. 2 BayDSG) einwilligen. Die Vorschrift 
dient der Erleichterung medienbruchfreier Verwal-
tungsverfahren. Die Mehrfacherhebung von Daten 
und Nachweisen wird so vermieden. Das entspricht 
dem datenschutzrechtlichen Grundsatz der Daten-
sparsamkeit. Weitergehende Anforderungen, insbe-
sondere des TMG und des TKG, bleiben unberührt.   

Die Regelung findet dort ihre Grenzen, wo ein gesetz-
liches Verbot automatisierter Datenübermittlungen 
besteht. So wird die Verpflichtung z.B. bei der Ertei-
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lung von Pässen, wenn die Vorlage einer Personen-
standsurkunde erforderlich ist, wegen § 68 Abs. 2 
PStG ohne praktische Auswirkungen bleiben. 

Die Anforderungen des BayDSG bleiben auch im 
Übrigen unberührt. Soweit datenschutzrechtlich erfor-
derlich, sind Verschlüsselungsverfahren anzuwenden.  

Satz 3 ist als Soll-Regelung ausgestaltet. Ausnahmen 
sind daher in begründeten Fällen zulässig.  

Regelungen zur elektronischen Einwilligung werden in 
Art. 15 Abs.1 Nr. 2 BayDSG getroffen.  

Zum Inkrafttreten siehe Art. 10.  

 

Zu Art. 7  
Elektronische Akten und Register: 

Gegenstand und Erfordernis der Regelung  

Die elektronische Aktenführung gehört bereits in vie-
len bayerischen Behörden zum Alltag. Die gesetzli-
chen Regelungen zur eAkte im BayEGovG knüpfen 
für den staatlichen Bereich an die Bekanntmachung 
der Staatsregierung über die Rahmenvorschriften für 
die elektronische Aktenführung und das Übertragen 
und Vernichten von Papierdokumenten vom 27. Juni 
2012 (FMBl S. 374, AllMBl S. 491, KWMBl S. 220, 
JMBl S. 66) an. Die gesetzlichen Regelungen be-
schränken sich auf die Normierung von Basisstan-
dards für staatliche und nichtstaatliche Behörden. 
Inhaltlich ist für den staatlichen Bereich keine Ände-
rung gegenüber der Bekanntmachung beabsichtigt. 
Mit der Normierung soll lediglich die bisherige Vorge-
hensweise der Praxis einer gesetzlichen Grundlage 
zugeführt werden, um potenzielle Unsicherheiten im 
Vollzug zu vermeiden. Die Regelungen im BayEGovG 
legen keinen von §§ 6 und 7 EGovG abweichenden 
Standard fest. Insbesondere werden einheitliche 
Schutzziele (Integrität, Authentizität und Vertraulich-
keit) verfolgt.  

Im Einklang mit den bestehenden Rahmenvorschriften 
beschränkt sich Art. 7 auf die Regelung der wesentli-
chen Grundsätze der Einführung der elektronischen 
Akte, der elektronischen Aktenführung und des erset-
zenden Scannens für alle Behörden im Anwendungs-
bereich des Gesetzes. Eine gesetzliche Regelung ist 
erforderlich, um nicht nur für staatliche, sondern auch 
für kommunale und sonstige nichtstaatliche Behörden 
im Freistaat Bayern einheitliche Grundsätze elektroni-
scher Aktenführung zu gewährleisten. Spezielle Vor-
schriften bleiben unberührt (vgl. Art. 1 Abs. 1). Die 
Verpflichtungen aus Art. 7 gelten ab Inkrafttreten der 
Norm für die Zukunft. Die Verpflichtung zur Überfüh-
rung vorhandener Aktenbestände in die elektronische 
Form besteht daher nicht.   

Zu Abs. 1 Pflicht zur elektronischen Akten- und Re-
gisterführung  

Art. 7 Abs.1 Satz 1 Halbsatz 1 ist als „Soll-Vorschrift“ 
ausgestaltet. Im Regelfall haben staatliche Behörden 
(mit Ausnahme der staatlichen Landratsämter, die 

ebenfalls Halbsatz 2 unterfallen) ihre Akten und Re-
gister elektronisch zu führen. Die Ausnahme für die 
Landratsämter folgt aus deren Charakter als Doppel-
behörde. Da eine Einführung der elektronischen Akte 
nur für das staatliche Landratsamt nicht praxistauglich 
erscheint, muss das Landratsamt als Doppelbehörde 
konsequenterweise von der Verpflichtung ausge-
nommen werden. Aus wichtigem Grund oder in atypi-
schen Fällen kann die Behörde jedoch nach insoweit 
eröffnetem Ermessen von der elektronischen Akten- 
und Registerführung abweichen. Das Gebot des 
Satz 1 kann sowohl durch vollständige, als auch durch 
teilweise elektronische Akten- oder Registerführung 
erfüllt werden. Die Soll-Vorschrift des Satz 1 belässt 
den zuständigen Behörden hinreichend Spielraum, in 
begründeten Fällen von der Einführung der elektroni-
schen Akte abzusehen. Im staatlichen Bereich können 
die zuständigen obersten Landesbehörden für ihren 
Bereich und für ihnen nachgeordnete staatliche Be-
hörden Ausnahmen zulassen kann. Der Ministerrats-
beschluss vom 7. Januar 2013 zur Einführung der 
elektronischen Akte ist zu beachten. 

Art. 7 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2 stellt für Behörden der 
Gemeinden, Gemeindeverbänden und sonstigen der 
Aufsicht des Freistaates Bayern unterstehenden juris-
tischen Personen des öffentlichen Rechts die Zuläs-
sigkeit der elektronischen Akten- und Registerführung 
klar. Die Entscheidung über die Einführung elektroni-
schen Akten oder Register steht im nicht staatlichen 
Bereich jedoch ausdrücklich im Ermessen der jeweili-
gen Behörde, soweit gesetzlich nichts anderes vorge-
schrieben ist.  

Werden elektronische Akten geführt und Vorgänge 
elektronisch bearbeitet, ist gem. Satz 2 durch geeig-
nete technisch-organisatorische Maßnahmen sicher-
zustellen, dass die Grundsätze ordnungsgemäßer 
Aktenführung als Ausformung des Rechtsstaatsprin-
zips eingehalten werden. Vertraulichkeit, Verfügbar-
keit und Integrität der elektronischen Akten müssen 
gewährleistet sein. Das eingesetzte Dokumentenma-
nagementsystem/Vorgangsbearbeitungssystem (DMS/ 
VBS) muss diese Anforderungen erfüllen. Die recht-
staatlichen Grundsätze der Vollständigkeit, der Nach-
vollziehbarkeit, der wahrheitsgemäßen Aktenführung 
und der Verständlichkeit des Verwaltungshandelns 
sind zu beachten (vgl. § 18 Abs. 1 AGO).  

Auch wenn elektronische Formate nicht dem Urkun-
denbeweis zugänglich sind, werden originär elektro-
nisch hergestellte Dokumente einer Behörde gem. 
§ 371a Abs. 3 S. 1 ZPO beweisrechtlich den öffentli-
chen Urkunden gleich gestellt. Sind sie darüber hin-
aus mit einer qualifizierten elektronischen Signatur 
(qeS) versehen oder werden Sie mit einer absender-
bestätigten De-Mail versendet, gilt zudem gem. 
§ 371a Abs. 3 Sätze 2, 3 ZPO in Verbindung mit 
§ 437 ZPO die Vermutung der Echtheit des Doku-
ments, so dass im Rechtsverkehr keine Beweisnach-
teile zu befürchten sind.  
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Zu Abs. 2  Übermittlung von Daten 

Abs. 2 enthält ein Gebot des elektronischen Aus-
tauschs von Akten, Vorgängen und Dokumenten zwi-
schen Behörden, die elektronische Akten führen, um 
Medienbruch bei Schriftgutaustausch zu vermeiden. 
Hierbei sind die einschlägigen datenschutzrechtlichen 
Vorschriften zu beachten. Die Daten sind daher vor 
unbefugter Einsichtnahme Dritter und vor Verände-
rungen zu schützen, bspw. durch die Nutzung einer 
sicheren Kommunikationsinfrastruktur oder Übermitt-
lung in einer auf dem Stand der Technik sicheren 
Form.  

Zu Abs. 3  Übertragung in elektronische Formate 
(Scan) 

Zu Abs. 3 Satz 1 und Satz 3 

Auch wenn das BayEGovG Bürger und Behörden den 
Weg für eine elektronische Kommunikation bereitet, 
werden auch nach der Einführung einer elektroni-
schen Akte weiterhin Papierunterlagen anfallen. Diese 
Unterlagen sollen unter Wahrung der Grundsätze 
ordnungsgemäßer Aktenführung und -aufbewahrung 
in ein elektronisches Format übertragen werden, um 
sie in elektronisch gestützte Arbeitsabläufe einzube-
ziehen. Hierbei ist nach dem Stand der Technik si-
cherzustellen, dass die elektronische Fassung mit 
dem Papierdokument übereinstimmt. Auf die Forde-
rung nach einer bildlichen Übereinstimmung wurde 
bewusst verzichtet, um deutlich zu machen, dass Ab-
weichungen in Größe und Farbe unschädlich sind, 
wenn diesen Informationen kein aktenrelevanter Aus-
sagegehalt/Sachverhalt zu entnehmen ist.  

Dem Stand der Technik genügen dabei insbesondere 
die in der TR Resiscan enthaltenen Hinweise zur 
technisch-organisatorischen Gestaltung des Scan-
Prozesses. Grundsätzlich gilt, dass die getroffenen 
Maßnahmen der rechtsstaatlich gebotenen Dokumen-
tationsfunktion der elektronischen Akte gerecht wer-
den müssen. Hilfreich kann hierbei eine Orientierung 
an der (ihrerseits Grenzen ausgesetzten) Vorgehens-
weise der papiergebundenen Aktenführung sein, die 
sich zwar hinsichtlich ihres Mediums, nicht aber hin-
sichtlich ihrer Dokumentationsfunktion von der elekt-
ronischen Akte unterscheidet. Aus diesem Grund ist 
nicht jede technisch und organisatorisch denkbare 
Maßnahme zum Schutz der Authentizität und Integri-
tät der elektronischen Akte rechtstaatlich grundsätz-
lich geboten. Dies kommt auch in den abgestuften 
Anforderungen der TR Resiscan zum Ausdruck. So 
fordert die Richtlinie bei einem normalen Schutzbedarf 
der eingescannten Dokumente weder eine vollständi-
ge Sichtprüfung, noch die Verwendung einer elektro-
nischen Signatur.  

Auf das Einscannen kann verzichtet werden, wenn 
der Scanvorgang technisch nicht möglich, zu aufwen-
dig oder unwirtschaftlich ist. Soweit derartige Papier-
dokumente wegen ihrer Vorgangsrelevanz im Sinn 
des § 18 Abs. 1 AGO aufzubewahren sind, müssen 
sie zwangsläufig zu einem begleitenden Papier-Vor-

gang genommen werden (= sog. „hybride Aktenfüh-
rung“). Die Existenz und der Aufbewahrungsort dieser 
Papier-Dokumente sind dann mit einem sog. Ver-
bleibsnachweis im Dokumentenmanagement- und 
Vorgangsbearbeitungssystem (DMS/VBS) festzuhal-
ten.  

Die digitale Kopie des Originals ist im Rahmen eines 
Beweisrechts nicht dem Urkundenbeweis, sondern 
grundsätzlich lediglich dem Augenscheinsbeweis zu-
gänglich, da das Wesensmerkmal der Verkörperung 
auf einem unmittelbar, ohne technische Hilfsmittel 
lesbaren Schriftträger fehlt (§ 371 Abs.1 Satz 2 ZPO). 
Anders als bei nicht originär elektronisch erzeugten 
Dokumenten (vgl. Ausführungen zu Abs. 1) sind auch 
die Beweisregeln des § 371a ZPO nicht einschlägig. 
Bei der Übertragung öffentlicher Urkunden durch eine 
Behörde findet allerdings § 371b ZPO Anwendung. 
Führt die Behörde bei der Übertragung öffentlicher 
Urkunden einen Übereinstimmungsnachweis, begrün-
det der Scan damit grundsätzlich vollen Beweis für die 
beurkundete Erklärung (§ 415 ZPO analog). Sind 
Dokument und Nachweis darüber hinaus mit einer 
qualifizierten elektronischen Signatur versehen, wird 
zudem gem. § 371b Satz 2 ZPO die Echtheit des 
elektronischen Dokuments vermutet. Andernfalls 
muss das Gericht im Streitfall im Rahmen der freien 
Beweiswürdigung über den Einwand der nicht ord-
nungsgemäßen Übertragung entscheiden. Bei Einhal-
tung der Vorgaben der TR Resiscan wird die Beweis-
würdigung in aller Regel nicht zu Lasten der Behörde 
ausfallen. Dasselbe trifft für den Fall zu, dass organi-
satorische Vorgaben („Scananweisung“) der Behör-
den für den Scanprozess bestehen und marktgängige 
DMS/VBS-Systeme zum Einsatz kommen. Der ver-
waltungsgerichtlichen Praxis der vergangenen Jahre 
ist, soweit ersichtlich, auch kein Fall zu entnehmen, in 
dem es auf diese Fragen entscheidungserheblich 
angekommen wäre. 

Zu Satz 2 Rücksendung oder Vernichtung des Pa-
pieroriginals 

Erfolgt die Aktenführung elektronisch, ist die weitere 
Aufbewahrung der Originale nach ordnungsgemäßer 
Übertragung in ein elektronisches Format und Spei-
cherung in der elektronischen Akte im Hinblick auf die 
Grundsätze ordnungsgemäßer Aktenführung nicht 
mehr erforderlich. Sie können daher – vorbehaltlich 
besonderer gesetzlicher Aufbewahrungspflichten oder 
entgegenstehender Rechte Dritter – zurückgesendet 
oder vernichtet werden. Aus wirtschaftlichen wie or-
ganisatorischen Gründen wird dies in der Regel auch 
angebracht sein. 

Vor einer etwaigen Vernichtung ist – analog zur pa-
piergebundenen Aktenführung – sicherzustellen, dass 
keine Eigentums- oder Beweisführungsreche Dritter 
berührt werden. Dies ist in der Regel bei öffentlichen 
Urkunden (Ausweise, Pässe, Statusbescheinigungen, 
Zeugnisse, etc.) der Fall, die daher zurückgegeben 
werden müssen. Im Übrigen kann grundsätzlich da-
von ausgegangen werden, dass der Absender eines 
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Schreibens das Schriftstück der Behörde nach § 929 
BGB übereignet, es sei denn, diese sind ausdrücklich 
oder nach den Umständen erkennbar nur für die Dau-
er der Bearbeitung zur Verwahrung übergeben wor-
den. Dies ist typischerweise bei Unterlagen von per-
sönlich-privater Bedeutung sowie im Rechtsverkehr 
häufig genutzten Privaturkunden der Fall (Testament, 
Verträge). In der Regel enthalten Behördenakten al-
lerdings Dokumente, in denen der übermittelte Sach-
verhalt und nicht der Urkundencharakter im Vorder-
grund steht. Die Beweisbestimmung wird daher bei 
der Übermittlung von privaten Schreiben häufig feh-
len, da diese – im Gegensatz zu öffentlichen Urkun-
den – nach § 416 ZPO keinen Beweis für die Richtig-
keit der in ihnen enthaltenen Erklärungen geben und 
damit hinsichtlich des entscheidungserheblichen 
Sachverhalts typischerweise keine Beweiseignung 
besitzen.  

Zweckmäßig kann es sein, die zum Nachweis des 
Beginns eines Fristlaufs erforderlichen Dokumente 
(Zustellurkunden, Empfangsbestätigungen) bis zum 
rechtskräftigen Abschluss des Verfahrens von der 
Vernichtung auszunehmen. Bei mehrseitigen Verwal-
tungsrechtsverhältnissen kann dies schon wegen des 
Beweisführungsrechts Dritter erforderlich sein.  

Trotz Beachtung dieser Vorgaben mit der Vernichtung 
einhergehende potenzielle Beweisnachteile zu Lasten 
der Verwaltung können angesichts der prozessualen 
Beweisregeln und dargelegten verwaltungsgerichtli-
chen Praxis in Kauf genommen werden. Eine Beein-
trächtigung des Justizgewähranspruchs aus Art. 19 
Abs. 4 GG ist bei Rücksendung entsprechender Ur-
kunden ebenfalls nicht zu befürchten. 

Einsicht in die elektronische Akte  

Die bereits bestehenden Regelungen zur Akteneinsicht 
im Verwaltungsverfahren (u.a. Art. 29 BayVwVfG, § 25 
SGB X, § 9 AGO) gelten auch im Rahmen der elekt-
ronischen Aktenführung. In Art. 7 wird daher abwei-
chend von § 8 EGovG auf ausdrückliche Regelungen 
zu Art und Weise der Einsicht in die elektronische 
Akte verzichtet, um Behörden insoweit Flexibilität zu 
gewähren und für künftige Entwicklungen offen zu 
sein. Mit den Regelungen zur elektronischen Akten-
führung werden insbesondere keine neuen Ansprüche 
auf Akteneinsicht kodifiziert.  

Zur Erfüllung eines bestehenden Auskunftsanspruchs 
kommen nach derzeitigem Stand der Technik insbe-
sondere der Aktenausdruck, die Wiedergabe elektro-
nischer Dokumente auf einem Bildschirm der Behörde 
sowie die elektronische Übermittlung von Dokumen-
ten in Betracht. Darüber hinaus kann im Einzelfall der 
elektronische Zugriff auf den Akteninhalt gestattet 
werden, soweit Belange des Datenschutzes, der Da-
tensicherheit, berechtigte Interessen Dritter oder 
sonstige öffentliche Belange nicht entgegenstehen.  

Dabei sind die allgemeinen Voraussetzungen und An-
forderungen an die Gewährung von Akteneinsicht zu 
beachten. Dies gilt insbesondere für die Berücksichti-

gung von Sicherheits- und Geheimhaltungsinteressen 
(z.B. Art. 29 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 und 3 BayVwVfG, 
§ 9 Abs. 2 und 3 AGO), die auch bei einer elektroni-
schen Aktenführung sicherzustellen sind; ggfs. müs-
sen daher geheimhaltungsbedürftige Informationen 
von der Einsichtnahme ausgenommen werden (Ent-
fernung/Schwärzung/Zugriffsbeschränkung). 

Das bei der Gewährung von Einsicht in die elektroni-
sche Akte bestehende „technische“ Auswahlermessen 
muss sich maßgeblich am Zweck der Informationsge-
währung orientieren. Dabei sind die Belange der Be-
teiligten besonders zu berücksichtigen. Wirtschaftlich-
keits- und Zweckmäßigkeitsüberlegungen sind grund-
sätzlich nachrangig. Insbesondere ist bei der Art der 
Akteneinsichtsgewährung auch auf die technischen 
Möglichkeiten und Fähigkeiten der Verfahrensbeteilig-
ten Rücksicht zu nehmen (Multiverfahrensmanage-
ment). Dabei muss die Behörde u. a. darauf achten, 
auch weniger technikaffine Bevölkerungsgruppen 
nicht auszuschließen. In diesem Fall können z.B. Pa-
pierausdrucke gefertigt werden. Auch kann die Be-
hörde dem Begehrenden die elektronische Einsicht 
über den Bildschirm in den Behördenräumen (z.B. 
mittels elektronischem Zugriff auf das DMS/VBS) er-
möglichen.  

Daneben ist z.B. auch die Zurverfügungstellung des 
Inhalts der elektronischen Akte mittels Datenträger 
oder über E-Mail-Versand zulässig. Bei der elektroni-
schen Übermittlung ist den Erfordernissen des Art. 7 
Abs. 2 BayDSG Rechnung zu tragen, insbesondere 
ist zu gewährleisten, dass die Integrität und Authenti-
zität der Daten sichergestellt und deren Inhalte nicht 
unbefugt zur Kenntnis genommen und nicht miss-
bräuchlich verwendet werden können. Die Daten sind 
daher grundsätzlich veränderungssicher (zumindest 
Schreibschutz) und bei E-Mail-Übertragung ver-
schlüsselt zu übermitteln. 

Zum Inkrafttreten: 

Die Verpflichtung zur Führung elektronischer Akten 
aus Art. 7 Abs. 1 Satz 1 Hs. 1 soll zum 1. Juli 2017 in 
Kraft treten. Die Möglichkeit der elektronischen Über-
mittlung sowie die Anforderungen an die elektronische 
Aktenführung sollen unmittelbar in Kraft treten, um 
zeitnah den Rechtsrahmen für diejenigen Behörden 
zu schaffen, die schon vorab von der Möglichkeit der 
elektronischen Aktenführung Gebrauch machen.  

 

Zu Art. 8  
Informationssicherheit und Datenschutz: 

Art. 8 regelt die Gewährleistung von Datenschutz und 
Informationssicherheit in der elektronischen Verwal-
tung in Bayern. Mit der Normierung von Grundsatzre-
gelungen zur Informationssicherheit, zum Schutz der 
IT-Infrastrukturen der öffentlichen Verwaltung, zu IT-
Sicherheits- und Datenschutzkonzepten und zur Ein-
richtung eines Computersicherheits-Ereignis und Re-
aktionsteams (CERT) reagiert das Gesetz auf die 
neuen Herausforderungen und Bedrohungslagen im 
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Bereich des E-Government. Dabei greift das Bay-
EGovG auch Impulse des Unions- und Bundesge-
setzgebers (EU-Cybersicherheitsrichtlinie, Entwurf IT-
Sicherheitsgesetz des Bundes) konsequent auf. Die 
Regelungen knüpfen zum Teil an bestehende IKT-
Sicherheitsrichtlinien für die Bayerische Staatsverwal-
tung an (insbesondere BayITSiLL – IT-Sicherheitsleit-
linie für die Bayerische Staatsverwaltung vom 1. De-
zember 2011 und BayITSiR-O – Richtlinie zur IT-Si-
cherheitsorganisation in der Bayerischen Staatsver-
waltung vom 1. Januar 2013). Sie gehen jedoch in der 
Zielrichtung über die bisherigen internen Standards 
hinaus, da sie neben den Sicherheitsbelangen der 
Verwaltung auch dem Schutz der berechtigten Inte-
ressen der Bürger hinsichtlich der Sicherheit der Da-
tenbestände der öffentlichen Verwaltung dienen.  

Zu Abs. 1  

Abs. 1 enthält Basisregelungen zur effektiven Ge-
währleistung des Datenschutzes und der Informati-
onssicherheit im Interesse von Bürgern und Verwal-
tung.  

Mit Satz 1 wird die Gewährleistung von Informations-
sicherheit in der öffentlichen Verwaltung als öffentli-
che Aufgabe definiert. Die Norm verpflichtet die Be-
hörden im Rahmen der Verhältnismäßigkeit zur Ge-
währleistung von Informationssicherheit. Im Rahmen 
der Prüfung der Verhältnismäßigkeit sind Art und 
Ausmaß des Risikos, die Wahrscheinlichkeit des Risi-
koeintritts und die Kosten der Risikovermeidung ab-
zuwägen. Unter dem Gesichtspunkt der Wirtschaft-
lichkeit kann auch die Leistungsfähigkeit der jeweili-
gen Behörde berücksichtigt werden, da diese nach 
wie vor in der Lage sein muss, ihre jeweiligen öffentli-
chen Aufgaben zu erfüllen. In Bezug auf personenbe-
zogene Daten bleiben die Verpflichtungen aus dem 
BayDSG unberührt.  

Zur Umsetzung von Satz 1 verpflichtet Satz 2 Halb-
satz 1 die Behörden, die Sicherheit ihrer informations-
technischen Systeme durch angemessene technisch-
organisatorische Maßnahmen im Sinn von Art. 7 
Abs. 2 BayDSG sicherzustellen. Die Verweisungs-
norm hat zur Folge, dass technisch-organisatorische 
Maßnahmen im Sinn von Art. 7 BayDSG unabhängig 
vom Personenbezug der betroffenen Daten generell 
zum Schutz der Sicherheit informationstechnischer 
Systeme ergriffen werden müssen. Dies bedeutet in 
der Konsequenz, dass die organisatorisch-tech-
nischen Standards des BayDSG über den begrenzten 
Bereich personenbezogener Daten hinaus auf alle 
Datenbestände der Verwaltung erstreckt werden.  

Satz 2 Halbsatz 2 konkretisiert die allgemeinen tech-
nisch-organisatorischen Standards des Halbsatz 1. Im 
Interesse der effektiven Gewährleistung von Daten-
schutz und Informationssicherheit verpflichtet Abs. 2 
die Behörden, Informationssicherheits- und Daten-
schutzkonzepte zu erstellen. Die Regelung dient auch 
der Umsetzung der insoweit bestehenden Verpflich-
tung des Freistaates Bayern aufgrund des 10. IT-

Planungsrats Beschlusses 2013/01, der die Einfüh-
rung von IT-Sicherheitskonzepten für staatliche und 
kommunale Behörden verbindlich vorschreibt. Bei der 
Erstellung der Informationssicherheits- und Daten-
schutzkonzepte ist der jeweilige Schutzbedarf der 
verschiedenen Datenarten zu beachten und bei den 
vorgesehenen Verfahren angemessen zu berücksich-
tigen. Bestehende Standards können nicht abgesenkt 
werden.  

Das Gesetz setzt den Beschluss des IT-Planungsrats 
praxiskonform um. Insbesondere ist mit Blick auf 
Satz 1 auch bei der Erstellung, Anwendung und Fort-
schreibung von IT-Sicherheitskonzepten eine Risiko-
abwägung vorzunehmen und das Verhältnismäßig-
keitsprinzip zu beachten. Satz 2 verpflichtet die jewei-
lige einzelne Behörde dabei lediglich zur Erstellung 
eines einheitlichen Konzepts zur Informationssicher-
heit unter Einbeziehung der hiermit verbundenen da-
tenschutzrechtlichen Fragen. Eine Verpflichtung zur 
Erstellung mehrerer gesonderter Konzepte für Infor-
mationssicherheit und für Datenschutz besteht nicht. 
Sicherheitskonzepte können auch behördenübergrei-
fend bzw. von der zuständigen obersten Landesbe-
hörde ganz oder teilweise für den nachgeordneten 
Bereich festgelegt werden.  

Zu Abs. 2  

Abs. 2 regelt Aufgaben und Zuständigkeiten des 
Computersicherheits-Ereignis und Reaktionsteams in 
Bayern (Bayern-CERT).  

Zu Satz 1  

Satz 1 regelt Einrichtung und Aufgaben des Compu-
tersicherheits-Ereignis und Reaktionsteams für die 
bayerische Staatsverwaltung und für kommunale Be-
hörden, die an das Bayerische Behördennetz ange-
schlossen sind (CERT). Das CERT ist derzeit als un-
selbstständiger Teil des Landesamts für Finanzen im 
Geschäftsbereich des Bayerischen Staatsministeri-
ums der Finanzen, für Landesentwicklung und Heimat 
eingerichtet. Seine organisatorische Verselbstständi-
gung ist mit der gesetzlichen Regelung nicht ver-
knüpft. Es dient der Beratung von Behörden in Fragen 
der IT-Sicherheit und der schnellen und effektiven 
Notfallhilfe bei schweren IT-Sicherheitsvorfällen in der 
öffentlichen Verwaltung.  

Zu Satz 2 

Satz 2 normiert die der Aufgabenzuweisung des 
Satz 1 korrespondierende Befugnisse des CERT zur 
Sammlung und Auswertung von Informationen, wenn 
und soweit dies zur Abwehr von gesetzlich näher de-
finierten Gefahren für die Sicherheit der Informations-
technik erforderlich ist.  

Zu Satz 3 

Die an das Behördennetz angeschlossenen Behörden 
melden dem CERT sicherheitsrelevante Vorfälle. Das 
Nähere wird durch die Sicherheitsleitlinien für das 
Behördennetz bestimmt. Weitergehende Verpflichtun-
gen der Behörden, z.B. aus Art. 12 Bayerisches Ver-

http://jportal.bybn.de/jportal/?quelle=jlink&query=2003.4-F-988-201-SF&psml=fpbayernrechtprod.psml&max=true&uid=byp
http://jportal.bybn.de/jportal/?quelle=jlink&query=2003.4-F-988-201-SF&psml=fpbayernrechtprod.psml&max=true&uid=byp
http://connect.juris.bybn.de/connect?docId=VVBY-VVBY000040414&uid=bystin
http://connect.juris.bybn.de/connect?docId=VVBY-VVBY000040414&uid=bystin
http://connect.juris.bybn.de/connect?docId=VVBY-VVBY000040414&uid=bystin
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fassungsschutzgesetz (BayVSG) und dem BayDSG 
bleiben unberührt.  

Zu Satz 4 

Gemäß Satz 3 darf das CERT Warnungen und Emp-
fehlungen aussprechen und Informationen an Dritte 
weitergegeben, soweit dies zur Abwehr von Gefahren 
für Verwaltung, Wirtschaft und Bürger erforderlich ist. 
Für personenbezogene Daten gelten die Ausführun-
gen zu Satz 2 entsprechend. Weitergehende Ver-
pflichtungen der Behörden, z.B. aus dem BayVSG 
bleiben unberührt. 

Zu Satz 5  

Für die Speicherung, Verarbeitung und Nutzung per-
sonenbezogener Daten nach Maßgabe der Sätze 3 
und 4 findet der Zweckbindungsgrundsatz Anwen-
dung. 

Zum Inkrafttreten siehe Art. 10.  

 

Zu Art. 9  
Behördliche Zusammenarbeit: 

Art. 9 regelt die Verantwortlichkeiten und die Zusam-
menarbeit der Behörden im Bereich der elektroni-
schen Verwaltung im Bereich des E-Government. Die 
Regelungen sollen die Behördenzusammenarbeit, 
insbesondere die Zusammenarbeit von Freistaat und 
Kommunen erleichtern und diese auf eine rechtssi-
chere Grundlage stellen. Die Regelung erfasst alle 
Behörden im Sinne des Art. 1 Abs. 1 des Gesetzes, 
einschließlich gemeinsamer Einrichtungen von Be-
hörden. Bestehende gesetzliche Aufgaben und Zu-
ständigkeiten werden durch die Regelung nicht geän-
dert.  

Abs. 1 normiert Aufgabenzuweisungen und die 
Grundsätze der Behördenzusammenarbeit im Bereich 
der elektronischen Verwaltung. In den Absätzen 2 und 
3 wird die Bereitstellung von behördenübergreifenden 
elektronischen Diensten geregelt. Der Freistaat kann 
einerseits behördenübergreifende Dienste für Fach-
behörden (als datenschutzrechtlich verantwortlichen 
Stellen) bereitstellen („Basisdienste“ im Sinne des 
Abs. 2), andererseits aber auch selbst (als daten-
schutzrechtlich verantwortliche Stelle) Dienste für die 
behördenübergreifenden Nutzung anbieten („zentrale 
Dienste“ im Sinne des Abs. 3). Durch die Eröffnung 
dieser Alternativen sollen flexible Rahmenbedingun-
gen für die datenschutzkonforme Gestaltung der fort-
schreitenden technischen Zentralisierung der digitalen 
Verwaltung geschaffen werden. Abs. 3 stellt zudem 
klar, dass die Behörden ihre Verpflichtungen aus die-
sem Gesetz auch über den Anschluss an Dienste im 
Sinne der Abs. 2 und Abs. 3 erfüllen können. Abs. 4 
enthält eine flankierende Verordnungsermächtigung. 

Auf die gesetzliche Normierung bestimmter politischer 
oder technischer Optimierungsziele wird im Gesetz 
ebenso verzichtet wie auf gesetzliche Regelungen zu 
konkreten Organisationsstrukturen der IT-Zusammen-

arbeit (z.B. „IT-Rat“, „IT-Beirat“ oder „IT-Kommis-
sion“). Dies schließt Maßnahmen zur Standardisie-
rung oder Verfahrensoptimierung ebenso wenig aus 
wie die Einrichtung neuer politischer, administrativer 
oder wissenschaftlicher Gremien. Durch den bewuss-
ten Verzicht auf gesetzliche Regelungen soll jedoch 
die nötige politische und administrative Flexibilität 
gewahrt bleiben. 

Zu Abs. 1 

Mit Satz 1 stellt der Gesetzgeber klar, dass die Bereit-
stellung und Unterhaltung der zur Erfüllung ihrer je-
weiligen öffentlichen Aufgaben erforderlichen elektro-
nischen Verwaltungsinfrastrukturen zu den öffentli-
chen Aufgaben der Behörden im Freistaat Bayern 
zählt. Die Regelung trägt dem Umstand Rechnung, 
dass der Einsatz von elektronischen Verwaltungsinf-
rastrukturen den Binnenbereich der Verwaltung eben-
so berührt wie die Verfahrensrechte der Beteiligten, 
insbesondere (aber nicht nur) den Schutz und die 
Sicherheit personenbezogener Daten. Mit der elektro-
nischen Abwicklung der Verwaltungskommunikation 
im Rahmen des E-Government und dem regelmäßi-
gen Anschluss an öffentliche Netze entstehen not-
wendig neue Risiken in Bezug auf die Sicherheit der 
elektronisch erfassten Daten. Bestimmte Informations- 
und Kommunikationstechnologien, wie z.B. eAkten-
programme, steuern zudem auch das Verwaltungs-
verfahren selbst. Diesen Umständen trägt der Gesetz-
geber dadurch Rechnung, dass er das E-Government 
als Aufgabe des Freistaates und der Kommunen defi-
niert.  

Der Begriff der elektronischen Verwaltungsinfrastruk-
turen im Sinn des Art. 9 Abs. 1 bezieht sich auf den 
Einsatz von Informations- und Kommunikationstech-
nologien zur Erfüllung öffentlicher Verwaltungsaufga-
ben. Der Begriff orientiert sich am Zweck der Norm. 
Unter „elektronischen Verwaltungsinfrastrukturen“ 
sind technische Einrichtungen (Hard- oder Software) 
zu verstehen, die von Behörden zur öffentlichen Auf-
gabenerfüllung genutzt werden. Hierzu zählen z.B. 
Hard- und Software-Lösungen der Verwaltung wie 
z.B. das „elektronische Meldeverfahren“ oder das 
„Bürgerkonto“, Verwaltungsnetze wie das Bayerische 
Behördennetz, Rechenzentren, aber auch Gateways, 
Portale wie z.B. das Verwaltungsserviceportal Bayern, 
Konten, Postfächer, ePayment-Plattformen, Geoda-
tendienste wie die Geodateninfrastruktur Bayern und 
sonstige softwarebasierte „Basiskomponenten“ oder 
„Basisdienste“. 

Satz 2 konkretisiert die dem Freistaat und den Kom-
munen bei der Aufgabenerfüllung im Bereich der In-
formations- und Kommunikationstechnologie oblie-
gende Verantwortung und hebt die Gewährleistung 
von Datensicherheit und die Förderung von der „ge-
genseitigen technischen Abstimmung“ (im Sinne von 
„Interoperabilität“) sowie der Barrierefreiheit beson-
ders hervor.  
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Satz 3 normiert für das Verhältnis der Behörden zuei-
nander im Bereich der IT das Kooperationsprinzip. 
Satz 3 legt hierzu fest, dass die Behörden bei Ent-
wicklung, Einrichtung und Betrieb von elektronischen 
Verwaltungsinfrastrukturen zusammenwirken und sich 
diese Infrastrukturen gegenseitig zum Zweck der Auf-
gabenerfüllung überlassen können. Die datenschutz-
rechtlichen Bestimmungen, insbesondere die Vorga-
ben für eine Auftragsdatenverarbeitung bleiben unbe-
rührt.  

Zu Abs. 2 und Abs. 3  

Art. 9 Abs. 2 und 3 reagieren auf die fortschreitende 
Zentralisierung der IT der Verwaltung. Sie eröffnen 
dem Freistaat Bayern die Möglichkeit, elektronische 
Basisdienste (Abs. 2) und zentrale Dienste (Abs. 3) 
behördenübergreifend bereitzustellen. Bei entspre-
chendem Ausbau und verstärkter Nutzung behörden-
übergreifender Dienste kann für einzelne Verfahren 
eine gesonderte bereichsspezifische Regelung erfor-
derlich sein. Dies wird auch im Rahmen der Evaluie-
rung des Gesetzes (vgl. Vorblatt, B.) zu überprüfen 
sein.  

Zu Abs. 2 

Art. 9 Abs. 2 enthält Regelungen zur Bereitstellung 
von behördenübergreifenden Basisdiensten durch den 
Freistaat. Die Norm bildet im Zusammenspiel mit der 
Regelung zu zentralen Diensten in Art. 9 Abs. 3 und 
den Änderungen des BayDSG eine der datenschutz-
rechtlichen Schlüsselregelungen des Gesetzes. 

Art. 9 Abs. 2 Satz 1 schafft für den Freistaat Bayern 
die Rechtsgrundlage, um elektronische Verwaltungs-
infrastrukturen als zentrale Basisdienste für staatliche 
und nichtstaatliche Behörden (insbesondere Kommu-
nen) bereitzustellen. Basisdienste werden gemäß 
Abs. 2 Satz 1 als elektronische Verwaltungsinfrastruk-
turen definiert, die vom Freistaat zur behördenüber-
greifenden Nutzung bereitgestellt werden. Der Begriff 
der Basisdienste im Sinn des Art. 9 Abs. 2 ist damit 
weit zu verstehen. Er umfasst sämtliche elektroni-
schen Verwaltungsinfrastrukturen im Sinn des Art. 9 
Abs. 1 („Hardware“ und „Software“), soweit diese von 
der zuständigen staatlichen Behörde für die behör-
denübergreifende Nutzung bereitgestellt werden. 
Hierzu können insbesondere auch alle automatisier-
ten Verfahren zählen, die für eine Mehrzahl von Be-
hörden freigegeben werden können (z.B. Verwal-
tungs-PKI, Formularserver, Bayern-Mail etc.), aber 
ggfs. auch die für Staat und Kommunen angebotenen 
Basisdiensten des Bayernportals (Bürgerkonto, Post-
korb, ePayment, je nach Ausgestaltung). Weiterge-
hende Anforderungen an einzelne Dienste, z.B. aus  
§ 21 in Verbindung mit § 2 Abs. 3 PAusweisG bleiben 
unberührt.  

Zur Bereitstellung von Basisdiensten im Sinn des 
Satz 1 sind vorbehaltlich abweichender Regelungen, 
alle staatlichen Behörden berechtigt, die zur behör-
denübergreifenden datenschutzrechtlichen Freigabe 
gem. Art. 26 Abs. 1 BayDSG berechtigt sind (vgl. 

Art. 9 Abs. 2 Satz 1 und 2). Als Basisdienst freigege-
ben werden können nicht nur zentrale Dienste staatli-
cher Stellen, sondern auch zentrale Dienste anderer 
öffentlicher Stellen sowie zentrale Dienste privater 
Stellen, soweit diese die Anforderungen des Art. 9 
Abs. 2 BayEGovG und die allgemeinen Anforderun-
gen für die (ggfs. erforderliche) behördenübergreifen-
de datenschutzrechtliche Freigabe nach Art. 26 Bay-
DSG erfüllen. Die Freigabe kann mit Wirkung sowohl 
für nutzende staatliche, als auch für nichtstaatliche 
öffentliche Stellen erfolgen (vgl. Art. 26 Abs. 1 Bay-
DSG in der Fassung durch dieses Gesetz). Art. 9 
Abs. 2 Satz 2 enthält damit einen qualifizierten daten-
schutzrechtlichen Rechtsrahmen für die Bereitstellung 
zentraler Basisdienste für staatliche und nichtstaatli-
che Behörden. Die Norm reagiert auf die fortschrei-
tende Zentralisierung der EDV der öffentlichen Ver-
waltung und die Tendenz zur zentralen Bereitstellung 
elektronischer Dienste für eine Vielzahl von Behörden 
über zentrale Rechenzentren.  

Diese Entwicklung wird bisher in den Datenschutzge-
setzen des Bundes und der Länder nicht vollständig 
adäquat abgebildet. Das BayDSG geht, ebenso wie 
das BDSG, nach wie vor vom Leitbild der Direkterhe-
bung von Daten unmittelbar durch die fachlich zu-
ständige öffentliche Stelle aus. Dem korrespondiert 
das Leitbild der unmittelbaren Verarbeitung und Spei-
cherung von Daten durch die eigene EDV der fachlich 
zuständigen öffentlichen Stelle. Für den heute domi-
nierenden Regelfall der Erhebung, Verarbeitung, 
Speicherung und Übermittlung von Daten unter „tech-
nischer Zwischenschaltung“ von zentralen EDV-
Dienstleistern und Rechenzentren fehlt es dagegen 
bisher an adäquaten spezialgesetzlichen Regelungen. 

Die gesetzlichen Regelungen für die Datenübermitt-
lung zwischen verschiedenen öffentlichen Stellen 
gemäß Art. 18 BayDSG sind auf den anders gelager-
ten Fall zugeschnitten, dass Daten von der übermit-
telnden Stelle zur Erfüllung von öffentlichen Aufgaben 
der empfangenden Stelle übermittelt werden. Die 
Funktion von zentralen Rechenzentren liegt jedoch 
regelmäßig gerade darin, als rein "technischer Dienst-
leister" personenbezogene Daten allein zum Zweck 
der Erfüllung von Aufgaben der fachlich zuständigen 
Stelle (d. h. „für“ die fachlich zuständige Stelle) zu 
erheben, zu verarbeiten, zu speichern oder von und 
an Dritte zu übermitteln.  

Um diese technische Dienstleistungsfunktion daten-
schutzkonform abzubilden, steht bisher nur das Insti-
tut der individuellen Auftragsdatenverarbeitungsver-
einbarung (ADV) zwischen einer einzelnen öffentli-
chen Stelle und einem von dieser Stelle individuell 
ausgewählten technischen Dienstleister gemäß Art. 6 
BayDSG zur Verfügung. Aufgrund des inzwischen 
erreichten Grads der Zentralisierung der EDV der 
öffentlichen Verwaltung müssen daher bisher eine 
große Zahl von letztlich inhaltsgleichen ADVs zwi-
schen allen jeweils fachlich zuständigen öffentlichen 
Stellen und dem jeweiligen zentralen Dienstleister 
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(i.d.R. staatliche oder kommunale Rechenzentren) 
abgeschlossen werden, und dies grundsätzlich für 
jede einzelne fachlich zuständige öffentliche Stelle 
und jeden einzelnen technischen Dienst gesondert.  

Die damit verbundene „Inflationierung“ des Instituts 
der ADV („standardisierte Massen-ADVs“) entspricht 
jedoch nur eingeschränkt der ursprünglichen Konzep-
tion der ADV im Sinn von Art. 6 BayDSG. Sie ist zu-
dem in den Fällen der Einschaltung zentraler Dienst-
leister mit einem erheblichen, zeit-, personal- und 
kostenintensiven bürokratischen Aufwand verbunden, 
ohne dass hiermit ein effektiver Zugewinn an Daten-
schutz verbunden wäre.  

Die damit bisher bestehende datenschutzrechtliche 
Lücke wird nun durch Art. 9 Abs. 2 Satz 2 geschlos-
sen.  

Ziel des Abs. 2 Satz 2 ist der Abbau des bisher mit 
„Massen-ADVs“ verbundenen ineffektiven Bürokratie-
aufwands bei gleichzeitiger effektiver Anhebung des 
Datenschutzniveaus. Die datenschutzrechtliche Ver-
antwortung für die Basisdienste liegt dabei weiterhin 
beim jeweiligen einzelnen Auftraggeber; insbesondere 
ist dieser weiter verpflichtet, für Festlegungen im Sinn 
des Art. 6 Abs. 2 Satz 2 BayDSG zu sorgen. Auch von 
den Rechtswirkungen ist Abs. 2 Satz 2 auf die Auf-
tragsdatenverarbeitung beschränkt und ermöglicht 
insbesondere keine Funktionsübertragungen. Die 
Möglichkeit zu abweichenden individuellen ADVs soll 
dabei ebenso erhalten bleiben, wie die Befugnis, zur 
Festlegung spezifischer, in der Freigabe der Basis-
dienste nicht geregelter Anforderungen (z.B. im Rah-
men von Service-Level-Agreements – SLAs), soweit 
dies im Einzelfall erforderlich ist.  

Soweit einzelne Behörden einen Basisdienst in An-
spruch nehmen, der gemäß Art. 26 Abs. 2 BayDSG 
von einer staatlichen Stelle für sie freigegeben wurde, 
so gilt die in Anspruch nehmende Behörde ex lege als 
Auftraggeber im Sinn des Art. 6 BayDSG. Das Erfor-
dernis einer individuellen ADV entfällt damit. Zusätzli-
che Befugnisse zur Datenerhebung, -verarbeitung 
oder -nutzung sind mit der Regelung nicht verbunden. 
Eine Absenkung bestehender datenschutzrechtlicher 
Standards erfolgt nicht.  

Zu Satz 3 und 4 

Ergänzend gewährleistet Abs. 2 Satz 3 und 4 nun-
mehr in effektiverer Weise eine datenschutzkonforme 
Ausgestaltung der Zentralisierung von EDV-Aufgaben. 

Nach Satz 3 können öffentliche Stellen bei der Wahr-
nehmung ihrer Verpflichtungen als Auftraggeber im 
Sinn von Art. 6 BayDSG durch die Behörden durch 
ihre jeweils sachlich für das jeweilige Rechtsgebiet 
zuständige Fachaufsichtsbehörde unterstützt werden. 

Satz 4 stärkt flankierend die Betroffenenrechte. Die 
Betroffenen können ihre in Art. 9 bis 13 BayDSG ge-
nannten Rechte auch gegenüber den mit der Bereit-
stellung der Basisdienste betrauten Stellen wahrneh-

men. Die bereitstellende Behörde leitet das Anliegen 
an die verantwortliche Behörde weiter. 

 

Verhältnis zu anderen datenschutzrechtlichen Vor-
schriften 

Art. 9 Abs. 2 steht in engem sachlichen Zusammen-
hang mit dem novellierten Art. 26 Abs. 2 Halbsatz 2 
BayDSG.  

Durch Art. 26 Abs. 2 Halbsatz 2 BayDSG wird die 
Möglichkeit einer zentralen Freigabe automatisierter 
Verfahren nunmehr über staatliche Behörden hinaus 
auch auf nichtstaatliche, insbesondere kommunale 
Behörden erweitert. Erfolgt eine Freigabe auch mit 
Wirkung für nichtstaatliche Behörden, greift entspre-
chend auch die gesetzliche Regelung des Art. 9 
Abs. 2 Satz 2 für erfasste kommunale oder sonstige 
Behörden, soweit diese den jeweiligen Basisdienst in 
Anspruch nehmen. Auch nichtstaatliche Behörden 
gelten in diesem Falle von Gesetzes wegen als Auf-
traggeber im Sinn des Art. 6 BayDSG. Sie müssen in 
diesem Fall keine individuelle ADV mit den Anbietern 
der Basisdienste mehr abschließen.  

Art. 9 Abs. 2 Satz 2 lässt die Möglichkeit unberührt, 
weiterhin abweichende individuelle ADV zu treffen, 
soweit dies im Einzelfall erforderlich ist.  

Nicht von Art. 9 Abs. 2 Satz 2 erfasst werden auch 
Verfahren, in denen mehrere fachlich zuständige öf-
fentliche Stellen auf einen gemeinsamen (ggfs. 
zentralisierten) Datenbestand zugreifen sollen (Ge-
meinsame Verfahren). Für diese datenschutzrechtlich 
besonders sensitiven Sonderfälle greift daher allein 
die speziellere Regelung des Art. 28 BayDSG n. F. 
Soweit die Voraussetzungen des Art. 28 BayDSG 
vorliegen, tritt die insoweit allgemeinere Regelung zu 
Basisdiensten gemäß Art. 9 Abs. 2 BayEGovG zu-
rück. 

Zu Abs. 3 

Satz 1 und 2 

Satz 1 stellt klar, dass die Behörden ihre Verpflichtun-
gen aus Art. 2 bis 6 auch durch Anschluss an zentrale 
Dienste erfüllen können, die das Staatsministerium 
der Finanzen, für Landesentwicklung Heimat bereit-
stellt.  

Mit der Regelung wird dem Freistaat die Möglichkeit 
eröffnet, auch unmittelbar selbst und in eigener (da-
tenschutzrechtlicher) Verantwortung behördenüber-
greifende zentrale Dienste anzubieten, um eine (ver-
schlüsselte) Kommunikation, einen De-Mail Zugang, 
die elektronische Identifizierung (z.B. Nutzung der eID 
Funktion des nPA im Rahmen eines Bürgerkontos), 
die Bereitstellung von Behördendiensten, die Durch-
führung elektronischer Verfahren sowie das ePayment 
oder die elektronische Rechnungstellung zu ermögli-
chen. Dem Staatsministerium der Finanzen, für Lan-
desentwicklung und Heimat wird die Bereitstellung der 
genannten zentralen Dienste für die Behörden im Sinn 
des Art. 1 dieses Gesetzes als eigene Aufgabe über-
tragen. Damit ist das Staatsministerium zugleich da-
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tenschutzrechtlich verantwortlich speichernde Stelle 
im Sinne des BayDSG. Die Verantwortung der ange-
schlossenen Behörden für ihre Fachverfahren bleibt 
unberührt.  

Satz 2 stellt klar, dass mit Einwilligung des Nutzers 
dessen personenbezogene Daten auch an die Behör-
den übermittelt werden können, deren Verfahren an 
die zentralen Infrastrukturen angeschlossen sind. 
Durch Sätze 1 und 2 werden die erforderlichen Vo-
raussetzungen für die Erfüllung der Anforderungen 
des § 21 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit 2 Abs. 3 
PAusweisG geschaffen. Die Regelung ist ermöglicht 
es dem Freistaat Bayern damit insbesondere, ein 
zentrales Bürgerkonto und weitere zentrale Dienste 
auch unmittelbar selbst anzubieten und den staatli-
chen und nichtstaatlichen Behörden zur Verfügung zu 
stellen. Die Bereitstellung von zentralen Diensten als 
eigene staatliche Aufgabe in Art. 9 Abs. 3 ergänzt die 
Regelungen über Basisdienste in Art. 9 Abs. 2, die 
gesetzliche Auftragsdatenverarbeitungsverhältnisse 
normieren. Die Anforderungen des BayDSG, insbe-
sondere mit Blick auf die Datenverarbeitungsbefugnis 
der angeschlossenen Behörden, bleiben unberührt.  

Satz 3 

Nach Satz 3 gelten die Regelungen des Abs. 3 Satz 1 
entsprechend für Basisdienste im Sinn des Abs. 2. 
Auch zentrale Basisdienste können von den ange-
schlossenen Behörden damit zur Erfüllung ihrer Ver-
pflichtungen aus Art. 3 bis 6 genutzt werden. Dies 
können sowohl zentral für den gesamten Freistaat 
angebotene Basisdienste als auch dezentral für eine 
Mehrzahl von Behörden angebotene Dienste (z.B. von 
Verwaltungsgemeinschaften für ihre Mitglieder) sein. 
Die Regelung dient der Erleichterung des Zugangs 
von Bürgern und Unternehmen zu den Online-
Diensten staatlicher und nichtstaatlicher Behörden 
durch Zugangsbündelung. Sie räumt dem Freistaat zu 
diesem Zweck die Möglichkeit ein, bereits verfügbare 
Online-Dienste staatlicher Behörden in ein zentrales 
Verwaltungsportal einzubinden.  

Satz 4 

Satz 4 normiert den datenschutzrechtlichen Grundsatz 
der Zweckbindung für Dienste im Sinne des Satz 1. 

Zu Abs. 4 

Abs. 4 enthält eine Verordnungsermächtigung. Dem-
nach kann die Staatsregierung Einzelheiten zu Pla-
nung, Errichtung, Betrieb, Bereitstellung, Nutzung, 
Sicherheit und technischen Standards elektronischer 
Verwaltungsinfrastrukturen im Sinn des Abs. 1 durch 
Rechtsverordnung festlegen und hierbei auch die 
erforderlichen Regelungen zu Aufgaben und Befug-
nissen von Behörden treffen. Die verfassungsrechtlich 
gewährleistete Autonomie von Selbstverwaltungskör-
perschaften ist zu wahren. Für Kommunen wird die 
Verordnungsermächtigung daher durch Satz 2 be-
schränkt. Das Konnexitätsprinzip bleibt unberührt. 
Eine Befugnis zur Absenkung geltender Standards ist 
mit der Vorschrift nicht verbunden.  

Zum Inkrafttreten siehe Art. 10.  

 

Zu Art. 9a   

Änderungen anderer Rechtsvorschriften 

Art. 9a enthält Vorschriften zur Änderungen des 
BayVwVfG und des BayDSG und zur Streichung oder 
Modifikation von Formvorschriften des Fachrechts. 

Zu Abs. 1 Änderung des BayVwVfG 

Durch Art. 9a Abs. 1 des Gesetzes werden die Art. 3a, 
33 und 37 BayVwVfG an die Änderungen angepasst, 
die durch Art. 3 des Gesetzes zur Förderung der 
elektronischen Verwaltung sowie zur Änderung weite-
rer Vorschriften vom 25.07.2013 (BGBl. S. 2749) am 
Verwaltungsverfahrensgesetz des Bundes vorge-
nommen wurden. 

Zu Nr. 1 

Redaktionelle Folgeänderung zu der in Nr. 5 vorgese-
henen Aufhebung von Art. 98 BayVwVfG. 

Zu Nr. 2 

Zu Buchst. a) 

Durch die Neufassung des Art. 3a Abs. 2 BayVwVfG 
werden die Änderungen des § 3a Abs. 2 VwVfG des 
Bundes im Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetz 
nachvollzogen. Die Neufassung dient der Erweiterung 
der Möglichkeiten des elektronischen Schriftformer-
satzes und damit der Erleichterung der elektronischen 
Kommunikation mit der Verwaltung.  

Die Bezeichnung „elektronische Form“ in Art. 3a 
Abs. 2 BayVwVfG ist wie bei den entsprechenden 
Regelungen in § 3a Abs. 2 VwVfG, § 126a BGB, 
§ 87a Abs. 3 AO und § 36a Abs. 2 SGB I ausschließ-
lich als Korrelat zur „Schriftform“ zu verstehen. Da der 
Begriff „elektronische Form“ im allgemeinen Sprach-
gebrauch vielfach in einem weiteren Sinne – als 
Oberbegriff zur Abgrenzung sämtlicher elektronischer 
Dokumente zu verkörperten (schriftlichen) Dokumen-
ten – verwendet wird, erscheint es zweckmäßig, ent-
sprechend der Änderung des § 3a Abs. 2 VwVfG des 
Bundes Satz 2 neu zu fassen, um Fehlinterpretatio-
nen dieser Formvorschrift zu vermeiden. Die Neufas-
sung macht die Eigenschaft der Regelung als Be-
griffsbestimmung deutlicher, ohne den Regelungsin-
halt zu ändern.  

Zu Buchst. b) 

Die Änderung des Satzes 3 dient der Klarstellung. Die 
Signierung mit einem Pseudonym ist nur zulässig, 
wenn es der Behörde „unmittelbar“ möglich ist, die 
Person des Signaturschlüsselinhabers zu identifizie-
ren. Es genügt nicht, dass der Zertifizierungsdiens-
tanbieter im Sinn des § 2 Nr. 8 SigG den Signatur-
schlüsselinhaber identifizieren kann.  

Zu Buchst. c) 

Durch den in Art. 3a Abs. 2 BayVwVfG neu einzufü-
genden Satz 4 Nr. 1 kann die Schriftform auch durch 
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unmittelbare Abgabe einer Erklärung in einem elekt-
ronischen Formular erfüllt werden, das mittels eines 
Eingabegeräts bei der Behörde oder über öffentlich 
zugängliche Netze zur Verfügung gestellt wird. Die 
Regelung dient, ähnlich wie die Regelungen zur quali-
fizierten elektronischen Signatur, der Gewährleistung 
der Integrität eines übermittelten elektronischen Do-
kuments. Im Gegensatz etwa zur einfachen E-Mail 
kann der Empfänger bei der qualifizierten elektroni-
schen Signatur sicher sein, dass das Dokument in-
haltlich unverändert ankommt. Diese wichtige Funkti-
on kann durch unmittelbare Abgabe der Erklärung in 
einem elektronischen Formular erfüllt werden. Die 
Formulierung „durch unmittelbare Abgabe“ stellt klar, 
dass sich die Regelung nicht auf die Verwendung 
elektronischer Formulare, die heruntergeladen und 
nach dem Ausfüllen an die Behörde gesendet werden, 
erstreckt. In diesen Fällen werden elektronische Do-
kumente versandt, was nicht unter Satz 4 Nr. 1 fällt.  

Das Verfahren darf vielmehr nur eine unmittelbare 
Eingabe in ein vom Verwender im Übrigen nicht ver-
änderbares elektronisches Formular ermöglichen. Ziel 
der Regelung ist, dass die Behörde durch technische 
Ausgestaltung der zur Verfügung gestellten Anwen-
dung und die eröffneten Auswahl- oder Ausfüllfelder 
selbst steuert, welche Erklärungen abgegeben wer-
den können, und so Manipulationen ausschließen 
kann. Die Eingabe kann zum einen über öffentlich 
zugängliche Netze erfolgen. Darunter fallen nicht nur 
das Internet sowie mobile Anwendungen, sondern 
auch Behördenterminals, sofern diese allgemein zu-
gänglich sind und vom Bürger ohne Mitwirkung eines 
Behördenmitarbeiters bedient werden. Zum anderen 
ist die Verwendung von Eingabegeräten bei den Be-
hörden möglich, die in Abgrenzung zu den öffentlich 
zugänglichen Netzen für den Bürger nicht allgemein 
zugänglich sind. 

Die Authentifizierung als weitere wichtige Funktion der 
Schriftform kann ebenfalls von der Behörde durch 
entsprechende technische Ausgestaltung des Verfah-
rens sichergestellt werden. Zur Ersetzung der Schrift-
form muss in jedem Fall ein sicherer Identitätsnach-
weis durch den Erklärenden erfolgen. Für die Eingabe 
über öffentlich zugängliche Netze bietet die Verwen-
dung der eID-Funktion (Online-Ausweisfunktion) des 
neuen Personalausweises und des elektronischen 
Aufenthaltstitels ein sicheres Verfahren (vgl. Satz 5). 
Bei der Verwendung eines Eingabegerätes in der Be-
hörde kann die Identität auch durch einen Behörden-
mitarbeiter geprüft werden. Jedenfalls muss die Be-
hörde für eine sichere und nachvollziehbare Verknüp-
fung von Erklärung und Identitätsnachweis des Erklä-
renden sorgen. Die konkrete technische und organisa-
torische Ausgestaltung wird gesetzlich nicht vorgege-
ben, um der Verwaltung den erforderlichen Gestal-
tungsspielraum zu belassen. Zulässig sind daher z.B. 
auch Bürgerkonto-Lösungen, bei der nach einer ein-
maligen Anmeldung mit der eID-Funktion mehrere 
Vorgänge schriftformersetzend durchgeführt werden 
können. 

Mit dem in Art. 3a Abs. 2 BayVwVfG neu einzufügen-
den Satz 4 Nrn. 2 und 3 wird zudem festgelegt, dass 
auch De-Mail unter bestimmten Vorgaben schriftform-
ersetzend eingesetzt werden kann.  

Die Vorgaben des Schriftformersatzes sind in der 
Vorschrift abschließend geregelt: Wird die Versandart 
nach § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz genutzt, sind grund-
sätzlich alle Schriftformfunktionen erfüllt, die für die 
schriftformwahrende Kommunikation zwischen Bür-
gern und Behörden wesentlich sind. Der akkreditierte 
Diensteanbieter bestätigt hierbei die sichere Anmel-
dung des Senders und versieht hierzu die Nachricht 
inklusive etwaiger Dateianhänge mit einer qualifizier-
ten elektronischen Signatur. Die Nachricht ist damit 
einschließlich aller Anhänge und Metadaten gegen 
Veränderungen geschützt. Sie ist gemäß § 371a 
Abs. 2, 3 Satz 3 ZPO beweisrechtlich den elektroni-
schen Dokumenten gleichgestellt, die vom Erklären-
den selbst gemäß Art. 3a Abs. 2 Satz 2 BayVwVfG 
mit qualifizierter elektronischer Signatur versehen 
wurden. 

Die schriftformersetzende Wirkung der Übermittlung 
mittels absenderbestätigter De-Mail erstreckt sich auf 
alle mit einer De-Mail übermittelten Dokumente. Sie 
tritt unabhängig vom technischen Verfahren des Ab-
rufs der De-Mail über eine Browser- oder eine Gate-
way-Lösung ein. Dies gilt unbeschadet der daten-
schutzrechtlichen Anforderungen an die technische 
Umsetzung von Browser- oder Gateway-Lösungen.  

Soweit an die Behörde gerichtete Anträge und Anzei-
gen der Schriftform bedürfen, regelt Satz 4 Nr. 2, dass 
die Schriftform durch Nutzung von De-Mail ersetzt 
werden kann. Der Begriff „Anträge und Anzeigen“ ist 
weit zu verstehen und umfasst auch sonstige schrift-
formbedürftige Erklärungen gegenüber einer Behörde.  

Soweit eine behördliche Erklärung der Schriftform 
bedarf, richtet sich die Nutzung von De-Mail nach 
Satz 4 Nr. 3. Werden elektronische Verwaltungsakte 
oder sonstige elektronische Dokumente der Behörden 
durch De-Mail-Nachricht versandt, muss die Bestäti-
gung des akkreditierten Diensteanbieters die erlas-
sende Behörde als Nutzer des De-Mail-Kontos erken-
nen lassen. Nur dann greift auch die Beweisregel des 
§ 371a Abs. 3 Satz 3 ZPO. 

Da nur mit der signierten Absenderbestätigung der 
Nachweis gem. § 371a Abs. 2, 3 Satz 3 ZPO geführt 
werden kann, hat der Empfänger darauf zu achten, 
dass das ihm übersandte elektronische Dokument 
nicht aus dem Zusammenhang mit der De-Mail, mit 
der es versandt wurde, herausgelöst wird.  

Mit der Aufnahme des Satzes 4 Nr. 4 in Art. 3a Abs. 2 
BayVwVfG soll der Staatsregierung darüber hinaus 
die Möglichkeit eröffnet werden, durch Rechtsverord-
nung weitere sichere Verfahren als Schriftformersatz 
zuzulassen. Die Verordnungsermächtigung gewähr-
leistet die Technologieoffenheit der Regelungen zum 
Schriftformersatz. 
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Zu Nr. 3 

Art. 33 BayVwVfG regelt die Beglaubigung von Ab-
schriften oder Kopien von Urkunden, die an Stelle des 
Originals verwendet werden können. Zwar können 
Urkunden auch elektronisch ausgestellt werden, re-
gelmäßig werden aber bisher in Papierform erstellte 
Urkunden verwendet. Auch die beglaubigten Kopien 
oder Abschriften sind in der Regel Schriftstücke. Nach 
Art. 33 Abs. 4 Nr. 4a BayVwVfG gelten die Vorschrif-
ten über die Beglaubigung solcher Schriftstücke ent-
sprechend für deren elektronische Abbilder. Bereits 
nach geltendem Recht kann also eine elektronische 
Ausfertigung einer schriftlichen Urkunde beglaubigt 
und mit dem Beweiswert einer herkömmlichen be-
glaubigten Kopie verwendet werden (Art. 33 Abs. 6 
BayVwVfG). Für eine vollständige elektronische Ver-
fahrensabwicklung ist es erforderlich, dass beispiels-
weise zu Nachweiszwecken vorzulegende Urkunden 
als beglaubigte Abschriften oder Abbilder in elektroni-
scher Form zur Verfügung stehen. Das einmal erstell-
te und beglaubigte elektronische Dokument kann zu-
dem mehrfach verwendet werden, ohne dass – wie 
beim herkömmlichen Schriftstück – eine Vielzahl von 
Abschriften oder Kopien zu fertigen und zu beglaubi-
gen wären. Dafür wird Art. 33 BayVwVfG ein Abs. 7 
angefügt, der die ausstellende Behörde verpflichtet, 
regelmäßig auf Anforderung entsprechende elektroni-
sche Dokumente zu erstellen und zu beglaubigen. Die 
„Soll“-Regelung trägt zum einen dem Umstand Rech-
nung, dass gegebenenfalls die technischen Voraus-
setzungen bei der Behörde derzeit nicht vorliegen, 
und ermöglicht zum anderen, unverhältnismäßigen 
Aufwand im Einzelfall zu vermeiden, wenn z.B. kein 
berechtigtes Interesse glaubhaft gemacht werden 
kann oder in der Praxis kein entsprechendes Bedürf-
nis besteht. 

Zu Nr. 4 

Mit der Aufnahme eines Satzes 3 in Art. 37 Abs. 3 
BayVwVfG wird sichergestellt, dass auch bei einem 
elektronischen Verwaltungsakt, der nicht selbst mit 
qualifizierter elektronischer Signatur versehen ist, 
sondern bei dem die Schriftform durch Versendung 
nach § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz ersetzt wird, die er-
lassende Behörde auch aus der Signatur des 
Diensteanbieters für den Empfänger erkennbar ist. 
Die Regelung ist erforderlich, weil andernfalls bei ei-
ner so genannten Gateway-Lösung, bei der nicht die 
Behörde selbst, sondern die Gebietskörperschaft (z.B. 
der Freistaat Bayern) Kontoinhaber ist, die erlassende 
Behörde für den Empfänger und ggfs. weitere Ver-
wender nicht ausreichend erkennbar wäre. Einer Er-
gänzung von Abs. 4 bedarf es dagegen nicht, da dort 
auf Art. 3a Abs. 2 BayVwVfG insgesamt Bezug ge-
nommen wird. In Verbindung mit der Bezugnahme auf 
§ 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz im neuen Satz 4 Nr. 3 des 
Art. 3a Abs. 2 BayVwVfG ergibt sich, dass die vorge-
schriebene dauerhafte Überprüfbarkeit sich in diesen 
Fällen auf die Signatur des Diensteanbieters bezieht.  

Zu Nr. 5 

Art. 98 BayVwVfG enthält Änderungsbestimmungen, 
die obsolet geworden sind und daher aufgehoben 
werden. 

Zu Abs. 2 bis 7  

In Art. 9a Abs. 2 bis Abs. 7 erfolgen weitere Änderun-
gen des Fachrechts. Im Interesse des effektiven E-
Government werden Formvorschriften entweder ganz 
gestrichen oder neben der Schriftform auch die einfa-
che elektronische Kommunikation, z.B. per E-Mail, 
zugelassen.  

 

Zu Abs. 2 Änderung der GO 

Zu Nrn. 1, 2, 6 und 7.  

Redaktionelle Bereinigung. 

Zu Nr. 3 

Im Falle der Etablierung des Betriebs eines zentralen 
De-Mail-Dienstes soll die Erklärung des Bürgermeis-
ters gemäß Art. 38 Abs. 2 GO auch im Wege einer 
De-Mail abgegeben werden können.  

Da De-Mail künftig als Schriftformersatz zugelassen 
wird (vgl. Art. 3a Abs. 2 Satz 4 Nrn. 2 und 3 Bay-
VwVfG), kann der Verweis auf die qualifizierte elekt-
ronische Signatur in Art. 38 Abs. 2 GO gestrichen 
werden.  

Zu Nr. 4 

In Art. 46 GO erfolgt Verzicht auf Schriftform zur För-
derung von E-Government und Bürgerfreundlichkeit 
und zur Verwaltungsvereinfachung. 

Zu Nr. 5  

Die Neufassung des Art. 65 Abs. 3 Satz 3 GO ermög-
licht es den Gemeinden, den Haushaltsplan auch 
elektronisch zu veröffentlichen; dies dient der Förde-
rung von E-Government sowie der Bürgerfreundlich-
keit und der Verwaltungsvereinfachung. 

 

Zu Abs. 3 Änderung der LKrO 

Zu Nr. 1 und Nr. 4 

Redaktionelle Bereinigung. 

Zu Nr. 2 

Im Falle der Etablierung des Betriebs eines zentralen 
De-Mail-Dienstes soll die Erklärung des Landrats 
auch im Wege einer De-Mail abgegeben werden kön-
nen. 

Da De-Mail künftig als Schriftformersatz zugelassen 
wird (vgl. Art. 3a Abs. 2 Satz 4 Nrn. 2 und 3 Bay-
VwVfG), kann der Verweis auf die qualifizierte elekt-
ronische Signatur in Art. 35 Abs. 2 LKrO gestrichen 
werden.  

Zu Nr. 3  

Die Neufassung des Art. 59 Abs. 3 Satz 3 LKrO er-
möglicht es den Gemeinden, den Haushaltsplan auch 
elektronisch zu veröffentlichen; dies dient der Förde-
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rung von E-Government sowie der Bürgerfreundlich-
keit und der Verwaltungsvereinfachung. 

 

Zu Abs. 4 Änderung der BezO 

Zu Nrn. 1, 2 und 6 

Redaktionelle Bereinigung. 

Zu Nr. 3 

Der Verzicht auf die Schriftform erfolgt zur Förderung 
von E-Government und Bürgerfreundlichkeit und zur 
Verwaltungsvereinfachung. 

Zu Nr. 4 

Im Falle der Etablierung des Betriebs eines zentralen 
De-Mail-Dienstes soll die Erklärung des Bezirkstags-
präsidenten auch im Wege einer De-Mail abgegeben 
werden können. 

Da De-Mail künftig als Schriftformersatz zugelassen 
wird (vgl. Art. 3a Abs. 2 Satz 4 Nrn. 2 und 3 
BayVwVfG), kann der Verweis auf die qualifizierte 
elektronische Signatur in Art. 33a Abs. 2 BezO gestri-
chen werden.  

Zu Nr. 5  

Die Neufassung des Art. 57 Abs. 3 Satz 3 BezO er-
möglicht es den Bezirken, den Haushaltsplan auch 
elektronisch zu veröffentlichen; dies dient der Förde-
rung von E-Government sowie der Bürgerfreundlich-
keit und der Verwaltungsvereinfachung. 

 

Zu Abs. 5 Änderung des KommZG 

Zu Nrn. 1, 2, 4 und 5 

Der Verzicht auf Schriftform in den bezeichneten 
Normen des KommZG erfolgt zur Förderung von E-
Government und Bürgerfreundlichkeit und zur Verwal-
tungsvereinfachung. 

Zu Nr. 3 

Neben der Schriftform ist zur Förderung von E-
Government und Bürgerfreundlichkeit und zur Verwal-
tungsvereinfachung künftig auch die einfache elektro-
nische Erklärung zulässig. 

Zu Nr. 6 

Redaktionelle Bereinigung.  

 

Zu Abs. 6 Änderung des KWBG 

Zu Nrn. 1, 2, 4 und 5 

Redaktionelle Änderungen.  

Zu Nr. 3 

Der Verzicht auf Schriftform in Art. 45 Abs. 2 Satz 3 
KWBG erfolgt zur Förderung von E-Government und 
Bürgerfreundlichkeit und zur Verwaltungsvereinfa-
chung. 

 

Zu Abs. 7 Änderung des SpKG 

Zu Nr. 1 

Die Streichung bedingt eine mittelbare Klarstellung. 
Da die Berichtsform auf die sich die aufsichtliche 
Nachprüfung bezieht, nicht mehr auf „schriftlich oder 
mündlich“ beschränkt wird, wird klargestellt, dass 
auch andere Berichtsformen zulässig sind. Die Modifi-
kation dient der Förderung von E-Government und der 
Verwaltungsvereinfachung. 

Zu Nr. 2 

Der Verzicht auf Schriftform in Art. 31 Abs. 3 SpKG 
erfolgt zur Förderung von E-Government und Bürger-
freundlichkeit und zur Verwaltungsvereinfachung. 

 

Zu Abs. 8 Änderung des BayDSG 

In Art. 9a Abs. 8 des Gesetzes erfolgen Änderungen 
des Bayerischen Datenschutzgesetzes. 

Zu Nr. 1 

Die Inhaltsübersicht des BayDSG wird an die in den 
Nrn. 2 bis 11 folgenden Änderungen angepasst. 

Zu Nr. 2 

Die Änderung berücksichtigt die im siebten Abschnitt 
vorgesehene Kodifizierung eines allgemeinen Aus-
kunftsrechts, die mit Rücksicht auf die verfassungs-
rechtliche gewährleistete Unabhängigkeit der Gerichte 
und des Rechnungshofs nicht auf Angelegenheit im 
Zusammenhang mit ihrer richterlichen Tätigkeit oder 
der Prüfungstätigkeit des Rechnungshofs erstreckt 
werden soll, sondern nur auf allgemeine Verwaltungs-
angelegenheiten. 

Zu Nr. 3  

Im BayDSG verlangte schriftliche Erklärungen (z.B. 
Festlegungen nach Art. 6 Abs. 2 Satz 2 bzw. Abs. 4 
Satz 2 BayDSG oder die Freigabe gem. Art. 26 Abs. 1 
Satz 1 BayDSG) sollen künftig auch elektronisch ab-
gegeben werden können. Die Anforderungen an den 
Ersatz der Schriftform nach Art. 3a Abs. 2 BayVwVfG 
gelten hierbei nicht; es genügt z.B. auch eine durch 
einfache E-Mails abgeschlossene Vereinbarung bzw. 
das „Anklicken“ einer Einwilligungserklärung in einem 
elektronischen Formular. Für die datenschutzrechtli-
che Einwilligung werden wegen ihrer besonderen 
Sicherungsfunktion als eigenständige Datenverarbei-
tungserlaubnis ergänzend besondere Anforderungen 
vorgesehen. Bei der Vergabe von Aufträgen zur Ver-
arbeitung personenbezogener Daten nach Art. 6 
Abs. 2 Satz 2 und zur Prüfung und Wartung automati-
sierter Verfahren oder Datenverarbeitungsanlagen 
nach Art. 6 Abs. 4 Satz 2 ist im Einzelfall zu prüfen, ob 
eine einfache elektronische Verfahrensweise der Be-
deutung des konkreten Vorhabens gerecht wird.“ 
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Zu Nr. 4 

a)  

Datenschutzrechtliche Einwilligungen bedürfen nach 
dem geltenden Art. 15 Abs. 3 Satz 1 BayDSG der 
Schriftform, soweit nicht wegen besonderer Umstände 
eine andere Form angemessen ist. Die Schriftform 
erfordert, dass die Einwilligungserklärung vom Be-
troffenen eigenhändig durch Namensunterschrift un-
terschrieben werden muss (§ 126 Abs. 1 BGB) oder 
die schriftformersetzenden Anforderungen in Art. 3a 
Abs. 2 BayVwVfG erfüllt werden. Zur Erleichterung 
soll eine einfache elektronische Einwilligungserklä-
rung zugelassen werden. Für diese elektronische 
Einwilligung werden in Art. 15 Abs. 4 Satz 2 BayDSG 
(neu) zusätzliche Informationspflichten geschaffen.“ 

b) 

Um Verwaltungsverfahren vollständig elektronisch 
durchführen zu können, sollen datenschutzrechtliche 
Einwilligungen künftig auch elektronisch erteilt werden 
können (Art. 15 Abs. 3 BayDSG - neu). Anknüpfend 
an Art. 7 Lit. a der Richtlinie 95/46/EG des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 24. Oktober 
1995 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verar-
beitung personenbezogener Daten und zum freien 
Datenverkehr vom 24. Oktober 1995 (ABl. EG L 281 
vom 23. November 1995, S. 31), zuletzt geändert 
durch Verordnung vom 29. September 2003 (ABl. EG 
L 284 vom 31. Oktober 2003, S. 1 bis 53), der für die 
Rechtmäßigkeit der Datenverarbeitung fordert, dass 
die Betroffenen „ohne jeden Zweifel“ ihre Einwilligung 
erteilt haben, ist bei der elektronischen Einwilligung 
sicherzustellen, dass diese vor Einwilligung über de-
ren Umfang und Folgen aufgeklärt werden. Eine erteil-
te Einwilligung muss vom Betroffenen jederzeit durch 
die vollständige Protokollierung der Erklärungen über-
prüfbar bzw. ggfs. widerrufbar sein. 

c) 

Der Widerspruch nach Art. 15 Abs. 5 soll schriftlich 
oder elektronisch eingelegt werden können.  

Zu Nr. 5  
Nach Art. 24 BayDSG kann die Staatsregierung für 
bestimmte Sachgebiete die Voraussetzungen näher 
regeln, unter denen personenbezogene Daten über-
mittelt werden dürfen. Eine solche Rechtsverordnung 
könnte allerdings nur bereits im BayDSG oder in be-
reichsspezifischen Rechtsvorschriften zulässige Da-
tenübermittlungen näher ausgestalten. 

Von der Ermächtigung in Art. 24 BayDSG wurde bis-
lang kein Gebrauch gemacht. Für speziellen Verwal-
tungsbereiche bestehen besondere Verordnungser-
mächtigungen (z.B. in Art. 28 Abs. 5 Satz 4 MeldeG). 
Da auch künftig ein Bedarf für eine allgemeine Ver-
ordnungsermächtigung nicht erkennbar ist kann 
Art. 24 aufgehoben werden.  

Zu Nr. 6  
Der erstmalige Einsatz und die wesentliche Änderung 
von automatisierten Verfahren, mit denen personen-

bezogene Daten verarbeitet werden, bedarf in Umset-
zung von Vorgaben der EG-Datenschutzrichtlinie ei-
ner sog. Vorab-Kontrolle in Form einer vorherigen 
schriftlichen Freigabe durch den behördlichen Daten-
schutzbeauftragten der einsetzenden öffentliche Stelle 
(Art. 26 Abs. 1 Sätze 1 und 3 in Verbindung mit 
Art. 26 Abs. 3 Satz 2 BayDSG). Bislang sind nur Ver-
fahren, die durch die Anstalt für Kommunale Daten-
verarbeitung (AKDB) oder – für Verfahren, die in 
Staatsbehörden eingesetzt werden sollen – durch das 
fachlich zuständige Staatsministerium freigegeben 
worden sind, von dieser Verpflichtung ausgenommen.  
Dadurch entstehen bislang für Kommunen beim Ein-
satz der gleichen IT-Verfahren in staatlichen und 
kommunalen Behörden unnötige Doppelprüfungen. 
Zudem vermitteln in solchen Fällen eigenständige 
Freigabeverfahren auf kommunaler Ebene kaum da-
tenschutzrechtlichen Mehrwert, da sowohl die Ent-
scheidung über die Nutzung eines bestimmten IT-Ver-
fahrens als auch dessen Gestaltung de facto durch 
die Kommunen nicht mehr beeinflusst werden kann 
und bereits anderweitig durch die Freigabeentschei-
dung für staatliche Stellen eine Bestätigung der Da-
tenschutzkonformität erteilt wurde.  
Die Kommunen sollen daher durch eine nach Art. 20 
Abs. 3 der EU-Datenschutzrichtlinie mögliche Aus-
nahme von der Verpflichtung zur datenschutzrechtli-
chen Verfahrensfreigabe für solche IT-Verfahren ent-
lastet werden, für die eine anderweitige datenschutz-
rechtliche Vorab-Prüfung der Verfahren – z.B. durch 
das fachlich zuständige Staatsministerium – sicherge-
stellt ist. Das Gleiche gilt für die datenschutzrechtliche 
Freigabe von Gemeinsamen Verfahren nach Art. 28 
BayDSG (neu), die durch das fachlich zuständige 
Staatsministerium erteilt wird. Die Entscheidung des 
fachlich zuständigen Staatsministeriums ersetzt die 
Freigabe durch die behördlichen Datenschutzbeauf-
tragten aller beteiligten öffentlichen Stellen. 

Die Rechtsänderung ist mit den derzeit vorliegenden 
Vorschlägen zur Datenschutz-Grundverordnung ver-
einbar, das Verfahren der Vorab-Kontrolle in bisheri-
ger Form entfallen lassen, aber vor allem im staatli-
chen Bereich weiterhin Prüfprozesse zur Erfüllung der 
datenschutzrechtlichen Verantwortlichkeit des Daten-
verarbeiters voraussetzen, die dem heutigen landes-
rechtlichen Freigabeverfahren funktional gleichstehen.  

Zu Nr. 7 

Angesichts der durch die technische Entwicklung zu-
nehmenden Formen arbeitsteiliger Datenverarbeitung 
in gemeinsam genutzten Datenbeständen trifft Art. 28 
besondere Anforderungen für Gemeinsame Verfahren 
automatisierter Datenverarbeitung. Abs. 1 enthält die 
gesetzliche Definition des Gemeinsamen Verfahrens. 
Ein solches liegt vor, wenn mehrere öffentliche Stellen 
personenbezogene Daten automatisiert in einem Da-
tenbestand verarbeiten oder nutzen oder sich wech-
selseitig Zugriffe auf gespeicherte personenbezogene 
Daten ermöglichen. Voraussetzung ist nicht, dass alle 
in einem Verfahren verarbeiteten Daten gemeinsam 
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verarbeitet oder genutzt werden oder allen anderen 
Stellen der Zugriff darauf eingeräumt wird, es genügt, 
wenn die gemeinsame Verarbeitung oder Nutzung 
oder der gegenseitige Zugriff sich auf einen Teil des 
Datenbestandes erstrecken. 

Die Einrichtung Gemeinsamer Verfahren ist ange-
sichts der damit verbundenen Gefahren für das Per-
sönlichkeitsrecht der Betroffenen an besondere Vo-
raussetzungen geknüpft. Vor der Einrichtung ist eine 
eigene Angemessenheitsprüfung durchzuführen: Die 
Einrichtung ist nur zulässig, soweit dies unter Berück-
sichtigung der schutzwürdigen Interessen der Be-
troffenen und der Aufgaben der beteiligten Stellen 
angemessen ist und durch technische und organisato-
rische Maßnahmen nach Art. 7 Risiken für die Rechte 
und Freiheiten der Betroffenen vermieden werden 
können. Solche spezifischen Risiken ergeben sich 
insbesondere aus den Besonderheiten von Gemein-
samen Verfahren, bei denen der Kreis der zugriffsbe-
rechtigten Personen regelmäßig größer ist als bei 
isolierten Verfahren oder Auftragsdatenverarbeitun-
gen und bei denen eine Vielzahl an personenbezoge-
nen Daten zwischen verschiedenen Behörden ausge-
tauscht werden. Für die zu treffenden technischen 
und organisatorischen Maßnahmen gilt der Verhält-
nismäßigkeitsgrundsatz: Erforderlich sind Maßnah-
men nur, wenn ihr Aufwand in einem angemessenen 
Verhältnis zum Aufwand steht (Art. 7 Abs. 1 Satz 2). 
Vordringlich sind technische Maßnahmen zum Schutz 
der Betroffenen zu treffen – wie z.B. technische Zu-
griffssicherung, Verschlüsselung der Daten auf dem 
Transportweg usw., die - je nach Bedarf - durch orga-
nisatorische Maßnahmen (z.B. Verwertungsverbote) 
ergänzt werden. Die Vorschriften über die Zulässigkeit 
der Erhebung, Verarbeitung und Nutzung personen-
bezogener Daten im Einzelfall bleiben unberührt, für 
alle am gemeinsamen Verfahren beteiligten öffentli-
chen Stellen muss die Erhebung, Verarbeitung und 
Nutzung als solche zulässig sein. 

Sind mehrere öffentliche Stellen in einem Verfahren 
verarbeitungs- oder nutzungsberechtigt, können die 
Betroffenen oft nicht feststellen, bei welcher Stelle sie 
die ihnen datenschutzrechtlich zustehenden Rechte 
geltend machen können. Abs. 2 Satz 1 legt daher zum 
Schutz der Betroffenen fest, dass diese ihre Rechte – 
z.B. die Schutzrechte des zweiten Abschnitts dieses 
Gesetzes – gegenüber jeder der beteiligten Stellen 
geltend machen können, unabhängig davon, welche 
Stelle für die konkrete Datenverarbeitung gemäß 
Abs. 2 Satz 2 verantwortlich ist. Die Stelle, bei der ein 
Betroffener seine Rechte geltend gemacht hat, leitet 
das Anliegen des Betroffenen an die jeweils verant-
wortliche Stelle weiter; zur Feststellung der verant-
wortlichen Stelle kann sie auf die Dokumentation und 
Festlegungen nach Abs. 3 zugreifen.  

Nach geltendem Recht trägt die speichernde Stelle im 
Sinn von Art. 4 Abs. 9 die alleinige datenschutzrechtli-
che Verantwortung für die Erhebung, Verarbeitung 
und Nutzung ihrer Daten. Dies wird der besonderen 

Situation von Gemeinsamen Verfahren nicht gerecht. 
Nach Abs. 3 Satz 1 sind daher die beteiligten Stellen 
verpflichtet, festzulegen und zu dokumentieren, für 
welchen Bereich der Datenverarbeitung jede der be-
teiligten Stellen verantwortlich ist. Dabei sind die ver-
fahrensspezifischen Befugnisse und die Pflichten der 
beteiligten öffentlichen Stellen in rechtlicher und tech-
nisch-organisatorischer Hinsicht festzulegen und zu 
dokumentieren; dazu gehört auch die Zuständigkeit 
für die Erteilung von Aufträgen nach Art. 6 Abs. 2. 

Die in Abs. 3 Satz 2 vorgesehene, an Art. 26 Abs. 1 
Satz 2 anknüpfende Möglichkeit, die Festlegung der 
Verantwortung mit Wirkung für alle Beteiligten durch 
das fachlich zuständige Staatsministerium vorzuneh-
men, ist vor allem bei Verfahren von Bedeutung, bei 
denen eine Vielzahl unterschiedlicher öffentlicher 
Stellen beteiligt ist. Die Rechtsnatur der Entscheidung 
nach Abs. 3 Satz 2 unterscheidet sich je nach Fallge-
staltung danach, welchen Rechtsträgern die beteilig-
ten öffentlichen Stellen angehören, so dass sowohl 
reine Verwaltungsvorschriften, öffentlich-rechtliche 
Vereinbarungen als auch Regelungen durch oder auf 
Grund eines Gesetzes in Betracht kommen. 

Gemeinsame Verfahren, die besondere Risiken für 
die Rechte und Freiheiten der Betroffenen beinhalten, 
dürfen nach Abs. 4 nicht aufgrund von Abs. 1, son-
dern nur durch oder aufgrund eines Gesetzes einge-
richtet werden. Die Verantwortung für die Einrichtung 
solcher Verfahren trägt damit der Gesetzgeber. Ge-
meinsame Verfahren im Sinn des Abs. 4 sind Verfah-
ren, bei denen eine potentielle Gefahr für Leib und 
Leben (z.B. Anti-Terrordatei) oder besonders tiefgrei-
fende, für den Betroffenen mit besonderen, gravieren-
den Nachteilen bzw. Folgen verbundene Einschrän-
kungen der persönlichen Freiheit bestehen. Deshalb 
fallen z.B. Verfahren für die Personalverwaltung und 
Personalwirtschaft nicht unter Abs. 4 bzw. unterliegen 
den hierfür einschlägigen spezialgesetzlichen Vor-
schriften, wie z.B. Art. 111 BayBG. Auch die techni-
sche Komplexität eines Gemeinsamen Verfahrens 
allein führt regelmäßig nicht zu besonderen Risiken 
für die Rechte und Freiheiten der Betroffenen im Sinn 
des Abs. 4. Gemeinsame Verfahren, die eine Funkti-
onsübertragung beinhalten, unterliegen schon wegen 
der mit ihnen verbundenen Zuständigkeitsübertragung 
dem Gesetzesvorbehalt. 

Nach Art. 20 Abs. 1 der Richtlinie 95/46/EG des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 24. Oktober 
1995 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verar-
beitung personenbezogener Daten und zum freien 
Datenverkehr vom 24. Oktober 1995 (ABl. EG L 281 
vom 23. November 1995, S. 31), zuletzt geändert 
durch Verordnung vom 29. September 2003 (ABl. EG 
L 284 vom 31. Oktober 2003, S. 1 bis 53), legen die 
Mitgliedstaaten fest, welche Verarbeitungen spezifi-
sche Risiken für die Rechte und Freiheiten der Perso-
nen beinhalten können, und tragen dafür Sorge, dass 
diese Verarbeitungen vor ihrem Beginn geprüft wer-
den können (Vorabkontrolle). Die Mitgliedstaaten 
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können eine solche Prüfung gemäß Art. 20 Abs. 3 der 
EG-Datenschutzrichtlinie auch im Zuge der Ausarbei-
tung einer Maßnahme ihres Parlaments oder einer auf 
eine solche gesetzgeberische Maßnahme gestützten 
Maßnahme durchführen, die die Art der Verarbeitung 
festlegt und geeignete Garantien vorsieht. Dieser Ver-
pflichtung wird mit Abs. 4 Rechnung getragen. Im 
Übrigen kann sich das Erfordernis einer gesetzlichen 
Regelung zur Einrichtung eines Gemeinsamen Ver-
fahrens bei länderübergreifenden Verfahren auch aus 
allgemeinen staatsorganisationsrechtlichen Grundsät-
zen ergeben, die für solche Fallgestaltungen Rege-
lungen durch Staatsverträge der Länder bzw. durch 
Bundesgesetze erfordern (vgl. Art. 72 Abs. 2 der Ver-
fassung). 

Automatisierte Verfahren der Polizei im Anwendungs-
bereich des Polizeiaufgabengesetzes (PAG) und des 
Landesamts für Verfassungsschutz im Anwendungs-
bereich des Bayerischen Verfassungsschutzgesetzes 
(BayVSG) bleiben wegen der datenschutzrechtlichen 
Besonderheiten sicherheitsbehördlicher Datenverar-
beitung, die nicht den Anforderungen der EG-Daten-
schutzrichtlinie unterliegt, unberührt (Art. 49 Satz 1 
PAG, Art. 10 Satz 1 BayVSG).  

Zu Nr. 8 

a) 

Die Überschrift ist an den geänderten Inhalt der Vor-
schrift anzupassen. 

b) 

Mit Art. 28 Abs. 1 (neu) werden die Regelungen des 
bisherigen Art. 28 Abs. 1 BayDSG und der Daten-
schutzverordnung zur datenschutzrechtlichen Freiga-
be zusammengefasst und vereinfacht.  

Der bisherige Art. 28 Abs. 1 enthält zwei Befugnisse 
zum Erlass von Rechtsverordnungen: Von der in 
Art. 28 Abs. 1 Satz 1 enthaltenen Befugnis, durch 
Rechtsverordnung das Nähere zur Ausgestaltung der 
datenschutzrechtlichen Freigabe und des Verfahrens-
verzeichnisses zu regeln, insbesondere zum Zweck 
der Vereinfachung der Verfahren und zur Entlastung 
der öffentlichen Stellen, wurde bislang kein Gebrauch 
gemacht. Ein Bedarf für eine solche Regelung durch 
Verordnung ist derzeit auch nicht erkennbar. Von der 
in Art. 28 Abs. 1 Satz 2 enthaltenen Befugnis, durch 
Rechtsverordnung zu bestimmen, dass für bestimmte 
Verfahren, bei denen eine Beeinträchtigung des Per-
sönlichkeitsrechts der Betroffenen nicht zu befürchten 
ist, keine Freigabe und keine Aufnahme in das Ver-
fahrensverzeichnis erforderlich ist, wurde mit § 2 der 
Datenschutzverordnung (DSchV) Gebrauch gemacht. 
Da der Wortlaut der Befugnisnorm (Art. 28 Abs. 1 
Satz 2 alt) mit den in § 2 DSchV festgelegten Aus-
nahmen von Verfahren von der Freigabepflicht und 
der Pflicht zur Aufnahme in das Verfahrensverzeichnis 
weitgehend übereinstimmt, werden in Art. 26 Abs. 4 
Befugnisnorm und ausführende Rechtsverordnung zur 
Vereinfachung zusammengefasst.  

Zu Nr. 9 

Die Aufgabenerfüllung des Landesbeauftragten für 
den Datenschutz wird durch rechtliche und organisa-
torische Sonderbedingungen bestimmt, die eine An-
wendung der künftigen gesetzlichen Anforderungen 
über die elektronische Verwaltung in Bayern nur in 
eingeschränktem Umfang rechtfertigen. Soweit der 
Landesbeauftragte für den Datenschutz zur Erfüllung 
der Grundpflichten nach Art. 2 bis 6 dieses Gesetzes 
verpflichtet wird, unterliegt die konkrete Ausgestaltung 
dieser Verpflichtungen seiner verfassungs- und uni-
onsrechtlich gewährleisteten völligen Unabhängigkeit 
bei der Erfüllung seiner Kontrollaufgaben. 

Zu Nr. 10 

Schon nach geltender Rechtslage wird aus dem 
Rechtsstaatsprinzip ein Anspruch des Einzelnen auf 
ermessensfehlerfreie Entscheidung über ein Aus-
kunftsbegehren abgeleitet, soweit dieser ein berech-
tigtes Interesse geltend macht. Konkretisierungen des 
allgemeinen Auskunftsrechts ergeben sich bisher nur 
aus der Verwaltungsvorschrift des § 9 der Allgemei-
nen Geschäftsordnung für den staatlichen Bereich 
sowie für den kommunalen Bereich teilweise auch 
aufgrund sog. Informationsfreiheitssatzungen, die An-
forderungen an Auskünfte über Angelegenheiten des 
eigenen Wirkungskreises näher ausgestaltet haben.  

Die Regelung in Art. 36 schafft im Interesse der stär-
keren Einbindung der Bürgerinnen und Bürger in Vor-
gänge der öffentlichen Verwaltung Rechtssicherheit 
über Umfang und Grenzen allgemeiner Auskunfts-
rechte gegenüber staatlichen und kommunalen Stel-
len. Wegen der besonderen Bedeutung von Aus-
kunftsrechten für datenschutzrechtliche Belange wird 
der allgemeine Auskunftsanspruch im BayDSG ver-
ankert. Die Kontrolle des ordnungsgemäßen Vollzugs 
des Art. 36 obliegt damit zugleich dem Landesbeauf-
tragten für den Datenschutz (vgl. Art. 30 BayDSG).  

Die Regelung des Art. 36 verbessert auch die Voll-
zugstauglichkeit, indem bei glaubhafter Darlegung 
eines berechtigten Interesses der bestehende An-
spruch auf fehlerfreie Ermessensausübung zu einem 
Anspruch auf Auskunft verdichtet wird. Dieser 
Rechtsanspruch wird mit einem klaren Prüfprogramm 
verbunden, das praxistaugliche Differenzierungen 
zwischen strikten und im Einzelfall abwägungsfähigen 
Ausschlusstatbeständen vermittelt. Dabei bilden die 
strikten Ausschlusstatbestände typisierend die schon 
bisher im Rahmen einer Ermessensentscheidung 
über eine Auskunftsgewährung zu berücksichtigenden 
privaten und öffentlichen Schutzinteressen ab, die 
durch individuelle Informationsinteressen regelmäßig 
nicht überwunden werden konnten.  

Art. 36 Abs. 1 enthält die im Einzelfall zu prüfenden 
Anspruchsvoraussetzungen für die Gewährung von 
Auskunft über den Inhalt von Dateien und Akten öf-
fentlicher Stellen. Wesentliche Anspruchsvorausset-
zungen wie der Begriff des berechtigten Interesses 
oder die Definition der verpflichteten öffentlichen Stel-
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len und der Datei- und Aktenbegriff des Art. 36 Abs. 1 
(vgl. auch Art. 9a Abs. 8 Nr. 2 a des Gesetzentwurfs) 
entsprechen den allgemeinen Regelungen des Baye-
rischen Datenschutzgesetzes. Daraus ergibt sich, 
dass ein anspruchsbegründendes Auskunftsinteresse 
grundsätzlich jedes rechtliche, wirtschaftliche oder 
ideelle Interesse darstellen kann (vgl. Wilde u.a., 
Kommentar und Handbuch zum Bayerischen Daten-
schutzgesetz, Art. 19 Rn. 15).  

Ein Anspruch auf Auskunft besteht nach Art. 36 
Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2 dagegen nicht, wenn das 
Interesse des Antragstellers darin besteht, die erteil-
ten Auskünfte entgeltlich weiterzuverwenden. Die Ein-
schränkung der im Rahmen des Rechts auf Auskunft 
zu berücksichtigenden Individualinteressen knüpft an 
den bundesrechtlichen Regelungen des Gesetzes 
über die Weiterverwendung von Informationen öffent-
licher Stellen an. Das Informationsweiterverwen-
dungsgesetz (IWG) begründet gegenüber öffentlichen 
Stellen des Bundes, der Länder und der Kommunen 
(§ 2 Nr. 1 a IWG) einen gesetzlich konkretisierten 
Anspruch auf Gleichbehandlung bei Entscheidungen 
über die Weiterverwendung vorhandener Informatio-
nen öffentlicher Stellen. Die in Art. 36 Abs. 1 Satz 1 
Halbsatz 2 aufgegriffene Legaldefinition der Weiter-
verwendung umfasst jede Nutzung von Informationen, 
die über die Erfüllung einer öffentlichen Aufgabe hin-
ausgeht und in der Regel auf die Erzielung von Ent-
gelt gerichtet ist. Die intellektuelle Wahrnehmung ei-
ner Information und die Verwendung des dadurch 
erlangten Wissens, z.B. zu schriftstellerischen Zwe-
cken stellen nach § 2 Nr. 3 IWG regelmäßig keine 
Weiterverwendung in diesem Sinne dar. Da § 3 Abs. 1 
Satz 2 IWG klarstellt, dass auch insoweit bundes-
rechtlich kein eigenständiger Anspruch auf Zugang zu 
Informationen begründet, sondern nur dessen Erfül-
lung an bestimmte materielle und formale Anforde-
rungen geknüpft wird, unterliegen landesrechtliche 
Informationszugangsbegehren, die dem Interesse 
einer entgeltlichen Weiterverwendung, regelmäßig 
also Gewinnerzielungs- bzw. Gewerbezwecken die-
nen, weiterhin den allgemeinen verfassungsrechtli-
chen und verwaltungsverfahrensrechtlichen Anforde-
rungen, nicht Art. 36 BayDSG. Die damit vorgenom-
mene Begrenzung des allgemeinen Auskunftsrechts 
erfasst diejenigen Fälle, bei denen eine Auskunft 
deswegen begehrt wird, um die damit erhaltenen In-
formationen selbst gewinnbringend weiterzuverwen-
den („Informationshandel“). Diese Einschränkung soll 
es insbesondere ermöglichen, unter Beachtung der 
Anforderungen des Informationsweiterverwendungs-
gesetzes in diesen Fällen abweichend von der allge-
meinen Kostenpflicht (Art. 36 Abs. 5) eigenständige 
Entgeltregelungen z.B. im Rahmen von Nutzungsver-
trägen zu treffen. 

Soweit die Erfüllung des Anspruchs auf Auskunft eine 
Übermittlung personenbezogener Daten erfordert, 
gelten weiterhin die datenschutzrechtlichen Übermitt-
lungsvoraussetzungen an nicht-öffentliche Stellen, die 

eine Datenübermittlung u.a. nur erlauben, wenn der 
Betroffene kein schutzwürdiges Interesse am Aus-
schluss der Übermittlung hat (vgl. Art. 19 Abs. 1 Nr. 2 
BayDSG).Insoweit muss also eine beispielsweise 
auch hinsichtlich der Anforderungen nach Art. 15 
Abs. 7 BayDSG umfassende Übermittlungsbefugnis 
bestehen. Personenbezogene Daten bleiben damit 
weiterhin umfassend geschützt. 

Art. 36 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 ergänzt diese Anforderun-
gen zum Schutz personenbezogener Daten durch den 
Schutz der Belange der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung. Schon deren Beeinträchtigung, d.h. die 
Möglichkeit nachteiliger Auswirkungen soll zum Aus-
schluss von Auskunftsbegehren führen.  

Demgegenüber fasst Art. 36 Abs. 1 Satz 2 weitere 
öffentliche und private Schutzinteressen zusammen, 
bei denen im Rahmen einer Ermessensentscheidung 
über die Verweigerung der Auskunft zu prüfen bleibt, 
ob dem Schutz öffentlicher oder privater Belange 
auch im Einzelfall höheres Gewicht zukommt als dem 
individuellen Auskunftsinteresse. Liegen keine Aus-
schlussgründe vor, konnte schon bisher eine Auskunft 
ermessensfehlerfrei nicht verweigert werden.  

Nach Art. 36 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 kann die begehrte 
Auskunft verweigert werden, wenn ihr öffentliche Kon-
troll- und Aufsichtsaufgaben entgegenstehen. Dieser 
Versagungsgrund dient dem Schutz der Funktionsfä-
higkeit öffentlicher Kontroll- und Aufsichtsverfahren, 
die ihrem Wesen nach als verwaltungsinterne Vor-
gänge zur Gewährleistung der Recht- und ggf. 
Zweckmäßigkeit öffentlicher Aufgabenerfüllung durch 
besondere gewichtige Interessen am Ausschluss ei-
ner Informationsübermittlung geprägt sind. Im Rah-
men von Kontroll- und Aufsichtsverfahren ist zudem 
vielfach eine besonders intensive und umfassende 
Verarbeitung auch von personenbezogenen Daten 
erforderlich, die besonderen Schutz benötigen, damit 
z.B. Wettbewerbsverzerrungen durch Auskünfte über 
aufsichtsbehördliche Erkenntnisse zu Konkurrenten 
vermieden werden. Unter Kontroll- und Aufsichtsauf-
gaben fallen dabei alle Formen staatlicher Aufsicht, 
also sowohl die klassische Kommunalaufsicht als 
auch Sonderbereiche wie z.B. die Sparkassenauf-
sicht. Ein Entgegenstehen erfordert entsprechend 
dem Begriffsverständnis anderer öffentlich-rechtlicher 
Regelungen ein nachteiliges Berührtsein der in Art. 36 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 genannten Schutzrechte. Insoweit 
bedarf es einer Abwägung zwischen dem Auskunftsin-
teresse einerseits und den betroffenen Schutzgütern 
andererseits. Es bedarf also Auswirkungen der Infor-
mationszugangsgewährung, die mit den in Art. 36 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 genannten Schutzgütern zumin-
dest teilweise unvereinbar wären. Die Auskunft kann 
nach Art. 36 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 zudem verweigert 
werden, soweit sonstige öffentliche oder private Inte-
ressen entgegenstehen. Hierunter fallen auch fiskali-
sche und wirtschaftliche Interessen, die nicht eng im 
Sinne eines Nachteils- oder Schadensbegriffs zu ver-
stehen sind. Unter sonstige öffentliche Interessen 
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fallen insbesondere auch Informationen und Auskünf-
te, die öffentlichen Stellen nur unter Zusage der Ver-
schwiegenheit erhalten haben (Fälle des sog. Whistle-
blowing).  

Soweit administratives Handeln staatlicher oder kom-
munaler Stellen z.B. bei Vorgängen der rein internen 
Willensbildung und Entscheidungsvorbereitung eines 
besonderen, einzelfallbezogenen Schutzes bedarf, 
trägt diesem Interesse neben Art. 36 Abs. 3 Nr. 1 und 
2 auch Art. 36 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 Rechnung. Ziel der 
Regelung ist die Normierung eines umfassend ge-
schützten Bereichs der Entscheidungsbildung für Ent-
scheidungsträger. Dieser Kernbereich eigener Mei-
nungsbildung kann damit, soweit notwendig, auch 
dauerhaft geschützt werden, unabhängig vom Ab-
schluss des jeweiligen Verfahrens oder dem Stand 
der Beratungen. Dies gilt sowohl für den Verlauf als 
auch den Inhalt vertraulicher Beratungen. Darüber 
hinaus kann nach Art. 36 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 Alt. 2 im 
Rahmen einer anzustellenden Ermessensentschei-
dung die Auskunft verweigert werden, soweit die Aus-
kunft Inhalte aus noch nicht abgeschlossenen Unter-
lagen oder noch nicht aufbereiteten Daten betrifft. 
Diese Regelung knüpft insoweit an entsprechende 
Regelungen der Umweltinformationsgesetze an (vgl. 
etwa § 8 Abs. 2 Nr. 4 UIG) und soll die Effektivität des 
Handelns der Verwaltung und der informationspflichti-
gen Stellen sichern. 

Art 36 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 verdeutlicht, dass auch die 
unverhältnismäßige Inanspruchnahme der personel-
len und sachlichen Ressourcen der in Anspruch ge-
nommenen öffentliche Stelle durch die Erfüllung eines 
Auskunftsanspruchs einen im Einzelfall zu prüfenden 
Versagungsgrund begründet. Durch die im Rahmen 
der Verhältnismäßigkeitsprüfung hinsichtlich des Kos-
tenaufwands vorzunehmende Abwägung zwischen 
individuellem Informationsinteresse und öffentlichem 
Erfüllungsaufwand können durch die Regelung auch 
missbräuchliche Auskunftsbegehren erfasst werden, 
für die der Erfüllungsaufwand der öffentlichen Stelle 
selbst bei geringen Ressourcenbedarf im offenkundi-
gen Missverhältnis zum Informationsinteresse des 
Auskunftsbegehrenden steht. Unter unverhältnismä-
ßigem Aufwand kann dabei mit Blick auf partielle Aus-
schlussgründe auch der Umstand fallen, dass Dateien 
und Akten zwecks anzubringender Schwärzungen in 
großem Umfang durchgesehen werden müssen. Auch 
ein unverhältnismäßiger Abstimmungsaufwand mit 
anderen öffentlichen Stellen oder Privaten, z.B. zur 
Erlangung von Einwilligungen gem. Art. 36 Abs. 3 
Nr. 3, kann einen unverhältnismäßigen Aufwand dar-
stellen. 

Hinsichtlich der Art und Weise der Erfüllung eines 
begründeten Auskunftsanspruchs eröffnet Art. 36 
Abs. 1 ein Auswahlermessen der in Anspruch ge-
nommenen Behörde. Sie hat unter Berücksichtigung 
der vorgetragenen Auskunftsinteressen und der be-
rührten privaten und öffentlichen Belange wie insbe-
sondere des Verwaltungsaufwands – soweit dieser 

nicht von vornherein gem. Art. 36 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 
zur Verweigerung der Auskunft Anlass gibt – ab-
schließend zu entscheiden, wie die begehrte Auskunft 
interessengerecht erteilt werden kann (z.B. durch Ge-
währung von Akteneinsicht, Übersendung von Unter-
lagen oder andere Arten der Informationsgewährung).  

Art. 36 Abs. 2 enthält wegen der nur auf Rechtsvor-
schriften über den Datenschutz und Verfahren der 
Rechtspflege ausgerichteten allgemeinen Subsidiari-
tätsregelung des Art. 2 Abs. 7 BayDSG eine eigen-
ständige Regelung zum Konkurrenzverhältnis zwi-
schen dem allgemeinen Auskunftsrecht und der Viel-
zahl bereichsspezifischer Informationszugangsrechte. 
Diese bereichsspezifischen Regelungen verdrängen 
nach Art. 36 Abs. 2 das allgemeine Auskunftsrecht, 
soweit sie eigenständige Voraussetzungen für die 
Gewährung, die Art und Weise oder den Umfang ei-
ner Auskunfts- oder sonstigen Form der Informations-
gewährung enthalten. Die Anforderungen des Art. 36 
Abs. 1 finden dadurch gegenüber Regelungen ande-
rer Rechtsvorschriften über Auskunftsbegehren wie 
z.B. im Rahmen des Bayerischen Umweltinformati-
onsgesetzes, des Presserechts oder der kommunal-
rechtlichen Regelungen für Auskunftsrechte von Man-
datsträgern oder auch den abschließenden Regelun-
gen zur Verarbeitung von Patientendaten (Art. 27 
Abs. 2 BayKrG) keine Anwendung. Hierzu zählen 
etwa auch die besonderen Auskunftsrechte des 
Art. 29 BayVwVfG für Verfahrensbeteiligte oder § 25 
SGB X. Dadurch wird sichergestellt, dass für Verfah-
rensbeteiligte während eines entsprechenden Verfah-
rens Art. 36 BayDSG keine Anwendung findet, son-
dern diese sich allein auf die insoweit bestehenden 
Sonderregelungen berufen können. Nicht-Verfahrens-
beteiligte können entsprechende Auskunftsbegehren 
dagegen auf Art. 36 BayDSG stützen, da ihr Aus-
kunftsbegehren nicht Gegenstand fachrechtlicher 
Informationszugangsregelungen ist. Im Übrigen erge-
ben sich mittelbar aus der Anknüpfung des Auskunfts-
rechts an den allgemeinen Anwendungsbereich des 
Bayerischen Datenschutzgesetzes und an den Begriff 
der öffentlichen Stelle (Art. 4 Abs. 2 BayDSG) weitere 
Fallgruppen, in denen weiterhin nur nach Maßgabe 
der jeweiligen bereichsspezifischen Regelungen Aus-
kunftsrechte bestehen, z.B. gegenüber Kirchen und 
Religionsgemeinschaften, die über eigenständige da-
tenschutzrechtliche Regelungen verfügen, oder dem 
Bayerischen Rundfunk, auf den gem. Art. 21 des Ge-
setzes über den Bayerischen Rundfunk das Bayeri-
sche Datenschutzgesetz nur außerhalb des Bereichs 
journalistisch-redaktioneller Tätigkeit Anwendung fin-
det. Der Auskunftsanspruch unterliegt weiterhin den 
allgemeinen Einschränkungen des Art. 3 BayDSG, so 
dass das Auskunftsrecht etwa nicht gegenüber öffent-
lichen Stellen gilt, soweit diese als Unternehmen am 
Wettbewerb teilnehmen.  

Art. 36 Abs. 3 enthält weitere Klarstellungen zum Ver-
hältnis zwischen dem allgemeinen Recht auf Auskunft 
und spezifischen Regelungen zum Schutz öffentlicher 
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oder privater Geheimhaltungspflichten, die an den 
jeweiligen Informationsinhalten anknüpft. Die Rege-
lungen über Verschlusssachen (Art. 7 des Bayeri-
schen Sicherheitsüberprüfungsgesetz) oder berufs- 
oder funktionsspezifische Geheimhaltungsverpflich-
tungen begrenzen gem. Art. 36 Abs. 3 Nrn. 1 und 2 
das allgemeine Auskunftsrecht. Die Bezeichnung 
„Berufs- oder besondere Amtsgeheimnisse“ greift 
bereits bestehende Schutztatbestände des BayDSG 
auf (vgl. Art. 22 Satz 1 BayDSG) und stellt anknüp-
fend an Art. 2 Abs. 9 BayDSG klar, dass das durch 
Art. 36 eingeräumte Auskunftsrecht keine Befugnis 
zur Offenbarung besonders geschützter Geheimnisse 
vermittelt. Berufsgeheimnisse sind solche, die für 
Angehörige bestimmter Berufe gelten (z.B. § 203 
Abs. 1 StGB). Besondere Amtsgeheimnisse sind sol-
che, die dem Inhaber eines öffentlichen Amts in dieser 
Eigenschaft durch Gesetz oder aufgrund Gesetzes 
auferlegt sind. Es muss sich jedoch um ein „besonde-
res“ Amtsgeheimnis handeln (z.B. das Steuergeheim-
nis nach § 30 AO oder das Sozialgeheimnis nach § 35 
SGB I), die allgemeine Pflicht zur Verschwiegenheit 
(vgl. § 37 BeamtStG) oder das allgemeine Datenge-
heimnis nach Art. 5 BayDSG fallen dagegen nicht 
hierunter.  

Könnten zum persönlichen Lebensbereich gehörende 
Geheimnisse oder Betriebs- und Geschäftsgeheim-
nisse mit der Auskunftsgewährung offenbart werden, 
unterwirft Art. 36 Abs. 3 Nr. 3 das Auskunftsrecht ei-
nem Einwilligungserfordernis. Dritte, deren schutz-
würdige Interessen z.B. wegen möglicher Auswirkun-
gen auf private Verwertungsrechte im Rahmen der 
nach Art. 36 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 vorzunehmenden 
Abwägungsentscheidung berührt werden, sind nach 
allgemeinen verwaltungsverfahrensrechtlichen Rege-
lungen vor der Auskunftsgewährung wie in anderen 
Fällen drittbelastender Verwaltungsakte anzuhören. 
Bleibt die Zulässigkeit der Auskunftsgewährung im 
Hinblick auf den Schutz privater Belange wie z.B. das 
Bestehen eines Einwilligungserfordernisses umstrit-
ten, folgt aus rechtsstaatlichen Grundsätzen außer-
dem, dass die Auskunftsgewährung erst erfolgen darf, 
wenn die Behördenentscheidung über den Anspruch 
auf Auskunft auch gegenüber dem betroffenen Dritten 
sofort vollziehbar oder unanfechtbar geworden ist. 

Art. 36 Abs. 4 begrenzt das allgemeine Auskunfts-
recht in spezifischen Bereichen öffentlicher Aufga-
benerfüllung, bei denen der Gesetzgeber typisierend 
davon ausgeht, dass generell vorrangige öffentliche 
oder private Belange einer Auskunftsgewährung ent-
gegenstehen:  

Zu diesen Fallgruppen zählt gem. Art. 36 Abs. 4 
Satz 1 Nr. 1 zunächst der gesamte Bereich des Land-
tags einschließlich des Landtagsamts, während nach 
der allgemeinen Regelung des Art. 2 Abs. 5 für Ver-
waltungsangelegenheiten des Landtags im Übrigen 
die Anforderungen des BayDSG gelten. Die umfas-
sende Ausnahme des Landtags dient dem Schutz 
mandatsbezogener Informationen und überlässt diese 

der Geschäftsordnungsautonomie des Parlaments. 
Eine Bereichsausnahme gilt nach Art. 36 Abs. 4 
Satz 1 Nr. 1 auch für den Obersten Rechnungshof 
(ORH) einschließlich seiner im Übrigen dem BayDSG 
unterliegenden Verwaltungstätigkeit. Da die Staatli-
chen Rechnungsprüfungsämter eng in die Arbeit des 
ORH eingebunden sind und entsprechende Prüfun-
gen gemeinsam durchgeführt werden, sind auch die 
Staatlichen Rechnungsprüfungsämter vom Anwen-
dungsbereich des Auskunftsrechts ausgenommen. 
Gleiches gilt für den Bayerischen Kommunalen Prü-
fungsverband, auf den als „Rechnungshof der Kom-
munen“ die gleichen Erwägungsgründe zutreffen wie 
auf den ORH. Schließlich greift auch für den Landes-
beauftragten für den Datenschutz und das Landesamt 
für Datenschutzaufsicht die Bereichsausnahme des 
Abs. 4 Satz 1 Nr. 1. Bei allen genannten Stellen wür-
de ein Anspruch auf Auskunft über Inhalte von Datei-
en und Akten regelmäßig ein Spannungsverhältnis zur 
Wahrnehmung ihrer unabhängigen Kontrollaufgaben 
gegenüber der Exekutive bzw. datenverarbeitenden 
privaten Stellen schaffen. 

Nach Art. 36 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 gilt eine weitere Be-
reichsausnahme im Bereich der obersten Landesbe-
hörden. Insoweit wird eine spezifische, ihre besondere 
Funktion berücksichtigende Ausgestaltung des allge-
meinen Auskunftsrechts gem. Art. 36 Abs. 1 vorge-
nommen, um insbesondere im Bundesrecht erkenn-
bar gewordenen Abgrenzungsschwierigkeiten (z.B. 
zur Informationspflicht der Bundesministerien, Urteil 
des BVerwG vom 3.11.2011, Az. 7 C 3.11) Rechnung 
zu tragen. Die Regelung entzieht den Bereich der sog. 
staatsleitenden Angelegenheiten der obersten Lan-
desbehörden von vornherein allgemeinen Auskunfts-
rechten, da der Informationsaustausch im Stadium der 
Vorbereitung, Planung und Abwägung von Entschei-
dungen der dafür zuständigen Exekutive frei von der 
Möglichkeit äußerer Einflussnahme ausgestaltet wer-
den muss. Rein administrative, nicht staatsleitende 
Angelegenheiten der obersten Landesbehörden unter-
liegen dagegen dem allgemeinen Auskunftsrecht. Da-
neben sind die obersten Landesbehörden nach 
Art. 36 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 Alt. 2 auch in Angelegen-
heiten der Rechtsetzung von einem Auskunftsan-
spruch umfassend ausgeschlossen, also unabhängig 
davon, ob das jeweilige Rechtsetzungsverfahren erst 
bevorsteht, gerade in Gang ist oder bereits abge-
schlossen ist. 

Die übrigen in Art. 36 Abs. 4 Satz 1 Nrn. 3 bis 6 auf-
genommenen Fallgruppen betreffen öffentliches Han-
deln in Bereichen, die wegen der Art oder des Um-
fangs der dabei verarbeiteten Daten mit spezifischen 
Schutzerfordernissen verbunden sind, die der Ein-
räumung allgemeiner Auskunftsansprüche entgegen-
stehen. Die Abwägung zwischen Informationszu-
gangsinteressen und entgegenstehenden öffentlichen 
oder privaten Belangen bleibt in diesen Fallgruppen 
vorrangigen bereichsspezifischen Regelungen wie 
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z.B. Art. 49 in Verbindung mit 41 Abs. 2 des Bayeri-
schen Polizeiaufgabengesetzes.  

Art. 36 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 nimmt die Gerichte und 
weitere Organe der Rechtspflege sowie Disziplinarbe-
hörden und mit den für die Berufsaufsicht zuständigen 
Kammern und Körperschaften des öffentlichen Rechts 
weitere in besonderer Weise mit besonders schutz-
würdigen personenbezogenen Daten befasste Stellen 
vom Anwendungsbereich des Auskunftsrechts aus. 
Denn in diesen Fällen werden personenbezogene 
Daten regelmäßig einer Auskunftserteilung im Wege 
stehen, so dass auch in diesem Fall typisierend von 
einem Überwiegen privater Interessen auszugehen 
ist. Die Begrenzung auf die „für Angelegenheiten der 
Berufsaufsicht zuständigen Kammern und Körper-
schaften des öffentlichen Rechts“ stellt klar, dass da-
mit nur die für die Aufsicht zuständigen Stellen der in 
funktionaler Selbstverwaltung geregelten Berufe er-
fasst werden (z.B. die Berufsaufsicht nach dem Heil-
berufe-Kammergesetz), nicht aber auch sonstige Stel-
len, die Berufsaufsicht ausüben und bei denen ange-
sichts der Bandbreite der ihnen obliegenden Aufga-
ben keine typisierende Prognose über den Vorrang 
einer Auskunftsgewährung entgegenstehender Be-
lange statthaft wäre (z.B. Gewerbeaufsicht). Entspre-
chend der Regelung zum allgemeinen Anwendungs-
bereich in Art. 2 Abs. 6 BayDSG verbleibt auch in 
diesen Fällen Spielraum für Auskünfte hinsichtlich 
solcher Angelegenheiten, in denen Gerichte oder 
andere in Art. 36 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 genannte Stellen 
nicht in ihrer Funktion als Organ der Rechtspflege 
oder in Angelegenheiten der Berufsaufsicht tätig wer-
den, sondern im Bereich allgemeiner Verwaltungstä-
tigkeiten. 

Unter den Begriff der sonstigen öffentlichen Stellen im 
Bereich von Forschung und Lehre, Leistungsbeurtei-
lungen und Prüfungen im Sinne des Art. 36 Abs. 4 
Satz 1 Nr. 6 fallen insbesondere der Prüfungsbereich 
des Landesjustizprüfungsamts sowie öffentliche Kran-
kenhäuser, die zwar keine Universitätskliniken sind, 
aber gleichwohl im Bereich der Forschung tätig sind 
und insoweit genauso schutzwürdig sind.  

Nach Art. 36 Abs. 4 Satz 1 Nr. 7 sind zudem das Wirt-
schaftsministerium, soweit es als Landeskartellbehör-
de tätig wird (vgl. § 48 Abs. 1 GWB in Verbindung mit 
§ 7 StRGVV), und die Regulierungskammer des Frei-
staates Bayern von dem allgemeinen Auskunftsan-
spruch ausgenommen. Beide Behörden verarbeiten in 
erheblichem Umfang Betriebs- und Geschäftsgeheim-
nisse der von ihnen kontrollierten bzw. regulierten 
Unternehmen. Allgemeine Auskunftsansprüche beträ-
fen daher von vorneherein nur sehr begrenzte Teilbe-
reiche ihrer Dateien und Akten, die zudem nur mit 
erheblichem Aufwand oder überhaupt nicht von Be-
triebs- und Geschäftsgeheimnissen abgegrenzt wer-
den können. Insbesondere die Regulierungskammer 
nimmt ihre Aufgaben unabhängig und in einem ge-
richtsähnlichen Verfahren wahr, dass bereits durch 
seine Ausgestaltung relative Gewähr für Richtigkeit 

bietet. Die Landeskartellbehörde wie die Regulie-
rungskammer als Hüterinnen des Wettbewerbs unter-
liegen außerdem bundesrechtlichen Veröffentli-
chungspflichten, die nach Auffassung des Bundesge-
setzgebers als Informationsinstrument für die Bürge-
rinnen und Bürger ausreichen. Dem wird im Landes-
recht durch die vorliegende Ausnahmeregelung 
Rechnung getragen.   
Auch die Industrie- und Handels- und Handwerks-
kammern sind wegen ihrer besonderen Aufgabenstel-
lung im Bereich der berufsständischen Selbstverwal-
tung vom Anwendungsbereich des allgemeinen Aus-
kunftsanspruchs ausgenommen. Die im Prüfpro-
gramm des Art. 36 vorgesehenen Schutztatbestände 
u.a. zur Wahrung allgemeiner Persönlichkeitsrechte, 
von Berufs- und Geschäftsgeheimnissen, vertraulicher 
Beratungsprozesse oder für Prüfungsangelegenheiten 
vermitteln zwar auch für die Aufgabenerfüllung der 
Industrie- und Handels- und Handwerkskammern ein-
schlägige einzelfallbezogene oder generelle Lösun-
gen zum Ausgleich zwischen berechtigten Schutzinte-
ressen und Auskunftsanliegen, rechtfertigen aber bei 
einer Gesamtbetrachtung der Geschäftsvorgänge 
auch eine eigenständige Bereichsausnahme. Die 
Regelung dient damit angesichts der großen Band-
breite der von den Kammern wahrgenommenen Auf-
gaben der gebotenen Verwaltungsvereinfachung und 
trägt zur effektiven Erfüllung der diesen Selbstverwal-
tungsorganisationen vorbehaltenen oder ihnen vom 
Staat übertragenen Aufgaben bei. Der in Art. 36 
Abs. 4 Satz 1 Nr. 7 geschaffene Ausschlusstatbe-
stand lässt die Befugnis der Industrie- und Handels- 
und Handwerkskammern unberührt, in Rahmen ihrer 
Satzungsautonomie im Interesse transparenter Auf-
gabenerfüllung gleichwohl spezifische Regelungen 
über Auskunftsersuchen zu treffen, die den Beson-
derheiten ihrer Aufgabenstellung und der Leistungsfä-
higkeit ihrer Organisationen angemessen Rechnung 
tragen.  
Nach Art. 36 Abs. 4 Satz 1 Nr. 8 sind schließlich die 
kommunalen Spitzenverbände (Art. 83 Abs. 7 BV) 
vom Anwendungsbereich des Auskunftsrechts ausge-
nommen. Denn auch in diesem Fall ist von der dem 
Abs. 4 zugrunde liegenden gesetzgeberischen Wer-
tung auszugehen, dass vorrangige öffentliche oder 
private Belange einer Auskunftsgewährung entgegen-
stehen. Der Ausschlusstatbestand schützt die inter-
nen Beratungs- und Willensbildungsprozesse der 
kommunalen Spitzenverbände und ermöglicht damit 
deren effektive Aufgabenwahrnehmung.  

Art. 36 Abs. 4 Satz 2 soll schließlich sicherstellen, 
dass die Regelung des Abs. 4 Satz 1 nicht umgangen 
werden kann, wenn und soweit sich Dateien- und 
Aktenbestandteile der in Abs. 4 Satz 1 genannten 
oder für Angelegenheiten im Sinn von Art. 2 Abs. 4 
BayDSG zuständigen Stellen in Dateien und Akten 
anderer öffentlicher Stellen befinden. Soweit sich ein 
Auskunftsbegehren auf Dateien und Akten bezieht, 
die den Zuständigkeitsbereich mehrerer öffentlicher 
Stellen betreffen, diese Stellen aber nicht unter Abs. 4 
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Satz 1 oder Art. 2 Abs. 4 BayDSG fallen, so hat die 
um Auskunft ersuchte Stelle nach allgemeinen 
Grundsätzen die mitbetroffenen Stellen vor einer Aus-
kunftsgewährung zu beteiligen.  

Art. 36 Abs. 5 nimmt Bezug auf das Kostengesetz. 
Damit wird verdeutlicht, dass der bei der Auskunfts-
gewährung entstehende Verwaltungsaufwand zu-
sammen mit der Bedeutung der Angelegenheit für den 
Antragsteller bei der Entscheidung über die Kosten 
der Auskunftsgewährung gem. Art. 1 Abs. 1, Art. 6 
Abs. 2 des Kostengesetzes zu berücksichtigen ist. 
Lediglich Auskünfte einfacher Art sind danach gem. 
Art. 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 des Kostengesetzes nicht 
kostenpflichtig. Gemeinden, Landkreise, Bezirke, 
Zweckverbände und sonstige kommunale Körper-
schaften und Anstalten des öffentlichen Rechts kön-
nen für die Auskunftsgewährung, die dem eigenen 
Wirkungskreis zuzurechnen ist, Kosten auf Grundlage 
ihrer Kostensatzung (Art. 20 Abs. 1 des Kostengeset-
zes) erheben. Gemäß Art. 20 Abs. 3 Kostengesetz 
finden die Art. 6 Abs. 2 und Art. 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 
Kostengesetz entsprechende Anwendung. Für Aus-
künfte, die dem übertragenen Wirkungskreis zuzu-
rechnen sind, gilt das Kostengesetz. 

Die gesetzliche Regelung über Voraussetzungen und 
Grenzen eines allgemeinen Auskunftsrechts berück-
sichtigt insgesamt die Anforderungen an das mitglied-
staatliche Recht zum Ausgleich zwischen Anforderun-
gen des Datenschutzes und dem allgemeinen Inte-
resse am Zugang zu Informationen des öffentlichen 
Sektors, die mit der Verabschiedung der EU-Daten-
schutz-Grundverordnung zu erwarten sind (vgl. Art. 80 
Rats-Dok.- 9565/15). 

Zu Nr. 11 

Redaktionelle Bereinigung.  

 

Zu Abs. 9 Änderung des BayRDG 

Der Verzicht auf Schriftform in Art. 26 Abs. 1 Satz 2 
und Abs. 2 Satz 1 BayRDG erfolgt zur Förderung von 
E-Government und Bürgerfreundlichkeit und zur Ver-
waltungsvereinfachung. 

 

Zu Abs. 10 Änderung des BayBG 

Aufgrund der speziellen datenschutzrechtlichen und 
verfahrenstechnischen Anforderungen, die an eine 
elektronische Personalaktenführung zu stellen sind, 
soll die Anwendung des Art. 7 BayEGovG auf die Per-
sonalakte ausgeschlossen werden.  

 

Zu Abs. 11 Änderung des BayWoBindG 

Um klarzustellen, dass die der zur Mieterhöhung er-
forderlichen Erklärung ggfs. beizufügende Genehmi-
gung im Sinne von Art. 11 Abs. 1 Satz 4 BayWoBindG 
im Interesse der zur Mieterhöhung berechtigten Ver-
mieter und zur Förderung von E-Government auch auf 

elektronischem Weg unter Verwendung einer Schrift-
formersatzmöglichkeiten des Art. 3a Abs. 2 Bay-
VwVfG beigefügt werden kann, wird das Wort „Ab-
schrift“ durch das Wort „Kopie“ ersetzt.  

 

Zu Abs. 12 Änderung des BayWG 

Nach aktueller Fassung des Art. 3 Abs. 1 Satz 1 
BayWG werden die Verzeichnisse der Gewässer 
zweiter Ordnung und der Wildbäche durch Rechtsver-
ordnung des Staatsministeriums für Umwelt und Ver-
braucherschutz festgelegt. Beide Verzeichnisse sind 
lang und sehr detailliert, wollen die öffentlich-recht-
liche Eigenschaft dieser Gewässer bestimmen und 
sind damit an sich ein ganz typischer Fall, der in an-
deren Rechtsmaterien durch Verwaltungsakt erledigt 
wird. Sie sind damit an sich gerade kein typischer Fall 
für Verordnungssetzung. Ein unmittelbares Ver-
gleichsbeispiel aus einem anderen Rechtsgebiet sind 
z.B. Widmungen nach Straßen- und Wegerecht, die 
typischerweise durch Verwaltungsakt erfolgen (vgl. 
Art. 6 Bayerisches Straßen- und Wegegesetz). Die 
vorgeschlagene Gesetzesänderung sieht daher vor, 
die gewässerrechtlichen Festlegungen statt wie bisher 
durch Verordnung künftig durch Allgemeinverfügung 
vorzunehmen. Das ist deutlich unbürokratischer, da 
Allgemeinverfügungen es ermöglichen, die Verzeich-
nisse schneller zu aktualisieren, auf Stand zu halten 
und anzupassen. Denn das Verfahren zum Erlass von 
Verwaltungsakten ist weniger formalisiert als ein 
Normsetzungsverfahren. Ein weiterer Vorteil liegt in 
der Bestandskraft der Allgemeinverfügungen und – 
wenn nötig – in ihrer einfachen verwaltungsgerichtli-
chen Kontrollmöglichkeit durch etwa in ihren Rechten 
betroffene Bürger. Die Änderung ist damit ein Beitrag 
zur Entbürokratisierung des Landesrechts. 

 

Zu Abs. 13 Änderung des BayAbwAG 

Zu Nr. 1. 

Nach aktueller Fassung des Art. 10 Abs. 4 BayAb-
wAG sind Erklärungen und Anzeigen nach den Ab-
wasserabgabengesetzen nach amtlich vorgeschrie-
benen Vordrucken abzugeben. Die Vordrucke sind in 
der Verwaltungsvorschrift zum Abwasserabgabenge-
setz und zum Bayerischen Gesetz zur Ausführung 
des Abwasserabgabengesetzes (VwVBayAbwAG) 
vorgegeben. Die Regelung zur Verwendungspflicht 
von Vordrucken wurde seinerzeit geschaffen, um die 
Antragstellung zu konkretisieren und die Bearbeitung 
von zahlreichen gleichgelagerten Fällen im Abwas-
serabgabengesetz für Betreiber und Behörden zu 
erleichtern. Die Pflicht zur ausschließlichen Verwen-
dung von Vordrucken in Papierform hat sich bewährt, 
hemmt nunmehr aber die Einführung EDV-gestützter 
Systeme für die Festsetzung der Abwasserabgabe.  

Es ist beabsichtigt, den bereits eingeführten Daten-
verbund Abwasser Bayern „DABay“ durch ein Modul 
zur Abwasserabgabenfestsetzung zu erweitern. Damit 
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soll ein modernes Instrument auf Grundlage einer 
vom Staatsministerium für Umwelt und Verbraucher-
schutz eingeführten E-Government-Lösung für Anla-
genbetreiber und Verwaltung geschaffen werden, in 
dem alle abgaberechtlich anfallenden Schritte, wie die 
Einreichung von Erklärungen und Anzeigen über die 
Datenbank abgewickelt werden können. Die Einfüh-
rung eines Moduls zur Abwasserabgabenberechnung 
dient der Entlastung der abgabepflichtigen Anlagen-
betreiber und den staatlichen Behörden gleicherma-
ßen. Hierzu ist allerdings zwingend eine Anpassung 
der bislang bestehenden Regelung erforderlich, die 
den heutigen Bedürfnissen an eine fortschrittliche 
Verwaltung Rechnung trägt und damit einen weiteren 
Beitrag zur Entbürokratisierung des Landesrechts 
leisten kann. Insofern kann damit auch der Übergang 
zur elektronischen Verwaltung erleichtert werden. 

Zu Nr. 2 bis Nr. 3a) 

Redaktionelle Bereinigungen.  

Zu Nr. 3b) 

Abwasserabgabepflichtige können unter bestimmten 
Voraussetzungen Investitionsmaßnahmen mit ihrer 
Abgabeschuld verrechnen. Hierzu ist innerhalb eines 
Jahres nach Inbetriebnahme der Maßnahme eine Ver-
rechnungserklärung gegenüber der Kreisverwaltungs-
behörde nach Art. 14 Abs. 1 Satz 1 BayAbwAG abzu-
geben. Zu verwenden sind hier ebenfalls gemäß 
Art. 10 Abs. 4 BayAbwAG die amtlich vorgeschriebe-
nen Vordrucke. Die Verrechnungserklärung soll künf-
tig auch über eine vom Staatsministerium für Umwelt 
und Verbraucherschutz eingeführten E-Government-
Lösung eingereicht werden können.  

Zu Nr. 4 

Nr. 4a) bis Nr. 4e) 

Redaktionelle Bereinigungen. 

Nr. 4f) 

„Durch den in Art. 15 BayAbwG in Bezug genommen 
§ 238 AO beträgt in den verzinsungspflichtigen Fällen 
des Gesetzes der jährliche Zinssatz sechs Prozent. 
Dieser Zinssatz erscheint angesichts einer seit Jahren 
andauernden Niedrigzinsphase nicht gerechtfertigt. Es 
bietet sich an, den statischen Zinssatz nach § 238 
Abs. 1 Satz 1 AO durch eine gängige dynamische 
Größe zu ersetzen, die eine stets sachgerecht dyna-
mische Abbildung des jeweils abschöpfungsfähigen 
Liquiditätsvorteils ermöglicht. Als Bezugsgröße ge-
wählt wird der Basiszinssatz nach § 247 des Bürgerli-
chen Gesetzbuchs (BGB), der halbjährlich jeweils 
zum 1.1. und 1.7. eines Jahres von der Deutschen 
Bundesbank im Bundesanzeiger veröffentlicht wird. 
Entsprechend wurde bereits zum Kommunalabga-
bengesetz und zum BayVwVfG verfahren (vgl. LT-
Drs. LT-Drs. 17/370 (dort § 1 Nr. 9 b) bb) bbb)) und 
LT-Drs. 17/2820 (dort § 1 Nr. 4)).“ 

Zu Abs. 14 Änderung des BayStrWG 

Der Verzicht auf Schriftform in den bezeichneten 
Normen des BayStrWG erfolgt zur Förderung von E-
Government und Bürgerfreundlichkeit und zur Verwal-
tungsvereinfachung. 

 

Zu Abs. 15 Änderung des BayUIG 

Der Verzicht auf Schriftform in Art. 9 Abs. 3 Satz 1 
erfolgt zur Förderung von E-Government und Bürger-
freundlichkeit und zur Verwaltungsvereinfachung. Im 
Übrigen erfolgen redaktionelle Änderungen. 

 

Zu Abs. 16 Änderung des BayNatSchG 

Der Verzicht auf Schriftform in Art. 6 Abs. 3 erfolgt zur 
Förderung von E-Government und Bürgerfreundlich-
keit und zur Verwaltungsvereinfachung. Im Übrigen 
erfolgen redaktionelle Änderungen. Mit der Aufhebung 
des Art 61 Abs. 2 wird nicht die Außerkraftsetzung 
des früheren BayNatSchG sowie des Naturschutz-
Ergänzungsgesetzes rückgängig gemacht wird, son-
dern dass diese Regelung nur in die Zukunft wirkt. 

 

Zu Abs. 17 Änderung des BayKiBiG 

Seit dem Kindergartenjahr 2010/2011 wird die Förde-
rung von Kindertageseinrichtungen und Tagespflege 
nach dem Bayerischen Kinderbildungs- und -betreu-
ungsgesetz (BayKiBiG) über eine webbasierte An-
wendung abgerechnet. Über das System fließen in 
2015 staatliche und kommunale Mittel im Umfang von 
über 2,5 Milliarden Euro über 78 staatliche Bewilli-
gungsstellen an 2.000 Gemeinden und die Träger von 
ca. 9.200 Einrichtungen. Nach dem im BayKiBiG ge-
regelten Förderverfahren stellen die Träger an die 
Kommunen Anträge auf Auszahlung der Förderleis-
tungen und die Kommunen Refinanzierungsanträge 
bei den staatlichen Bewilligungsbehörden. Im Fall der 
Tagespflege erfolgt die Abrechnung zwischen den 
Trägern der öffentlichen Jugendhilfe und dem Frei-
staat Bayern. Die webbasierte Anwendung ermöglicht 
dabei die Antrags- und Bescheiderstellung, die Fest-
setzung von Abschlägen sowie deren Endabrech-
nung. Das Verfahren wurde mit Blick auf die E-Go-
vernment-Strategie der Staatsregierung konzipiert und 
könnte ohne größere Umstellungsprobleme papierlos 
rein elektronisch abgewickelt werden. Aufgrund der 
bisherigen Schriftformerfordernisse müssen alle im 
System erstellten Anträge ausgedruckt, unterschrie-
ben und versandt werden. Der Verzicht auf die Schrift-
form mit Verwendung einer verlässlichen elektroni-
schen Signatur würde für die Träger und Kommunen 
bayernweit zeitlich und finanziell zu erheblichen Ein-
sparungen führen. 
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zu Abs. 18 Änderung des BayEUG 

Schulen sind mit Blick auf den in der Verfassung und 
im BayEUG verankerten Bildungs- und Erziehungs-
auftrag grundsätzlich vom Geltungsbereich des Bay-
EGovG ausgenommen, vgl. Begründung zu Art. 1 
Abs. 2 Satz 2 BayEGovG. Die formalen Erleichterun-
gen bei der Nutzung freigegebener Basisdienste sol-
len jedoch auch für Schulen verfügbar sein.  

 

Zu Art. 10   
Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Übergangsvor-
schriften. 

Zu Abs. 1 Experimentierklausel 

Allgemeines 

Der Einsatz von Informations- und Kommunikations-
technologien in der Verwaltung unterliegt technikbe-
dingt raschem Wandel. Auch die rechtlichen Rahmen-
bedingungen des E-Government sind auf internationa-
ler, europäischer und nationaler Ebene beständigen 
Veränderungen unterworfen. Dennoch ist gerade die 
Durchführung von E-Government-Projekten mit weit-
reichenden Kosten- und Organisationsfolgen verbun-
den. 

Die Entwicklung des E-Governments muss daher 
flexibel auf aktuelle Tendenzen reagieren und dabei 
die finanziellen und organisatorischen Risiken ange-
messen begrenzen können. Hierfür bietet es sich an, 
im Rahmen von Pilotprojekten in sachlich, räumlich 
und inhaltlich abgegrenzten Bereichen vertiefte Er-
kenntnisse zu einzelnen informationstechnischen Sys-
temen und E-Government-Anwendungen zu gewin-
nen, ehe diese dauerhaft bzw. flächendeckend zum 
Einsatz kommen. 

Die Umsetzung von Pilotprojekten wäre jedoch oft 
unzulässig, wenn dafür keine Ausnahmen von den 
Vorschriften des allgemeinen oder besonderen Ver-
waltungsverfahrensrechts erlaubt werden. Da diese 
allgemeinen Normen nach wie vor überwiegend an-
hand der Bedürfnisse einer noch nicht elektronisch 
unterstützten Verwaltung formuliert wurden, ergeben 
sich aus den in ihnen enthaltenen Form- und Zustän-
digkeitsvorschriften Hemmnisse für derartige Experi-
mente im Bereich des E-Governments.  

Formvorschriften können sich insoweit als Hindernis-
se erweisen, als sie bestimmte aus der „Papierwelt“ 
stammende Anforderungen teilweise nicht für IT-un-
terstützte Verwaltungsprozesse öffnen oder dabei 
lediglich bestimmte IT-Verfahren als zulässig anse-
hen, während die technische Entwicklung kontinuier-
lich weitere IT-Verfahren hervorbringt. Gleichwohl ist 
eine ungeprüfte Übernahme neuer IT-Verfahren eben-
falls mit vielfältigen Risiken verbunden, so dass eine 
zuverlässige Prognose der Folgen einer allgemeinen 
Ausweitung der Zulässigkeit auch auf diese neuen 
Verfahren teilweise erst nach einem Test dieser Ver-
fahren in Pilotprojekten möglich ist. Für diese Fälle 
ermöglicht Art. 10 Abs. 1 die ausnahmsweise und 

vorübergehende Abweichung von einzelnen Formvor-
schriften. 

Hindernisse für die Weiterentwicklung des E-Govern-
ment können sich aber nicht nur aus Regelungen 
ergeben, die noch in der „analogen“ Welt wurzeln. 
Angesichts der Dynamik der technischen Entwicklun-
gen kann sich auch bei Regelungen Überprüfungsbe-
darf ergeben, die bereits an die elektronische Verwal-
tung angepasst wurden, wie z.B. Art. 3a Abs. 2 Bay-
VwVfG in der Fassung des Art. 9a Abs. 1 dieses Ge-
setzes oder Art. 27a BayVwVfG in der Fassung des 
Gesetzentwurfs der Staatsregierung, LT-Drs. 17/2820. 
So kann es z.B. sinnvoll sein, zusätzlich zu Art. 3a 
Abs. 2 Satz 4 Nr. 1 bis 3 VwVfG „sonstige sichere 
Verfahren“ im Rahmen eines Politprojekts befristet als 
weiteren Schriftformersatz testweise zuzulassen.  

Aber auch Zuständigkeitsvorschriften können sich als 
Hindernisse für E-Government-Projekte erweisen. 
Dies gilt insbesondere mit Blick auf die Einführung 
von zentralen, behörden- bzw. verfahrensübergreifen-
den Portallösungen. So können sich die vom IT-
Einsatz erwarteten Effizienzsteigerungen und Verfah-
rensbeschleunigungen prinzipiell nur realisieren, wenn 
nicht lediglich die bisherigen „papiergebundenen“ 
Verwaltungsprozesse unverändert in informations-
technische Systeme übertragen werden. Vielmehr 
sind hierfür Analysen der Ablauf- und Organisations-
prozesse notwendig, die für den Fall verwaltungsin-
terner Umstrukturierungen teilweise beachtliche Opti-
mierungspotentiale identifizieren. Hierbei erlangen vor 
allem Bündelungen der sachlichen oder örtlichen Zu-
ständigkeit bei einheitlichen Ansprechpartnern oder 
regionalen Kompetenzzentren besondere Relevanz. 
Auch insoweit eröffnet Art. 10 Abs. 1 die Möglichkeit, 
vor einer allgemeinen Veränderung der bestehenden 
Zuständigkeitsordnung eine zuverlässige Prognose 
der hiervon zu erwartenden Auswirkungen durch eine 
testweise Pilotierung zu erlangen. 

Art. 10 Abs. 1 bietet in Anlehnung an vergleichbare 
Experimentierklauseln in § 9 des schleswig-holstei-
nischen E-Government-Gesetzes

 
(Gesetz zur elektro-

nischen Verwaltung für Schleswig-Holstein vom 8. Juli 
2009, GVBl. SH S. 398) und § 20 des Sächsischen E-
Government-Gesetzes

 
(Gesetz zur Förderung der 

elektronischen Verwaltung im Freistaat Sachsen vom 
9. Juli 2014, SächsGVBl. S. 398) den Rahmen für die 
Durchführung solcher Pilotprojekte. Bei deren Ausge-
staltung ist darauf zu achten, dass klare Rahmenbe-
dingungen insbesondere für die von den probeweisen 
Veränderungen betroffenen Bürgern und Unterneh-
men auch während der Phase des Pilotprojekts je-
weils unzweifelhaft erkennen lassen, welche Behör-
den für ihr Anliegen zuständig sind und welche Form-
vorschriften dabei beachtet werden müssen. 

Abs. 1 ermächtigt die Staatsregierung zum Erlass 
einer Rechtsverordnung, nach der von den in Satz 1 
Nrn. 1 und 2 abschließend aufgezählten allgemeinen 
Verwaltungsverfahrens- und Verwaltungszustellungs-
kostenregelungen abgewichen werden kann. Die Ge-
währung solcher Ausnahmen ist zeitlich jeweils auf 
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höchstens drei Jahre befristet (Satz 2) und muss 
durch die Verordnung sachlich (z.B. auf ein bestimm-
tes Fachverfahren wie die Gewerbeanmeldung) und 
räumlich (z.B. auf den örtlichen Zuständigkeitsbereich 
einer bestimmten Behörde) beschränkt werden. Die 
Befristungsklausel ist dahingehend zu verstehen, 
dass die materielle Regelung längstens drei Jahre in 
Kraft gesetzt werden darf. Eine spätere Verlängerung 
einer formalen Drei-Jahres-Befristung um weitere drei 
Jahre ist daher nicht möglich. 

Gemäß Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 darf von den dort ab-
schließend aufgezählten Zuständigkeits- und Form-
vorschriften des BayVwVfG abgewichen werden. Der-
artige Ausnahmen sind danach zulässig für die Vor-
schriften zur örtlichen Zuständigkeit (Art. 3 Bay-
VwVfG), zur elektronischen Kommunikation (Art. 3a 
BayVwVfG), zur zusätzlichen Internetveröffentlichung 
von öffentlichen oder ortsüblichen Bekanntmachun-
gen (Art. 27a BayVwVfG) zur Beglaubigung von Do-
kumenten (Art. 33 BayVwVfG), zur Beglaubigung von 
Unterschriften (Art. 34 BayVwVfG), zur Form des 
Verwaltungsaktes (Art. 37 Abs. 2 bis 5 BayVwVfG), 
zur Bekanntgabe des Verwaltungsaktes (Art. 41 
BayVwVfG), zur Schriftform des öffentlich-rechtlichen 
Vertrages (Art. 57 BayVwVfG), zur Form des Antrags 
im förmlichen Verwaltungsverfahren (Art. 64 Bay-
VwVfG) und zur Form der Entscheidung im förmlichen 
Verwaltungsverfahren (Art. 69 Abs. 2 BayVwVfG). 

Nach Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 kann von den dort abschlie-
ßend aufgezählten Zustellungsanforderungen abge-
wichen werden. Derartige Ausnahmen sind danach 
zulässig für die Vorschriften zur elektronischen Zustel-
lung (Art. 5 Abs. 4 bis 7 und Art. 6 VwZVG) und zur 
Ausgestaltung der öffentlichen Zustellung (Art. 15 
Abs. 2 VwZVG). 

Die Zuständigkeits- und Formvorschriften des Bay-
VwVfG werden in den konkreten Fachverfahren des 
bayerischen Verwaltungsrechts häufig durch speziel-
lere Zuständigkeits- und/oder Formvorschriften des 
besonderen Verwaltungsrechts ergänzt oder modifi-
ziert. Für die effektive Erprobung neuer E-Govern-
ment-Verfahren ist daher eine zeitlich befristete Ab-
weichungsmöglichkeit von Regelungen des Bay-
VwVfG allein in der Regel nicht ausreichend. Im Inte-
resse der praktischen Wirksamkeit der Experimentier-
klausel erlaubt Art. 10 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 daher er-
gänzend auch die Abweichung von sonstigen landes-
gesetzlichen Zuständigkeits- und Formvorschriften. Im 
Interesse der Rechtssicherheit und Bestimmtheit der 
gesetzlichen Regelungen werden die technischen und 
rechtlichen Anwendungsfelder der Norm im Einzelnen 
abschließend festgelegt. 

Gemäß Satz 2 ist die Verordnung auf höchstens drei 
Jahre zu befristen.   

Zu Abs. 2 

Das Gesetz tritt gemäß Satz 1 am …………... in Kraft.   

Abweichend von Abs. 2 Satz 1 enthält Satz 2 ange-
messenen Fristen für das Inkrafttreten von Regelun-
gen, die mit der Einführung neuer technischer Verfah-
ren in Behörden verbunden sind. Das Inkrafttreten der 
Pflicht zur Entgegennahme elektronischer Rechnun-
gen orientiert sich an den unionsrechtlichen Vorga-
ben.  

Zu Abs. 3 

Nr. 1 Außerkrafttreten DSchV 

Nr. 1 normiert das Außerkrafttreten der geltenden 
Datenschutzverordnung. Die Datenschutzverordnung 
enthält in § 1 Zuständigkeitsvorschriften und in § 2 
Ausnahmen von der Verpflichtung zur datenschutz-
rechtlichen Freigabe und zur Aufnahme von Verfahren 
in das Verfahrensverzeichnis: 

Die Regelungen in § 1 Abs. 1 der Verordnung sind 
inzwischen in das BayDSG übernommen worden (vgl. 
Art. 34 und 35 BayDSG). 

§ 1 Abs. 2 der Verordnung enthält die Bestimmung 
des Staatsministeriums des Innern als „Hilfeleistende 
Behörde“ nach Art. 13 Abs. 2 Buchst. a des Überein-
kommens des Europarats von 28. Januar 1981 zum 
Schutz des Menschen bei der automatischen Verar-
beitung personenbezogener Daten. Diese Vorschrift 
kann entfallen, da mit Art. 1 Abs. 1 des Zuständig-
keitsgesetzes vom 7. Mai 2013 (GVBl S. 246) eine 
entsprechende Auffangvorschrift geschaffen wurde. 
Ein praktisches Bedürfnis für eine explizite Zuständig-
keitsvorschrift besteht bisher nicht.  

Die in § 2 der Verordnung enthaltenen Ausnahmen 
von der Verpflichtung zur datenschutzrechtlichen 
Freigabe und zur damit verbundenen Aufnahme von 
Verfahren in das Verfahrensverzeichnis werden direkt 
in Art. 26 Abs. 4 BayDSG übernommen. 

Nr. 2 Außerkrafttreten GewZweiV 

Die bisherige Verordnung über die Gewässer zweiter 
Ordnung ist veraltet und wird aufgehoben. An ihre 
Stelle soll – gemäß der Neuregelung nach Art. 9a 
Abs. 12 – eine auf dem neuesten Stand erarbeitete 
Allgemeinverfügung treten. Um für deren Erlass die 
nötige Zeit zur Verfügung zu haben, soll die Aufhe-
bung der Verordnung über die Gewässer zweiter Ord-
nung mit zeitlicher Verzögerung erfolgen. 

Nr. 3 befristet die Experimentierklausel des Abs. 1 auf 
vier Jahre ab Inkrafttreten des Gesetzes.  


